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"Dem Leiter einer Fahrbaren Aufklärungs­
und Ausbildungsstelle (FAASt) obliegt insbe­
sondere die Durchführung von Ausbildungs­
veranstaltungen und Veranstaltungen der Öf­
fentlichkeitsarbeit." So ist es in der Dienst­
vorschrift Nr. 5 des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz (BVS) festgeschrieben. Eine der 
rund 160 derartigen Einrichtungen zur Auf­
klärung und Ausbildung, die der BVS bundes­
weit einsetzt, wird von Karl Pötz geleitet. 

Es sind nicht nur die fund ierte fachliche 
Ausbildung und seine mittlerweile 25 Jahre 
Erfahrung im Selbstschutz, die ihn zur Wahr­
nehmung seiner Aufgaben besonders befähi­
gen. Denn zusätzlich kann er Kenntnisse und 
Fähigkeiten aus über drei Jahrzehnlen Aus­
bildungs- und Einsatzdienst in der Feuerwehr 
in sein Amt einbringen. Der im Ehrenamt als 
Kreisfeuerwehrinspekteur des Kreises May­
en-Koblenz mit der Aufsicht über 110 Ge­
meindefeuerwehren mit 2750 Feuerwehrleu­
ten Betraute weiß auch in seinem Beruf also 
stets, wovon er spricht. 

Einer der ersten Aktiven 

Begonnen hat alles 1965. In jenem Jahr 
wurde im Bereich Selbstschutz die Ausbil­
dung im Brandschutz aufgebaut. Zur Mithilfe 
angesprochen, war der damals 30jährige 
Löschmeister als einer der ersten aktiv dabei. 
Schnell war der ehrenamtliche Helfer in die 
ständige Ausbildung der Selbstschutzkräfte 
eingebunden, bis er 1970 als hauptamtlicher 
Mitarbeiter der BVS-Dienststelle Koblenz 
neue Aufgaben übernahm und somit eines 
seiner beiden Ehrenämter zum Beruf machte. 
Seit 1978 schließlich ist er Leiter einer der 
beiden FAASten der Dienststelle Koblenz. 

Wenn Karl Pötz und sein Kollege In ihrem 
orangefarbenen BVS-Kleinbus im Dienststel­
lenbereich unterwegs sind, erwartet sie stets 
eine neue Aufgabe. Ist es heute eine Großver­
anstaltung, an der die beiden mit ihrem dann 
zu einem Infostand mit Filmvorführung um­
gebauten Fahrzeug den BVS vertreten, so 

Der Bundesverband für den Selbstschutz und die Feuerwehr -
zwei Einrichtungen unter dem gemeinsamen Dach des Zivilschut­
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Menschen im 
Katastrophenschutz 
Heute: Karl Pötz aus Weißenthurm 

kann es morgen eine Schulklasse sein, die 
sie zu einem Selbstschutz-Grund lehrgang im 
Klassenraum erwartet, während am dritten 
Tag vielleicht Behördenselbstschutzkräfte in 
der praktischen Brandbekämpfung unter­
richtet werden . 

"Die Vielfalt der täglichen Einsätze macht 
den Reiz der Aufgabe aus", betont Karl pötz. 
Allein die Tatsache, daß der BVS auch an der 
Landesfeuerwehrschule Rheinland-Pfalz in 
Koblenz ständig Lehraufgaben im Themen­
bereich Katastrophenschutz übernimmt, 
zeugt von der Anerkennung, die der BVS­
Ausbi ldung gezollt wird. So können sich die 
beiden Koblenzer FAASten laut Pötz "über 
Arbeit nicht beklagen". Kein Wunder, wenn 
man bedenkt, daß er alle Feuerwehrfüh­
rungskräfte seines Bereichs kennt und ihm 
sämtliche Landräte und Bürgermeister im 
weiteren Umkreis persönlich bekannt sind. 
Da ist es leicht, Kontakte zu knüpfen und 
über alle für den BVS interessanten Veran­
staltungen informiert zu sein . Ein für die 
Dienststelle wertvoller Nebeneffekt des Eh­
renamtes. 

Frühzeitig Führungsaufgaben 

Seit wann ist er bei der Feuerwehr aktiv? 
Mittlerweile sind es bereits 34 Jahre her, als 
der damals 21jährige von Freunden zur Mit­
arbeit in der Freiwilligen Feuerwehr ermun­
tert wurde. Ein Entschluß, der eine wahre 
"Bilderbuchkarriere" nach sich zog . Schon 
1957, ein Jahr nach seinem Eintreten, be­
suchte er den ersten Lehrgang an der Lan­
desfeuerwehrschule. Schnell waren die 
nächsten Stufen erklommen - 1960 Lösch­
meister, 1970 Wehrführer, 1971 stellvertre­
tender Kreisfeuerwehrinspekteur -, bis er 
1985 seine jetzige Funktion übernahm. 

Erfahrung konnte er also in der Feuerwehr 
und im Katastrophenschutz genug sammeln. 
Wie beurteilt er den Stellenwert des Katastro­
phenschutzes heute? "Wir haben hier in der 
Bundesrepublik wohl den am besten ausge-

bildeten und ausgerüsteten Katastrophen­
schutz der Welt. Ohne diese Einrichtung wäre 
man heute nicht mehr in der Lage, eine 
optimale Gefahrenabwehr durchzuführen. 
Wobei ich allerdings im Moment im Bereich 
Chemieschutz Schwachstellen sehe", faßt er 
zusammen. 

Daß diese Erkenntnisse nicht ohne Aus­
wirkungen bleiben, zeigt die Praxis. So sind 
die im Kreis Mayen-Koblenz stationierten 
ABC-Züge der Feuerwehr zugeordnet und 
werden auch in der kommunalen Gefahren­
abwehr eingesetzt. Ein Blick ins Gerätehaus 
der Feuerwehr Weißenthurm verdeutlicht das 
Konzept: Das Dekontaminations-Mehr­
zweck-Fahrzeug steht "gleichberechtigt" 
neben den anderen Feuerwehr-Einsatzfahr­
zeugen in der Halle. Und nicht nur das: Es ist 
auch genauso schnell an der Einsatzstelle. 

Die Zusammenarbeit der einzelnen Kata­
strophenschutz-Einheiten untere inander ist 
ein besonderes Anliegen des Kreisfeuer­
wehrinspekteurs. Gemeinsame jährliche 
Großübungen - die dritte findet in diesem 
Jahr statt - sollen die Zusammenarbeit 
fördern und festigen. "Allein die Vorbespre­
chungen, von denen eine ganze Reihe durch­
geführt werden, sind schon deshalb ein 
Gewinn, weil sich dort die Führungskräfte 
aller Fachdienste näher kennenlernen und 
miteinander arbeiten" , betont Karl pötz. 

Ein Beruf, der Leistung fordert, dazu ein 
zeitaufwendiges Ehrenamt - bleibt da noch 
Raum für das Privatleben? Karl Pötz sieht hier 
keine Probleme: "Natürlich steht die Familie 
immer an erster Stelle, auch wenn es 
manchmal zeitlich efwas knapp wird. Doch 
ich konnte bei meiner Frau und meinen 
beiden Kindern stets mit viel Verständnis 
rechnen. Ohne diese Voraussetzung ist es 
unmöglich, eine ehrenamtliche Führungsauf­
gabe mit dem nötigen Einsatz zu erfüllen ." 
Und wenn ihm einmal efwas mehr freie Zeit 
verbleibt? Dann entspannt er sich gerne bei 
einem guten Buch. Was ihm bei seinem 
zweifachen Engagement sicherlich zu gön­
nen ist. - cl -
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11 Tote bei Restaurantbrand 
Für neun Gäste und zwei Angestell­

te wurde ein koreanisches Spezialitä­
tenrestaumnt in FranHun am 7. März 
1990 zur Todesfalle. Gegen 21 Uhr 
bemerkte der Win des im ersten Stock 
gelegenen Lokals aus einem Abstell­
raum im Keller Qualm dringen. Seine 
Löschversuche blieben erfolglos. 

Das Feuer, das don vermutlich 
schon längere Zeit geschwelt hatte, 
breitete sich schlaganig über das Trep­
penhaus bis in das Restaumnt aus. In 
panischer Angst spmngen einige der 
Gäste aus dem Fenster auf die Straße 
und wurden schwer verletzt, minde­
stens eine Person kam dabei ums le­
ben. Zum Glück rur die Bewohner 
blieben die darüberliegenden Stock-

werke des sechsgeschossigen Gebäu­
des von den Aammen verschont. 

Ursächlich rur den Tod der vier 

Frauen, runf Männer und zwei Kinder 
waren Rauchvergiftungen. Die Feuer­
wehr fand die verl;ohlten Leichen zu-

sammengekrümmt neben den Ti­
schen. 

Das Hessische Landesknminalamt 
und die E'penen der Feuerwehr wer­
den auch die Fmge prüfen müssen, ob 
die Gäste des Lokals überhaupt eine 
Chan e hatten, dem Aammentod zu 
entgehen. Der langjährige Chef der 
Frankfuner Berufsfeuerwehr, Profes­
sor Ernst Achilles. hat es auf den 
Punkt gebmcht: ,. Das größte Problem 
beim lorbeugenden Bmndschutz ist 
immer die Sicherstellung der Aucht­
wege. was mitunter sehr lax gehand­
habt wird. Jeder weiß, daß es brennen 
kann, aber jeder ist überzeugt. daß es 
nur beim anderen brennt." 

Farbiges Outfit statt tristem Bunkergrau 
Wettbewerb zur Bemalung des Opladener "Künstlerbunkers" 

Für den Leverkusener Förderverein 
"leI' soll schöner werden" stand die 
optische Verbesserung der städtischen 
Hochbunker seit seiner Gründung im 
Jahre 1985 ganz oben auf der Prioritä­
tenliste. Die dominanten Schutzbau-

werke aus dem 2. Weltkrieg in ihrem 
düsteren Grau stönen die Anwohner 
doch erheblich. 

Die beiden Bunker an der Schieß­
bergstraße und an der Carl-Duisberg­
Straße wurden nach den Entwürfen 

I.)cr fertig bem:llte Hunker an der SchiclU)Crg~(r:tße in LeverkUS('n wi rd 
noch mit Rankgewächsen begrünt. 
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Ulick in die Ausstellung in Opladcn, bei der Ober 23 Vorschlüge zur farbigen 
Geslaltu ngdes .. Künsllcrbunkcrs" abgestimmt werden konnte. 

des Leverkusener Künstlers und 
,.Stadtstreichers'· Friedrich-Ernst I'on 
Gamier bemalt. Im Rahmen einer Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahme wurden 
bei der Gestaltung I'on .. Miss Piggy" 
und "Bonbonniere", wie der Volks­
mund die beiden feniggestellten Ob­
jekte taufte. 22 arbeitslose Jugendli-

(Fotos: Stcntcnbllch) 

ehe beschäftigt. von denen 13 in der 
Zwischenzeit in eine feste Anstellung 
oder Ausbildung vermittelt werden 
konnten. 

Beim Bunker in der Niederfeldstm­
ße in Opladen, dem sogenannten 
"Künstlerbunker" , der momentan von 
önlichen Künstlergruppen genutzt 



wird, ging der Förderverein einen neu­
en Weg: In einem offenen Wettbewerb 
konnte die Bevölkerung ihre eigenen 
Entwürfe zur Farbgestaltung einrei­
chen. Die 23 eingereichten Arbeiten 
wurden zue"l von einer Fachjury be­
gUlachtel und bewenet. Bis Mitte 
April waren sie dann in einer Ausstel­
lung zu sehen, und die Leverkusener 
Bürger konnten darüber abstimmen. 

Die drei besten Arbeiten wurden mit 
Preisen zw.schen 2(0) und 4(XX) DM 
honorien. 

Ganz bunt oder ganz uni, Schach­
brettmuster am Sims, aufgemalte Häu­
serfronten oder quergeslreifl - der 
Ideenreichtum war fasl grenzenlos. 
Auf vielen Vorschlägen grünten Rank­
pflanzen an Klettergerüsten. Sie um­
rahmlen graue Dreiecke oder locker-

len die unifarbenen Wände auf. Bei 
den eingereichlen Arbeilen schien die 
Hauplfrage: atlraktives Design oder 
Mahnmal. Einer der Entwürfe greifl 
beides auf. Der Bunker präsentien 
sich in einem grün-gelben Farbkleid. 
Doch an einer Ecke reißI das Kleid 
auf, und das triste Belongrau wird 
sichlbar. 

DDR-FeuenvehrdeJegation in der 
Bundesrepublik 

In Fonflihrung der Gespräche zwi­
schen der Feuerwehrfuhrung der DDR 
und des Deutschen Feuerwehrverban­
des, welche offiziell 1988 begonnen 
haben, war eine Delegalion zu Gasl in 
der Bundesrepublik. Teilnehmer wa­
ren Generalmajor Pohl, Leiler der 
Hauplableilung Feuerwehr; Dr.-Ing. 
Schulz. slellvenrelender Leiter; Dr. 
KreIschmar, slellvenrelender Leiler 
des Inslituts der Feuerwehr flir For­
schung und Entwicklung; Dr.-Ing. La­
dewig, slellvenrelender Leiler der 
Fachschule Feuerwehr, und Dipl.-Ing. 
Creulzburg, Sekretär des ehrenamtli­
chen Rales der Feuerwehren in der 
DDR. Seilens des DFV nahmen der 
VO"land sowie der Vo"ilzende des 
FNFW, Dipl.-Ing. Klingsohr, leil. 

Nach den gesellschaftlichen Verän­
derungen in der DDR war dieserlnfor-

malionsbesuch durch Gespräche im 
Dezember 1989 und Januar 1990 in 
Berlin vorbereileI worden. Anliegen 
der Delegalion war es, den Aulbau 
und die Slruklur der einzelnen Feuer­
weh"panen in der Bundesrepublik 
kennenzulernen. Besonderes Augen­
merk wurde auf die An und Forn. der 
Ausbildung, die Finanzierung sowie 
die soziale Absicherung der Feuer­
wehnnilglieder gerichlet. Aus diesem 
Grunde wurden Freiwillige Feuerweh­
ren und Berufsfeuerwehren in den ver­
schiedenen Gemeinde- und Sladlgrö­
ßen sowie Werkfeuerwehren (Flug­
plalz, chemische Werke und Automo­
bilinduslriel besucht. Außerdem sland 
der Besuch einer Landesfeuerwehr­
schule auf dem Programm. 

An den Gesprächen in den einzel­
nen Onen nahmen Venrelerder Feuer-

wehren und der Kommunalverwaltun­
gen teil. So konnte eine umfassende 
Infonnalion vennittell werden. Um 
auch einen Einblick in die Aufgaben 
und Verbandsslrukluren zu geben, 
wurden Kreisfeuerwehrzentralen auf­
gesuchl und die Teilnahme an einer 
Kreisfeuerwehrverbandsve"amnt­
lung ennöglicht. 

In lebhaften Diskussionen war die 
Delegalion bemühl, möglichsl viel 
und ausflihrlieh vom föderalistischen 
Aulbau zu erfahren. Während der Ta­
ge zeichnele sich immer deutlicher ab, 
daß gerade auf dem Gebiel des Ver­
bands wesens und derZusländigkeil der 
Kommunen flir die Feuerwehren ein 
Umdenkprozeß eingeleilel werden 
muß. Aus der Fülle einige der wichlig­
Slen Erkenntnisse und Aussagen fUr die 
Delegalionsleilnehmer aus der DDR: 

Die Zuständigkeil fiir die Berufs­
und Freiwilligen Feuerwehren muß in 
Zukunft bei den Gemeinden und Släd­
len liegen, ebenso fUr die Werkfeuer­
wehren bei den Werken, damil auch 
die Veramwonung bei diesen Stellen 
gewährleisleI wird. Generalmajor 
Pohl faßle es anläßlich einer Presse­
konferenz mit den Wonen zusammen: 
"Wir streben einen gleichen Aulbau 
der Wehren an wie im Weslen, als 
mIes wollen wir wieder mehr Feuer­
wehr sein." 

Im Abschlußgespräch wurde ver­
einban, daß vom DFV don Hilfeslel­
lungen gegeben werden, wo sie ge­
wünschl werden. Der Aulbau der Ver­
bandsslruktur der Feuerwehren in der 
DDR soll von unten, also von der 
Gemeinde über den Kreis bis zu den 
LandesIerbänden hin in den noch zu 
bildenden Ländern vollzogen werden. 
Der DFV wird seine SalZung insoweil 
ändern, daß den dann gegründelen 
Landesverbänden der Beilri tt zum 
DFV möglich ist. So könmen sie dann 
aIs Milglieder an einer nÖligen Ge­
samlsalzungsänderung aller Feuer­
wehren Deutschlands fUr den DeUI­
schen Feuerwehrverband milwirken. 

Für die Bereiche Ausbildung (ge­
genseitige Anerkennung und Inhalts­
abslimmung), Technik und Verbands­
slruklur sollen umgehend gemeinsame 
Referale gebildel werden. Diese Be­
gegnung hat sehr zum gegenseitigen 
Ve"lehen der Probleme beigelragen, 
Lösungswege aufgezeigl und war nach 
Überzeugung aller ein wichtiger 
Schritt zur Gemeinsamkeil im Deul­
schen Feuerwehrverband. 

Sicherheit und Qualität haben Vorrang 

Mil der Vollendung des gemeinsa­
men Binnenmarktes in Europa ab 1993 
werden nalionale lechnische Vor­
schriften in weilen Bereichen von EG­
Richtlinien abgelöst. Dies soll dazu 
fUhren, daß der Markl der Europäi­
schen Gemeinschaft offen iSI, und daß 
nationale VO"lellungen den Venrieb 
und den Einsatz von Erzeugnissen aus 
anderen Milgliedsländern nichl be­
oder gar verhindern. Außer Dingen 
des alltäglichen Lebens. von denen 
man die Diskussion um den Binnen-

Feuerwehr und Europäischer Binnenmarkt 

markl ja kenm, sind beispielsweise 
auch Feuerwehrgeräle und Feuerwehr­
fahrzeuge von dieser Hannonisierung 
beIroffen. Derzeil wird hierfur an ei­
nem europäischen Regelwerk gear­
beilet. 

Die EG-Kommission haI klarge­
slellt: Der Binnenmarkl wird nichl nur 
ein Markt ohne Grenzen, sondern soll 
sich auch durch die hohe Qualitäl sei­
ner Produkle auszeichnen. Zumindesl 
die wesemlichen sicherheilsrelevamen 
Inhalte der DIN-Nonnen müssen da-

her in eine europäische Feuerwehr­
nonn einfließen, will man den seilhe­
rigen hohen Slandard nichl zum Nach­
leil der heimischen Feuerwehrleule 
aufgeben. 

Die Fachgemeinschafl Feuerwehr­
fahrzeuge und -geräle (FFGI arbeilel 
gemeinsam mil dem DIN-Fachnor­
menausschuß Feuerwehrwesen im Eu­
ropäischen Komilee fUr Nonnung 
(CENI mit. Sie haI sich zum Ziel 
geselzl, die Europanonnen fUr Brand­
schulzwesen so zu fassen, daß nichl in 

e"ler Linie der Preis, sondern lechni­
sche Spezifikalionen die Absalzmög­
lichkeilen im Binnenmarkl be­
stimmen. 

Dies darf nichl etwa Impone aus 
Ländern außerhalbder EG verhindern, 
es soll aber siche"lellen, daß diese 
Impone dem lechnischen Slandard 
Europas emsprechen. 
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2000 I Benzin 
ausgelaufen 

GroBe Explosionsgefahr besland in 
der GÖllinger Innensladl, nachdem an 
einer Tankslelle fasl 2000 I Benzin 
ausgelaufen waren und zum Großleil 
in die Kanalisalion gelanglen, Die Po­
lizei sperrte ganze Slraßenzüge in der 
Innen5ladl. Eine glimmende Zigarelle 
hälle eine Kalastrophe au,lösen kön­
nen, meinle ein Sprecher der Feuer­
• ehr. (Folo: 0110) 

25 Millionen Mari< 
Schaden bei 

Lagerhallenbrand 

Beim Großbrand der dreislöckigen 
Lagerhalle eines Kauillauskonzerns 
im Neusser Hafen enlSland Sachscha­
den in Höhe von mehr als 25 Millionen 
Mark. Personen kamen nichl zu Scha­
den. Die Feuerwehr konnle einen Mil­
arbeiler einer Spedilion unverlelZl aus 
dem sIedengebliebenen Aufzug 
rellen. 

Nach Angaben des Leilers der 
Neusser Feuerwehr geslallelen sich 
die Löscharbcilen an dem 100m lan­
gen und 30 m breilen Gebäude schwie­
rig. so daß der Brand ersl nach 16 
SlUnden unler KOnlrolle gebrachl wer­
den konnle. 

Eine halbe Million 
nach Lkw-Unfall 

Das höchste Schmerzensgeld in der 
Geschichle der Bundesrepublik 
Deulschland ist einem vierjährigen 
Mädchen zugesprochen ' ·omen. Nach 
Informationen des ADAC, der regel­
mäßig eine Broschüre über Schmer­
zensgeldurteile veröffenllichl, muß 

die Haflpflichl-Versicherung eines 
L~w-Halle" 500000 Mark bezahlen. 
nachdem de,scn Fahrer das Kind an­
gefahren und schwerslens verletzl hal­
le. Auf diese Summe erkannle das 
Landgerichi Oldenburg (Az. 401431 / 
89). 

Aufgrund des Unfalles halle die 
Versicherung an das beiroffene Kind 
180000 Mar~ bezahll und weilere Enl­
schädigungen abgelehnl. Durch den 
Unfall iSI das Mädchen zeillebens un­
lerhalb des vierten BrustsegmenlS 
querschnillsgelähml. Dazu kommen 
unler anderem ein Himschaden. her­
vorgerufen durch Sauerstoffmangel, 
und eine Funklionsunlüchtigkeil gro­
Ber Teile der Lunge. Das bi,her höch­
Sie bekannlgewordene Schmerzens­
geld belrug 300000 Mark zuzüglich 
iOO Mark Monallrenle rur einen quer­
schnillSgelähmlen 22jährigen Arbei­
ler. (ADAC) 

Christoph Berlin 
darf jetzt 

unbegrenzt reHen 

Scil Anfang April darf der in Berlin 
slalionierte ADAC-Rellungshub­
schntuber Chrisloph 31 offiziell auch 
zu Einsälzen im OSlleil der Stadl Slar­
len. Nach langen Verhandlungen mil 
den Alliierten ist es jetzt gelungen, 
diesen grenzüberschreitenden Ret­
lungsdienst zu gewährleislen. 

Darüber hinaus laufen auch Bemü­
hungen, in der gesamlen DDR ein 
Luftretlungsnetz nach bundesdeul­
sehem Musler aufzubauen. Nach Be­
rechnungen des ADAC wären bei ei­
nem Einsalzradius von 50 Kilometer 
elwa zehn Stationen erforderlich. 

Die 36 bundesdeUlschen Rellungs­
hubschrauber sind im vergangenen 

brachl. Seil Jahresbeginn sind die im 
grenmahen Gebiet stationierten Hub­
schntuber bereils zu über zehn Einsäl­
zen auf DDR-Gebiet geslartel. 

Wanderausstellung 
über das humanitäre 

Völkerrecht 

Anfang des Jahres wurde im 
Schweizerischen Bundesarchiv m 
Bern eine Wanderausslellung unler 
dem MOllo "Menschlichkeil inmillen 
bewaffneter Konnikle" eröffnel. Sie 
wurde zusammengeslelll und gestaltei 
vom Eidjl'nössischen Departemenl 
rur auswärtige Angelegenheilen, vom 
Schweizer Bunde>archiv, vom Inler­
nationalen Komilee vom ROlen Kreuz 
(lKRK) und vom Schweizerischen 
ROlen Kreuz (SRK). 

Aus Anlaß des Jubiläums ,,125 Jah­
re Genfer Abkommen von 1864" zeigl 
die Ausslellung, wie im Verlaufe die­
ser vergangenen Jahre Konfliktsilua­
lionen die Ausarbeilung rechllicher 
Millel zur Folge hallen und sich das 
Genfer Vertrags.erk als Anlwort auf 
Bedrohungen dureh bewaffnele Aus­
einanderselzungen enlwickelt haI. 

Die Ausslellung wim an verschie­
denen Orten der Schweiz gezeigl. 

SaHelzug durch 
MiHelleitplanke 

Einen Toten und 380000 DM Sach­
schaden forderte dieser Verkehrsun­
fall auf der AUlobahn 7 zwischen 
Friedland und der RaslSlälle GÖllin­
gen. Ein mil Fenslerglas beladener 
lürkischer Sallelzug durchbrach die 
Millelleilplanke. Der abgerissene 
Auflieger bohrte sich in das Führer­
haus eines entgegenkommenden öster· 
reichischen Lkws. dessen Fahrer auf 
der Sielle getÖle1 wurde. (Folo: 0110) 

Jahr insgesami 38639 Notfalleinsälze 
genogen und haben dabei knapp 
32000 Palienlen schnelle Hilfe ge- ... 
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Internationale 
Fachmesse über 

Katastrophenschutz 

In Utrechl flndel vom 26. bis 29. 
November 199 1 unler dem Namen 
"INTER-ALARM '9 1" ein Sympo­
sium und eme intemallonale Fachmes­
se über Kataslrophenschulz und Kri­
senmanagemenl Slall. 

Der RugzeugabslUrz über dem 
scholl ischen Dorf Lockerbie oder die 
Fußballkalaslrophe im Briisseler He)­
sel-Sladion sind Beispiele rur Kata­
strophen. die von Menschen ausgelösl 
wurden. Aber auch Naturkataslro­
phen, wie das Erdbeben 'on San Fran­
cisco Ende letZien Jahres oder die 
Orkane. 'on denen Europa im Januar 
und Februar heimgesuchl wumen. 
sind noch frisch im Gedächtnis. 

Notslände durch schwere Unfalle 
gehören zu den Risiken einer hochin­
duslrialisierten Gesellschafl. in der die 
eine lechnologische Neuerung bei ih­
rer Einftihrung vielfach bereits 'on der 
näch\ten überholt isl. Deswegen. ird 
zunehmend darauf gedrängl, Maßnah­
men zu ergreifen, durch die sich die 
Folgen solcher NOlfalle auf ein Mini­
mum begrenzen lassen. 

Das Krisen-Forschungsleam der 
Universitälen Leiden und ROllerdam 
hai in einer Erhebung feslgestellt, daß 
viele niederländischen Gemeinden 
über keinen Kalastrophenplan verfu­
gen, der auf die aktuellen Verhällnisse 
abgeslimml isl. Krisenmanagement 
und Kalaslrophenschutz erfordern in­
ternalionale Koordinalion. Dies zeigte 
sich ersl kürzlich bei einer Übung im 
niederländisch-belgischen Grenz­
raum: Die KrankenIragen des einen 
Landes paßlen nichl in die Rellungs­
fahrzeuge des anderen. 

Im Hinblic~ auf die Einigung Euro­
pas wird ftir die I:-ITER-ALARM '9 1 
slarkes Inleresse erwartel. 



f 

OieSAR-Besatzung birgt den Verlell:len \'On einem IJaugerüsl. 

Spektakulärer 
Reltungseinsalz 

Die Kölner Berufsfeuerwehr wurde 
kürzlich zu einem spektakulären Ret­
tungseinsatz gerufen. Bei Arbeiten an 
der Hohenzollernbrücke (Eisenbahn­
brücke) war ein 39jähriger Handwer­
ker ausgerutscht und haue sich das 
Schienbein gebrochen. Der Arbeiter 
lag auf einem Baugerüst. oberhalb des 
minieren Rundbogens der Brücke. 

Da die Berufsfeuernehr nicht mit 
der Drehleiter an den Verletzten her­
ankam, um ihn zu reuen. wurde über 
die SAR-Reuungsleitstelle in Goch 
ein Reuungshubschrauber angefor­
den. Am UnfaIIon eingetroffen, lief 
der Einsatz des Reuungshubschrau­
be~ reibungslos ab. Ein Luftreuungs­
meister wurde mit einem Seil vom 
Hubschrauber auf das Gerüst abgelas­
sen, um den Verletzten zu reuen . Bei­
de landeten dann wenige Minuten spä­
ter mit dem Hubschrauber am rechten 
Rheinufer, von wo aus der verletzte 
Handwerker mit einem RTW ins 
Krankenhaus gebracht wurde. 

Woto: W. Oubl) 

Seenotrettungsboote 
an die DDR 
übergeben 

Zwei Seenotreuungsboote der 
Deutschen Gesellschaft zur Reuung 
Schiffbrüchiger (DGzRS) sind Anfang 
April in Rostock an den Seenotret­
tungsdienst der DDR übergeben 
worden. 

Die beiden aus seewasserbcsländi­
gern A1umimum gefenigen Spezial­
boote sind mit einer Bergungspfone 
ausgestauet, die es ennöglicht, Schiff­
brüchige in Höhe der Wasserlinie hori­
zontal aufzunehmen. Gerade bei Un­
terkühlungse~heinungen ist diese 
Einrichtung 'on lebenswichtiger Be­
deutung, um ein Zusammenbrechen 
des Kreislaufs zu venneiden. In ge­
schlossenem Zustand können die sie­
ben Meter langen Bocte durchkentern 
("Eskimorolle") und sich von selbst 
wieder aufrichten. Zur Ausrüstung 
zählen unter anderem eine UKW-See­
funkanlage, Tauchpumpen und 
Schleppgeschirr. 

Die F10ue des Seenotreuungsdien-

stes der DDR umfaßt nunmehr zwei 
SeenotreUungskreuzer und vier Mo­
torreuungsboote sowie mobile Ret­
tungsstationen: geländegängige last­
kraftwagen mit Schlauchbooten. 

200 vom Hochwasser 
eingeschlossene 
Schafe gerettet 

Mehr als vier Stunden mühten sich 
Helfer von Feuerwehr, Rotem Kreuz 
und Technischem Hilfswerk in schnei­
dend kaltem Wind ab. um über 200 
Schafe einer Herde, die in der ähe 
von Rheinberg (Niederrhein) vom 
rasch steigenden Hochwasser einge­
schlossen wurden, in Booten ans si­
chere Ufer zu reUen. 

Fast bewegungslos drängen sich die 
Schafe zu zwei dichten Knäulen anein­
ander. Ihre Hufe sind scbon vom Was­
ser des Rheins umspült. Von den bei­
den kleinen Erhebungen im Rheinvor­
land, auf die sich die Schafe, bedroht 
dureh das stetig steigende Hochwas­
ser, zurückgezogen haben, ist nichts 
mehr zu sehen. Eine driue Tiergruppe 
ist ve~hwunden. Eine Frau. die das 
Drama hinter dem Deich am Morgen 
entdeckte und die Polizei alanniene. 
hat sie noch gesehen. "Doch dann 
wurde plötzlich ein Schaf nach dem 
anderen von der Strömung gepackt 
und enrank", berichten die Polizeibe­
amten, die als e~te am Einsatzon 
eintrafen. 

Um noch möglichst viele Schafe vor 
dem Enrinken zu reuen. rückt die 
Freiwillige Feuerwehr aus Budberg 
und Eve=1 kurz vor 10 Uhr zum 
Rhein aus. Es beginnt ein Weulauf mit 
der Zeit: Stündlich steigt der Pegel des 
Stromes um acht bis zehn Zentimeter 
- der Zeitpunkt ist abzusehen. an dem 
die Wolle der Schafe so durchnäßt ist. 
daß sie allein durch dieses Gewicht 
unter Wasser gezogen werden. 

Mit ihrem Boot rudern die Feuer­
wehnnänner zu den eingeschlossenen 
Tieren, steigen auf die seichten Stellen 
ins eiskalte Wasser und tragen so viele 
Schafe auf das Boot. bis kein Platz 
mehr ist. Weit über 30 Tiere werden 
auf jeder Fahn ans Ufer gereuet. Die 
Wasserwacht des Roten Kreuzes aus 
Rheinberg kommt den Feuerwehr­
männern zu Hilfe. Auch der THW-OV 
Wesel unterstützt mit 16 Helfern die 
Bergung der eingeschlossenen Schafe. 
Ein Boot der Wasser>ehutzpolizei 
liegt als "Sicherungsposten" bei der 
Einsatzstelle auf dem Rhein. 

Kurz vor 14 Uhr ist das letzte Tier in 
den Booten ve~taut. Ober 200 Schafe 
sind gereuet - außerdem etliche Ka­
ninchen. die zielstrebig auf die Ret­
tungsboote zugeschwommen sind. 
Die Männer von Feuerwehr. Wasser­
wacht und THW (zu der Weseler Ein­
heit waren später auch Kräfte des Ons­
verbandes Kamp-Lintfon gestoßen) 
werden vom Roten Kreuz aus Budberg 
und Rheinberg betreut und in einem 
Zelt mit wannen Getränken ,e~orgt. 

Unser Bild zeigt die Reuungsaktion 
am Rhein. (Foto: Kaufmann) 
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Trinkwasser 
aus dem Rhein 

Die Trinkwassenmorgung mit 
Uferfiltmt aus dem Rhein ist auch nach 
stoßweisen hohen Belastungen. wie z. 
B. nach Störfallen 'on An des San· 
doz-Unfalls. gesichert. 

Zu diesem Ergebnis kommt ein vom 
Bundesministerium rur Fo~hung und 
Technologie gefördertes Fo~hungs­
verbundvorhaben. in dem vor allem 
die Vorteile der Trinkwassergewin­
nung au; Uferfiltmt herausgestellt 
werden. 

So findet am Rhein die Filtration 
bevorzugt in Zonen mit hoher Fließge­
sehwmdigkeil statt. wobei die fluß­
sohle als selbstreinigender Langsam­
filter w "ke, Auf seinem weiteren Weg 
zu den Entnahmebrunnen werde ein 
großer Teil der törenden organischen 
Sioffe aus dem Wasser entfernt. was 
zur Erhöhung der Sicherheit ,or plötz­
lich auftretenden Störfällen fuhre. 
heißt es in dem Bericht. Aus den 
Brunnen am Rhein wird Misehwasser 
gefOrdert. das zu unte~hiedlichen 
Zeiten aus dem Rhein in den Unter­
grund infiltriert wurde. 

Feuer in Hafenlager 

Ein Großfeuer in einer Lagerhalle 
im Düsseldorfer Rheinhafen verur­
sachte kürzlich einen Sachschaden 
Ion rund 13 Millionen Mari. . Men­
schen wurden bei dem Bmnd nicht 
lerletzt. 

In der Lagerhalle verbmnnten etwa 
3500 Tonnen Pappe. die zur Herstel­
lung 'on Milchtüten verwendet wer­
den sollten. Stundenlang bekämpfte 
die Feuerwehr die Flammen. die die 
300l Quadmtmeter große Lagerhalle 
in unmittelbarer Nähe des nordrhein­
we,tllilischen Landtages völlig ein­
äscherten. (Foto: dpa) 

Drei Tonnen 
PVC-Staub auf 
der Autobahn 

Einen Sachschaden in Höhe von 
ISO 000 Mari. sowie einen schwer­
sowie zwei leicht Verletzte forderte 
kürzlich em schwerer Verkehrsunfall 
auf der Autöhahn A 1 bei Heidemün­
den im Bereich der Göttinger Auto­
bahnpolizei. in den z",ei Lkw lerwlk­
kelt waren. 

Bei dem Unfall. der vennutlich auf 
überhöhte Geschwindigkeit zurtickzu· 
ruhren ist. verlor ein Lkw seine La· 
dung. Drei Tonnen ätzendes PVC­
Gmnulat kippten auf die Fahrbahn. die 
mehr als sieben Stunden lang halbsei­
tig gesperrt werden mußte. 

Die Angehörigen der Berufsfeuer· 
",ehr Göttingen . die gemeinsam mit 
der Feuerwehr aus Münden mit schwe· 
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rem Atemschutzgerät im Einsatz wa­
ren. saugten den grießähnlichen PVC­
Staub von der Fahrbahn ab und hatten 

Zusammenarbeit 
mit der DDR 

auf dem Gebiet der 
kemtechnischen 

Sichert1eit und des 
Strahlenschutzes 

Der Besuch einer Delegation von 
Sachverständigen der Gesellschaft rur 
Reaktorsicherheit (GRS). der Techni· 
schen Überwachungsvereine und Ma­
terialprufungsanstalten Ende Januar in 
Ost-Berlin war der Einstieg in die 
vereinbarte fachliche Zusammenarbeit 
bei der Sicherheitsüberptüfung in Be· 
trieb befindlicher Kernkmftwerke. An 
den deutsch-deutschen Fachbemtun­
gen nahmen auch Werkstoffspeziali­
sten aus der Sowjetunion teil. 

Im Mittelpunkt des ak1uellen Inter­
esses stand die Auseinandersetzung 
mit dem derzeitigen Sicherheitsstatu, 
und den damit verbundenen sicher­
heitstechnischen Verbesserungen der 
Kernkmft",erke Block I bis 4 in 
Greifswald. Dabei handelt es sich um 
Druckwasserreaktoren der ersten Ge­
neration sowjetischer Bauart. 

Bundesminister Prof. Dr. Klaus 
Töpfer machte vor dem Um .. ltaus­
schuß des Bundestages am 1. Februar 

außerdem große Mengen ausgelaufe. 
nen Die ... lkmftstoff abLUstreuen. 

(Foto:Otto) 

1990 deutlich: "Es geht nicht nur um 
vier Kernkmft"'erke m der DDR. son­
dern um insgesamt 13 dieser Art. die 
gegenwärtig in Bulgarien. der CSFR. 
der DDR und der UdSSR betrieben 
werden Auch wenn die Handlungs­
spielraume in diesen Ländern bei wei­
tem nicht so groß sind wie bei uns. 
müssen wir dazu beitragen. daß den 
Erfordernissen der Sicherheit im not­
wendigen Umfang Rechnung getmgen 
wird ." 

Das Staatliche Amt rur Atomsicher­
heit und Stmhlenschutz der DDR hat 
vom Anlagenbetreiber in Greifswald 
bis Ende 1991 eine umfassende Analy­
se zur Sicherheit der Anlage und eine 
konkrete Planung zur Nachrustung ge­
fordert . Maßstab rur die Beurteilung 
soll dabei das heutige Weltnileau 
sein. d. h. international vereinbarte 
Anforderungen. sowie die aktuellen 
Anforderungen in der Bundesrepublik 
und in der DDR. 

Die E'perten kamen zu der Beurtei· 
lung. daß die Sicherheit der Reaktor­
druckbehälter gegen Sprödbruch nicht 
mehr ausreichend gegeben sei. Die 
damit zusammenhängenden Material· 
fragen sollen mit den >owjetischen 
Fachleuten weiter diskutiert werden. 

Aufgrund dieser Analysen ",urde 
Block 2 am 14. Februar und Block 3 
arn 24. Februar 1990 abgeschaltet. 



•• 
Uber 150 Tote bei 

Brandkatastrophe auf 
dänischem Fährschiff 
Schwere Sicherheitsmängel - Brandstiftung vermutet 

Auf der nächtlichen Fahrt von Oslo nach 
Frederikshaven in Dänemark brach in den 
frühen Morgenstunden des 7. April auf 
dem dänischen Fährschiff "Scandinavian 
Star" ein Großfeuer aus. Ober 500 Men­
schen befanden sich zu diesem Zeitpunkt 
an Bord des Fährschiffes. Für über 150 
von ihnen kam jede Hilfe zu spät. Rund 
360 Passagiere und Besatzungsmitglie­
der konnten in einer dramatischen inter­
nationalen Rettungsaktion geborgen wer­
den. Gerettete berichteten von chaoti­
schen Zuständen an Bord der "Scandina­
vian Star", hilflosem Besatzungspersonal 
und mangelhaften Sicherheitsvorkehrun­
gen. Der Verdacht auf Brandstiftung wur­
de von den zuständigen Brandexperten 
geäußert. Die Fähre wurde für weitere 
Untersuchungen in den schwedischen 
Hafen Lysekil geschleppt. 

Kurz nachdem gegen 2.30 Uhr in der 
Frühe Brandalarm auf der "Scandinavian 
Star" gegeben worden war, stand bereits die 
gesamte Backbordseite einschließlich der 
Rettungsboote in Flammen. Dichter Qualm 
machte die Rettungsversuche von Passagie­
ren durch Besatzungsmitglieder fast unmög­
lich. Die engen Gänge zwischen den Schlaf­
kabinen waren weitgehend unpassierbar und 
so konnten viele der schlafenden Passagiere 
des Fährschiffes nicht mehr geweckt 
werden. 

Wenige Minuten, nachdem die Brand­
alarmmeldung über Funk aufgefangen wor­
den war, setzten sich Schiffe in der Nähe des 
UnglüCksortes zwischen Oslo und Frederiks­
haven, nahe dem schwedischen Hafen Lyse­
kil, in Bewegung, um vor Ort Hilfe zu leisten. 
Rettungshubschrauber aus Schweden, Dä­
nemark und Norwegen flogen Feuerwehrteu­
te ein und bargen Verletzte. Schon nach 
knapp einer halben Stunde nahmen die her­
ankommenden Schiffe die ersten Passagiere 
der "Scandinavian Star" an Bord und setzten 
Rettungsboote aus. 

Sie brachten die Geretteten in nahegele­
gene Häfen in Norwegen und Dänemark, wo 
sie zunäChst versorgt wurden. Nun begannen 

Helfer der verschiedenen Rettungsorganisa­
tionen damit, die Geretteten, die Vermißten 
und die Toten in Listen zu erfassen. 

Einige Zeit später trafen Feuertöschboote 
und Schlepper bei der brennenden "Scandi­
navian Star" ein. Während des Tages wurde 
die immer noch brennende Fähre nach Lyse­
kil geschleppt, wo sie in den Abendstunden 
des 7. April mit Schlagseite eintraf. Noch 
immer war es den Feuerwehrleuten unmög­
lich, in den Rumpf des Schiffes zu gelangen, 
denn am frühen Morgen des 8. April , wenige 
Stunden nachdem die 10500-Tonnen-Fähre 
in den Hafen Lysekil eingeschleppt worden 
war, hatte sich das Feuer vom Mittelschiff bis 
zur Brücke ausgedehnt, obwohl die Schlep-

per ununterbrochen mit ihren Feuerlöschern 
auf das Wrack hielten. In die Seitenwände 
der "Scandinavian Star" wurden Löcher ge­
sprengt, damit das Löschwasser ablaufen 
konnte und die Fähre nicht kenterte. Das 
Lokalradio in Lysekil warnte die Menschen in 
der Hafenstadt vor dem giftigen Rauch, der 
vom Wrack aufstieg. 

Die Hitze im Schiff war so groß, daß auf 
der Brücke die Aluminiumteile schmolzen. 
Der aus Stockholm angereiste Brandspezia­
list Olle Wennström sagte, Feuerwehrleute 
mit schwerem Atemschutzgerät seien in ei­
nem der Schiffskorridore so weit vorgedrun­
gen, "daß ihre Ausrüstung zu brennen be­
gann". "Wir kommen nur zehn, fünfzehn 

Schlepper bringen 
die noch brennende 
Fähre in den schwe­
dischen Haien 
Lysekll. 
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Meter weit, dann wird es zu heiß", berichte­
ten die FeuerweMeute. Die Angehörigen der 
Feuerwehr fanden Leichen in Korridoren und 
Kabinen. Lastzugfahrer lagen tot in den Füh­
rerhäusern ihrer Fahrzeuge im Autodeck, wo 
sie entgegen aller Sicherheitsbestimmungen 
übernachtet hatten. 

Jede Löschmannschaft wurde nach ihrem 
Einsatz von Psychologen betreut. Die mei­
sten der Opfer waren an Qualm erstickt, 
einige aber bis zur Unkenntlichke~ verbrannt. 
,Es wird sehr schwer sein, die Opfer zu 
identifizieren" , so der zuständige Polizeichef 
Roar Onso. Erschwerend kam hinzu, daß nur 
eine sehr unvollständige Passagierl iste vor­
lag. Die Datenanlage der Reederei VR Da-No­
Une war nicht in Betrieb. Registriert wurde 
nur ein Name pro Kabine und die Zahl der 
Mitreisenden. Doch noch an Bord hatten 
zahlreiche Passagiere ihre Kajüte tauschen 
müssen, und andere keinen Platz mehr be­
kommen. Im Osloer Reedereibüro versuchte 
man, die Zahl der Reisenden anhand der 
Tickets zu ermitteln. Doch Kinder unter sie­
ben Jahren fuhren gratis mit. Daß Kleinkinder 
unter den Brandopfern waren, bestätigten 
die Rettungsmannschaften, und unter den 
verzweifelten Angehörigen, die nach Lysekil 
und Oslo gekommen waren, verstärkte sich 
der Verdacht, daß es noch mehr Tote gege­
ben hat als die halboffiziell bekanntgegebe­
nen Zahlen zwischen 135 und 158 Opfern. 

Katastrophale 
Sicherheitsmängel 

Nicht funktionierende oder gar ganz feh­
lende Feuermelder, keinerlei Beschilderung, 
die auf Notausgänge hingewiesen hätte, de-
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fekte Rettungsboote und eine gänzlich auf 
derartige Situationen unvorbereitete Besat­
zung wurden vielen Passagieren der ,Scan­
dinavian Star" zum Verhängnis. 

Die Mannschaft der unter Billigflagge der 
Bahamas fahrenden Fähre, die von der däni­
schen Reederei VR Da-No-Une gechartert 
worden war, bestand aus norwegischen Offi­
zieren, portugiesischen Seeleuten und philip­
pinischem Servicepersonal, eine von einer 
Hongkonger Agentur eingekaufte, bunt zu­
sammengewürfelte Mannschaft ohne ge­
meinsame Sprache und ohne Training im 
Umgang mit der Fähre selbst sowie den 
Sicherheitseinrichtungen. Gerettete Matro­
sen klagten die Schiffseigner an, daß sie auf 
Fahrt geschickt worden waren, ohne eine 
einzige Brandübung durchgeführt zu haben. 
Viele Passagiere erklärten, sie hätten keiner­
lei Alarm gehört, sondern seien durch bei­
ßenden Rauch geweckt worden und hätten 
ihren Fluchtweg inmitten allgemeiner Verwir­
rung finden müssen. Von der Mannschaft 
habe einer den anderen nicht verstanden und 
die Besatzung sei schlecht auf einen Notfall 
vorbereitet gewesen. ,Die Schwimmwesten 
mußten wir selbst finden", so eine gerettete 
Passagierin. ,Niemand wußte, wie man die 
Rettungsboote löst und wir hingen schreck­
lich lange im dichten Rauch an der Reeling." 

Die unter ,Billigftagge" fahrenden Schiffe, 
deren Besatzungen dort eingekauft werden, 
wo es am kostengünstigsten ist, seien ein 
,Sicherheitsrisiko in sich", prangerte Anders 
Undström, Chef der schwedischen Seeleute­
gewerkschaft, an. Er verwies nicht nur auf 
die Kommunikationsprobleme, sondern auch 
auf die unklaren Eigentumsverhältnisse und 
mangelnden Kontrollen. 

Die knapp 20 Jahre alte ,Scandinavian 
Star" hatte wenige Wochen vor der Brandka-

Mit Sthlagseite trifft 
die nScandlnavlan 
Star" In Lysekll ein. 

tastrophe noch als Kreuzfahrtschiff zwischen 
Florida, den Bahamas und Mexiko gedien~ 
ehe sie für den Pendelverkehr im Skagerrak 
geChartert wurde. Erst eine Woche vor dem 
Unglück lief sie erstmals in Oslo vom Stapel, 
weder von norwegischen noch von däni­
schen Behörden kontrolliert und mit Zertifi­
katen versehen, die niemand überprüfte. 

Oie Hansen, Geschäftsführer der Reede­
rei, die die Unglücksfähre geChartert hatte, 
sagte in Kopenhagen, die "Scandinavian 
Star" sei ein sicheres Schiff gewesen. Das 
Schiff sei in den vergangenen fünfzehn Jah­
ren vor der amerikanischen Ostküste einge­
setz1 gewesen und entspreche den strengen 
Sicherheitsanforderungen der amerikani­
schen Küstenwacht. Zu Augenzeugenberich­
ten, nach denen die Feuermelder und die 
lautspreCher an Bord nicht funktioniert ha­
ben und die Besatzungsmitglieder nicht für 
Notfälle geschult gewesen sein sollen, äu­
ßerte sich Hansen jedoch nicht. 

Vermutlich Brandstiftung 

Kapitän Hugo Larsen sagte, er sei sich "zu 
99 Prozent sicher", daß sein Schiff einer 
Brandstiftung zum Opfer fiel. Schon auf der 
Fahrt nach Oslo war Feuer ausgebrochen. 
Dieses Feuer sei aber rasch von Passagieren 
gelöscht worden. Jedoch verzögerte dieser 
Zwischenfall die Abfahrt aus der norwegi­
schen Hauptstadt um mehrere Stunden. 

Kurz nach zwei Uhr nachts brannte es 
wieder, und nochmals war das Feuer schnell 
unter Kontrolle. Doch um halb drei stand 
mittelschiffs das "Carribean-Deck" in Flam­
men und diesmal griff der Brand auf das 



gesamte Schiff über. Das Achterdeck brann­
te völlig ab und der erstickende Rauch drang 
auch in die Kabinenabschnitte ein, während 
die Berieselungsanlage abgeschaltet werden 
mußte, wei l sie leckte und das Schiff unter 
Wasser setzte, so daß es zu kentern drohte. 
Zwar ist für die norwegischen Behörden 
Brandstiftung die Haupttheorie, doch geret­
tete Passagiere erzählten von einem Schiff 
im Umbau, von freihängenden Elektroinstal­
Iationen, so daß ein technischer Defekt als 
Brandursache nicht auszuschließen ist. 

Gegen Kapitän Larsen wurde der schwere 
Vorwurf erhoben, er habe hilflose Passagiere 
und sein brennendes Schiff im Stich gelas­
sen. Er habe geglaubt, es gäbe keine Rettung 
mehr für die Menschen unter Deck. Deshalb 
habe er der Besatzung befohlen, das Schiff 
zu verlassen, sagte Larsen einer schwedi­
schen Nachrichtenagentur. Die Feuerwehr 
hatte noch zehn Überlebende retten können, 
nachdem der Kapitän von Bord gegangen 
war. 

Einige im Zweitregister 

Bundesdeutsche Gewerkschaften haben 
erneut kritisiert, daß Schiffe unter Billigflag­
gen fahren. Die Ersparnisse durch das "Aus­
flaggen" der Schiffe und die Beschäftigung 
von schlecht ausgebildeten ausländischen 

Seeleuten zu Billigst-Heuem werde mit Men­
schenleben bezahlt, sagte Wulf Steinvorth 
von der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr (ÖTV) in Hamburg. 

Der "Verband Deutscher Reeder (VOR)" 
wies darauf hin, daß alle Fähren bundesdeut­
scher Reeder unter deutscher Flagge laufen. 
Zwar seien einige von ihnen im deutschen 
Zweitregister eingetragen, die internationa­
len Sicherheitsbestimmungen würden je­
doch eingehalten. Für bundesdeutsche Ree­
der sind - ohne Küstenschiffahrt und Fische­
rei - knapp 580 Schiffe auf den Meeren 
unterwegs. Davon fährt nach Angaben des 
VOR rund die Hälfte unter fremder Flagge. 

Der FDP-Bundestagsabgeordnete Man­
fred Richter forderte Bundesverkehrsmini­
ster Friedrich Zimmermann (CSU) auf, sich 
verstärkt für eine intensive Kontrolle der 
internationalen Schiffssicherheitszertifikate 
einzusetzen. Offenbar sei die Kontrolle der 
Sicherheitsbestimmungen für Schiffe unter 
Billigflaggen nach wie vor problematisch. 

Wie die "Scandinavian Star" , die unter der 
Flagge der Bahamas fuhr, benutzen auch 
andere Fähren, wie die zwischen Hamburg, 
Bremerhaven und England, aus Kostengrün­
den die Flaggen der Bermudas. Wie das 
Bundesverkehrsministerium erklärte, gehö­
ren die beiden Länder dem intemationalen 
Abkommen über Schiffssicherheit an. Da­
nach sind bestimmte Sicherheitsvorkehrun-

Glühende Hitze - Feuerwehrausrüstungen beginnen zu brennen. 

gen, wie die Anzahl von Feue~öschern und 
Rettungsbooten an Bord, vorgeschrieben. 

Schiffssicherheitsvertrag 

Am 17. Juni 1960 unterzeichnete die 
Bundesrepublik Deutschland auf der "Inter­
nationalen Konferenz zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See", den interna­
tionalen Schiffssicherheitsvertrag. Das Ge­
setz zum SChiffSSicherheitsvertrag trat am 6. 
Mai 1965 in Kraft. Gegenstand des Gesetzes 
sind unter anderem in Kapitel 11 - Bauart der 
Schiffe - der Feuerschutz, Feueranzeige und 
-Iöschung auf Fahrgastschiffen und Fracht­
schiffen, allgemeine Brandschutzmaßnah­
men sowie in Kapitel 111 - Rettungsmittel 
usw. - Allgemein, auf Fahrgastschiffen und 
auf Frachtschiffen. In Kapitel 11 Regel 654 -
Vorschrift für Fahrgastschiffe - heißt es 
unter Abs. a) Satz 1 (Wachdienst und Feuer­
anzeige), daß auf allen Fahrgastschiffen ein 
wirksamer Feuerrondendienst zu unterhalten 
ist, damit jeder Ausbruch eines Brandes 
rechtzeitig entdeckt werden kann. Von Hand 
zu betätigende Feuermelder müssen in allen 
Unterkunftsräumen für Fahrgäste und Besat­
zungen vorhanden sein, um es dem Feuer­
rondendienst zu ermöglichen, die Alarmmel­
dung unverzüglich an die Brücke oder eine 
Feuer-Kontrollstation zu leiten. 
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Noch 36 Stunden nach Ausbruch des fetJefs gehen die lösc:harbe~en we~ .... 

Die Allgemeinen Brandschutzmaßnahmen 
besagen in der Regel 68 - Ausgänge -
Absatz a) Satz 1 (Fahrgastschiffe), daß bei 
allen für Fahrgäste und Besatzung vorgese­
henen Aufenthalts- und Arbeitsräumen, mit 
Ausnahme der Maschinenräume, die Trep­
pen und Leitern so angeordnet sein müssen, 
daß es möglich ist, rasch zum Einbootungs­
deck zu gelangen. 

Regel 70 - Brandschutzpläne - bestimmt, 
daß auf jedem Fahrgastschiff und, soweit 
anwendbar, auf jedem Frachtschiff, zur Un­
terrichtung der Schiffsoffiziere ständig Über­
sichtspläne ausgehängt werden müssen. 
Diese müssen deutlich für jedes Deck be­
zeichnen: die Konlrollstationen, die verschie­
denen, durch feuerfeste Schotte gebildeten 
Brandabschnitte (soweit vorhanden), dazu 
Einzelheiten über die Feuermelde- und 
Feueranzeigesysteme, die Berieselungsanla­
ge (soweit vorhanden), die Feuerlöschein­
richtungen, die Zugänge zu den verschiede­
nen Abteilungen, Decks usw. sowie das 
Lüftungssystem einschließlich der Angaben 
über die Abschaltung der Lüfter, die Lage der 
Sperrklappen und die Kennziffern der für 
jeden Abschnitt vorgesehenen Lüfter. Abwei­
chend davon kann die Verwaltung die vorer­
wähnten Angaben in einem Leitfaden zusam­
menfassen lassen, von dem ein Exemplar 
jedem Offizier ausgehändigt werden und ein 
Exemplar jederzeit an einer zugänglichen 
Stelle an Bord verfügbar sein muß. Pläne und 
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Leitfäden sind auf dem neuesten Stand zu 
halten; jede Veränderung ist baldmöglichst 
nachzutragen. 

In Kapitel 11 - Rettungsmittel - Regel 4 
Absatz c) (Sofortige Verwendbarkeit von Ret­
tungsbooten, Rettungsflößen und Rettungs­
geräten) heißt es: "Alle Rettungsmittel müs­
sen ständig gebrauchsfähig und vor dem 
Auslaufen des Schiffes aus dem Hafen sowie 
während der ganzen Reisedauer jederzeit 
sofort verwendbar sein." 

Regel 25 - Sicherheitsrolle und Notmaß­
nahmen - bestimmt, daß jedem Besatzungs­
mitglied bestimmte Aufgaben zugeteilt wer­
den, die im Notfall auszuführen sind. Diese 
besonderen Aufgaben, so Absatz b), werden 
in der Sicherheitsrolle aufgeführt; sie be­
zeichnen insbesondere die Station, die jedes 
8esatzungsmitglied einzunehmen hat, sowie 
die von ihm zu erfüllenden Aufgaben. Die 
Sicherheitsrolle ist vor Antritt der Reise auf­
zustellen. Abschriften derselben sind an 
mehreren Stellen des Schiffes, insbesondere 
in den Räumen der Schiffsbesatzung, auszu­
hängen. 

In der Sicherheitsrolle werden die Aufga­
ben der einzelnen Besatzungsmitglieder auf­
geführt in bezug auf: 
- das Schließen der wasserdichten Türen, 

Ventile und Verschlußvorrichtungen der 
Speigatte, Ascheschütten und Feuertüren; 

- das Ausrüsten der Rettungsboote (ein-
schließlich des tragbaren Funkgeräts für 

Fotos: dpa 

Rettungsboote und -flöße) und der ande­
ren Rettungsmittel; 

- das Zuwasserlassen der Rettungsboote; 
- das allgemeine Klarmachen der anderen 

Rettungsmittel; 
- die Musterung der Fahrgäste und 
- das Löschen eines Brandes. 

In der Sicherheitsrolle werden die einzel­
nen Aufgaben aufgeführt, die das Bedie­
nungspersonal im Notfall gegenüber den 
Fahrgästen zu erfüllen hat. Zu diesen Aufga­
ben gehört es, 
- die Fahrgäste zu benachrichtigen; 
- dafür zu sorgen, daß diese zweckentspre-

chend bekleidet sind und die Rettungswe­
sten sachgemäß angelegt haben; 

- die Fahrgäste zu den Musterungsplätzen 
zu leiten; 

- die Ordnung in den Gängen und auf den 
Treppen aufrechtzuerhalten und allge­
mein die Weiterleitung der Fahrgäste zu 
übernehmen und 

- dafür zu sorgen, daß eine genügende 
Anzahl wollener Decken in die Rettungs­
boote mitgenommen wird. 

Auch die Sicherheitsausbildung der Besat­
zung von Fahrgastschiffen wird in dem Ge­
setz näher bestimmt. Regel 26 - Musterun­
gen und Übungen - besagt, daß auf Fahr­
gastschiffen nach Möglichkeit einmal wö­
chentlich Boots- und Feuerlöschübungen mit 
der Schiffsbesatzung abzuhalten sind. - sm -



Thomas Krieg 

Brände an Bord 
Probleme bei Bränden, Brandbekämpfung und 

Brandgasentwicklungen an Bord von Hochseeschiffen 

Brände an Bord von 
Seeschiffen 

Bei der Analyse von Schiffsbränden muß 
unterschieden werden, ob sie auf See, in 
Küstennähe oder im Hafen stattfanden. 

Für die Brandbekämpfung, die Ausbildung 
und die medizinische Notfallversorgung er­
geben sich unterschiedliche Ansatzpunkte 
hinsichtlich Kommunikation, Zeitfaktoren, 
SAR sowie der Verfügung von Rettungs- und 
Hilfsmitteln (zum Beispiel eingeflogene Feu­
erwehr oder seeseitige Marineunterstützung 
als Schiffsicherungs- und Rettungstrupps 
oder Hilfeleistung des Seenotrettungsdien­
stes zum Beispiel DGzRS (BRD) RNU (GB). 

Schiffsbrände ereignen sich entweder in 
der Ladung oder im Schiffsbetrieb, das heißt 
im Wohnbereich und Maschinenanlage. Hier­
aus lassen sich die unterschiedlichsten Ge­
fährdungen ableiten: 
1. Gefahr des Totalverlustes des Schiffes, 

das heißt Seenotfall (Seenotfall heißt, daß 
die Besatzung das Schadenereignis nicht 
mehr mit eigenen Mitteln beherrschen 
kann und die Besatzung sich in Lebens­
gefahr begibt). 

2. Ausfall der Antriebsanlage, das heißt Ma­
növrierunfähigkeit des Schiffes. 

3. Zerstörung des Wohnbereiches und der 
Kommandobrücke. 

4. Unmöglichkeit des Lösehens eines Bran­
des in annehmbarer Zeit, zum Beispiel bei 

Einsatz-
Brand im Vorschiff. 

entsprechender Ladung (zum Beispiel 
Baumwolle-.Ewer Lewei" 25. 11 . 83 
Eibe) 

5. Gefährdung der Besatzung durch Brand­
gase. 
In der Primärphase stehen bei der Brand­

bekämpfung an Bord zunächst die Scha­
denseingrenzung, das heißt die Erhaltung der 
Schwimmfähigkeit und die Stabilität (Wie­
deraufrichtungsvermögen des Schiffes nach 
krängenden Momenten) im Vordergrund, die 
Funktion der Antriebsanlage sowie die Ret­
tung von Personen. 

In der Sekundärphase liegt der Schwer­
punkt in der Behandlung der Verletzten und 
der Aufrechterhaltung des Schiffbetriebes, 
das heißt der Erhaltung der Manövrierfähig­
keit des Schiffes zum Beispiel bei Seegang. 

Gefahrgut - Ladung 

10-15 Prozent der Ladung - zum Beispiel 
bei Containerschiffen - (57000 BRZ, Länge 
300 Meter, Containerkapazität 3000 Stück 
entspricht einem Güterzug von 48 Kilometern 
Länge, 20 Mann Besatzung, Fahrtgebiet Ost­
asien) - ist Gefahrgut gemäß IMDG - Code, 
das heißt bei einer Ladung von ca. 25000 
Tonnen je Schiff, sind 2500-3750 Tonnen 
IMDG - Ladung, primär der Klassen 3, 5, 6, 8 
und 9. 

Hiervon geht eine weitere Gefährdung aus, 
wenn diese Stoffe in ihren Eigenschaften 
aktiv werden . Als Beispiel kann der Ausfall 
der Ladungskühlanlage bei Organischen Pe­
roxiden (Klasse 5) genannt werden oder 
Selbsterhitzung bei Massengut, zum Beispiel 
Expeller, Fischmehl oder gar bei Erzla­
dungen. 

Für die Ladungsmengenbestimmung hin­
sichtlich Gefahrgut ist der Umstand interes­
sant, daß eine Tiefertauchung des Schiffes 
bei der oben genannten Größe von einem 
Zentimeter eine Zuladung von circa 65 Ton­
nen bedeutet. Da jedoch erst realistisch 
Tiefertauchungen von fünf Zentimetern deut­
lich an der Tiefgangsskala ablesbar sind, 
addieren sich so zusätzliche Ladungsmen­
gen von circa 300 Tonnen = 300000 Kilo­
gramm (!). 
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Brand kein Seenotfall -
Ursachen 

Ein Brand an Bord bedeutet noch keinen 
Seenotfall. Das Verlassen des Schiffes ist die 
allerletzte Maßnahme im Seenotfall. Ein völ­
lig ausgebranntes Schiff bietet immer noch 
eine bessere "Lebensplattform" als ein voll­
gestopftes Rettungsboot. 

Hier liegen die Ansatzpunkte für intensives 
Training und Wartung , Die meisten Brände 
auf See ereignen sich im Bereich des Schiffs­
betriebes, das heißt in der Maschinenanlage, 
dem Wirtschafts-, Aufenthalts- und Wohnbe­
reich, Zeitlich gesehen entwickeln sich die 
meisten Brände nachts und sind logischer­
weise meist Entstehungsbrände mit Schwel­
brandcharakteristik, 

Ursachen sind meist: 
- menschliches Fehlverhalten 
- Wartungsmängel 
- mangelnde Ordnung 
- mangelnde Sicherhett 
- der Fatalismus " Was soll hier schon pas-

sieren", 
- Nachlässigkeit durch scheinbare "Rou­

tine", 

Vorbeugender Brandschutz 

Vorschriften über den baulichen Brand­
schutz von Seeschiffen findet man in der 
SOLAS (Internationales Übereinkommen 
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Der Hitzeschulzan­
lUg gehört zur 
Pfllchlausrüstung. 

zum Schutz des menschlichen Lebens auf 
See - Safety of life at Sea 1974/83 -) und 
der Schiffsicherheits-Verordnung, 

In dieser Intemationalen Vorschrift wer· 
den unter anderem geregelt: 
- Überprüfungen, Besichtigungen und Zerti­

fikate, 
- Bauart der Schiffe, Maschinen, Anlagen, 
- Brandschutz, Feueranzeige, Feuerlö-

schung, Brandschutzmaßnahmen, 
- Rettungsmittel für Fracht- und Fahrgast­

schiffe und Übungen, 

Trotz unbrennbarer und schwerentflamm­
barer Materialien sind Schiffsbrände nicht 
auszuschließen, 

Die Ursachen sind meist sehr banal: 
- Friteusenbrand, 
- Rauchen in der Koje, 
- Brand in der Wäschekammer, 
- Geborstene Brennstoffdruckrohre, 
- Kurzschlüsse in elektrischen Anlagen, 
- falsches Verhalten nach Brandausbruch, 
- Schweißarbeiten, 

Trotz aller vorbeugender Maßnahmen 
kommt es meist schnell zur Brandausdeh­
nung durch: 
- in Panik offen gelassenen Türen, bezie­

hungsweise nicht schließender SChotten, 
- schmelzenden Dichtungsmassen bei Ka­

belschächten, 
- offenen Lüfterklappen, 
- nicht abgestellten Brennstoffpumpen. 

Maschinenraumbrände, entstanden durch 
geborstene Brennsloffdruckrohre, durch 
Schweißarbeiten entzündete Ölreste oder 
durch Hitzestau entzündete Filtermatten sind 
keine Seltenheit (siehe Fallbeispiele), Die 
Maschinen der schnellen Containerschiffe 
sowie der Fähr- und Passagierschiffe haben 
eine Jahreseinsatzdauer von rund 340 Ta­
gen, das bedeutet emen Dauerbetrieb von 
circa 8100 Stunden, In denen die Maschinen 
immer warm gefahren werden, verbunden 
mit den spezifischen Problemen, wie Vibra­
tion und Verschleiß, Dies bedeutet verstärkte 
Wartung, In den kurzen Hafen-Liegezeiten 
und Werl1intervallen müssen dann alle Repa­
raturen entsprechend Dringlichkeit in Wirt­
schaftlichkeit ausgeführt beziehungsweise 
abgenommen werden, 

Hier liegen auch Ansatzpunkte der Diskus­
sion um das Zweitregister sowie der Ausflag­
gung und Qualifikation der Besatzungen, 

Im Rahmen des vorbeugenden Brand­
schutzes liegt die Philosophie in der Auftei­
lung des Schiffes in waagrechte und senk­
rechte Hauptbrandabschnitte, deren Schot­
ten nicht mehr als 40 Meter Abstand betra­
gen und in der Ausführung A - 60 (SOLAS 
Kap, 11 Regel 17- 18) hergestellt sind, 

Alle Räume des Schiffes sind in der Regel 
mit Brand- und Rauchmeldern ausgestattet 
und alarm mäßig auf der Brücke in einer 
Übersicht zusammengeführt, 

Manöver 

Zu den vorbeugenden Maßnahmen gehö­
ren auch Sicherheitsmanöver, die ebenfalls 
in der SOLAS, der UW und den Richtlinien zur 
Aufstellung der Sicherheitsrolle geregelt 
sind, 

Auf Fahrgastschiffen sind einmal wö­
chentlich Sicherheitsmanöver nach Möglich­
keit durchzuführen, Auf FrachtSChiffen min­
destens einmal monatlich, An Bord der HA­
PAG-LLOYD-Schiffe sind auch auf Fracht­
schiffen wöchentliche Manöver vorgeschrie­
ben, Es entspricht auch gutem Seemanns­
brauch, 

Weiterhin müssen Manöver nach Auslau­
fen innerhalb von 24 Stunden erfolgen, wenn 
mehr als 25 Prozent der Besatzung neu an 
Bord sind (SOLAS Regel 111 - 26), 

Zu den Manövern gehören: 
- Ausfall von Führungskräften, 
- Feuer im Wohnbereich, 
- Feuer in der Maschine, 
- Seenotrolle, 
- Black Out, 
- Verschlußzustand, 
- Evakuierung 
- sowie Geräteüberprütung und Sicher-

heitschecks. 



Brandbekämpfung 

A. Ausrüstung 
Für die Brandbekämpfung stehen fest in­

stallierte Löschanlagen (Sprinkler, Hydran­
tensysteme und CO,-Anlagen) grundsätzlich 
zur Verfügung. 

Im Bereich der Hauptbrandabschnitte be­
finden sich Sicherheitsstores, in denen die 
persönliche Schutzausrüstung der Trupps 
gelagert ist. Sie entspricht in etwa denen der 
Feuerwehr. Hinsichtlich der Bekleidung für 
Einsätze sind jedoch noch Forderungen zu 
erfüllen, da meist nur im Kesselanzug ange­
treten wird. Für ein Fahrgastschiff mit drei 
Fahrgastdecks und einer Länge von 160 
Metern ergeben sich circa sechs bis acht 
Brandschutzausrüstungen mit je einem 
Atemschutzgerät. Dies bedeutet jedoch nur 
eine Mindestforderung. Hitzeschutzanzüge 
sind ebenfalls an Bord. 

Das Personal wird an speziellen Ausbil­
dungszentren für solche Einsätze vortJereitet, 
da sich an Bord eine Mindestzahl von Perso­
nen mit Feuerschutz- und Rettungsboot­
schein befinden müssen. 

In der Bundesrepublik erfolgt die Ausbil­
dung meist an den Seemannsschulen (zum 
Beispiel Travemünde) oder der ÖTV-Schiff­
fahrtsschule Hamburg. Diese Ausbildung er­
folgt im Auftrag der See-Berufsgenossen­
schaft. 

Die Schiffsführung wird in Sonderlehrgän­
gen bei den Sonderstellen für Schiffsiche- . 
rung der WSD Nord in ZusammenartJeit mit 
der Marine für Seenot- und Brandfälle sowie 
Sonderaufgaben vortJereitet. Hier wird eine 
von allen Schiffsoffizieren gelobte Ausbil­
dung durchlaufen, die vielen schon im Notfall 
das Leben gerettet hat (Aussagen von Betei­
ligten bei SeeamIsuntersuchungen nach Un­
fällen an Bord). 

Atemschutz auf Frachtschiffen: 
Im Bereich des Atemschutzes stehen der 

Besatzung für die Brandbekämpfung sowie 
bei Chemikalienunfällen auf Frachtern über 
4000 BRZ mindestens drei Atemschutzgerä­
te (Preßluftatmer) mit jeweils 9600 Litern Luft 
(inclusive Reservefüllung) zur Verfügung. 

Kompressor zur WiedertJefüllung sind 
nicht an Bord beziehungsweise werden nicht 
gefordert. 

(SOLAS Regel 17 I SchSV § 38 ff.). 
PA-Geräte (2 Flaschen - 4 Liter/200 bart 

1600 Liter) (Reserve 10 Flaschen pro Gerät = 
30 Flaschen pro Schiff. (1 Flasche - 6 Literl 
300 bar/1800 Liter) Reserve 5 Flaschen pro 
Gerät = 15 Flaschen pro Schiff. 

Das heißt, bei einem Atemminutenvolu­
men von 30-50 Liter pro Minute liegt hier ein 
Gesamtvorrat von drei bis fünf Stunden 
Atemluft pro Gerät vor (inclusive Reserve). 

B. Taktik und Personal 
In der Sicherheitsrolle sind die Funktionen 

jedes einzelnen Besatzungsmitgliedes für 
den Brand- und Seenotfall festgelegt. 

Es werden Brandabwehr- und Verschluß­
trupps gebildet. 

Die Hydrantensysteme sind in der Regel 
an Bord so gelegt, daß jeder Ort des Schiffes 
mit zwei kräftigen Wasserstrahlen mit maxi­
mal einer C-Schlauchlänge belegt werden 
kann. 

In den jeweiligen Brandschutz- und Si­
cherheitsplänen sind weitere Informationen 
enthalten, die wiederum an verschiedenen 
Stellen im Schiff in mehrfacher Ausfertigung 
bereit liegen. 

Einzelne Schiffsektionen, wie zum Beispiel 
Maschinenraum, Laderaum und Pkw-Stau­
raum, können über zentrale Feuerlöschanla­
gen, beispielsweise Kohlendioxid oder Halon 
belegt werden. 

Vom Hauptdeck aus können zum Beispiel 

Mit der l6schkanone auf dem 15 Meter hohen Vormast läßt sich die Hälfte des Vorschiffes bestrahlen. 

alle wichtigen Versorgungsleitungen für die 
Maschine mit mechanischen Schnellschluß­
ventilen unterbrochen werden (beispielswei­
se Brennstoff, Öle). 

Brandgase 

Die Ausdehnung der Rauchgase und 
Branddämpfe ist das eigentliche Problem, da 
man an Bord nicht ausweichen kann und 
laufend die Brandgase einatmet, auch wenn 
das Schiff noch entsprechend wind- und 
seegangsgerecht gelegt wird. 

Die verwendeten Schiffbaustoffe und lso­
liermaterialien, zum Beispiel PVC bei Kabel­
schächten oder Schaumstoffe bei Innenein­
richtungen oder gar Betriebschemikalien, 
zeigen die Gefährdung durch Rauchgase. Der 
klassische Brandversuch mit zehn Litern 
Heizöl und die daraus sich entwickelnde 
Rauchmenge von ca. 25000 m3

, die jeder 
Feuerwehrmann kennt, zeigt eindrucksvoll 
die Problematik. 

Die präklinische Phase dauert an Bord oft 
bis zu drei Tagen. 

Bei der Gefährdung der Besatzung mtt 
Rauch- und Brand gasen muß auch noch ein 
weiterer Bereich toxischer Gase betrachtet 
werden. 

Für den Fährschiffsbetrieb gelten die glei­
chen Grundsätze, jedoch sind hier wesentlich 
kürzere Rettungszeiten im Rahmen der prä­
klinischen Versorgung anzusetzen. 

Für die Aufrechterhaltung des Schiffsbe­
triebes sind eine Reihe von Betriebs- und 
ArtJeitsstoffen notwendig, die als Gefahrstof­
fe klassifiziert sind. 

Hierunter fallen: 
- Brennstoffe 
- Öle 
- Kühlwasserchemikalien 
- Kesselwasserzusätze 
- Tankreinigungschemikalien 
- Rostumwandler 
- Filter- und Rußchemikalien 
- Konservierungsstoffe 

Bei einer Analyse von 548 Gefahrstoff­
Unfällen ergibt sich folgendes Bild: 
- 127 Intoxikationen CO-Vergiftungen (da­

von 45 Schiffsbrände - 40 Abgase - 16 
tödlich - ) 

- 421 ArtJeits- und Betriebsstoffe (~ davon 
Reinigungs- und Konservierungsstoffe) 

Medizinische 
Versorgung 

Im Hinblick auf die langen Transportwege 
von Geschädigten, insbesondere dem langen 
Weg zum Nothafen beziehungsweise Kü­
stennähe für Hubschraubertransport, sind 
der Entwicklung des toxischen Lungenödems 
besondere Beachtung zu schenken. Dies 
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bedeutet, eine entsprechende Prophylaxe 
muß schon bordseitig erfolgen. 

Ausrüstung und Erste-Hilfe-Maßnahmen 
bei Unfällen an Bord richten sich nach der 
Krankenfürsorgeverordnung (87) an Bord von 
Kauffahrteischiffen, dem Medical First Aid 
Guide (RM 003-Leitfaden bei Unfällen mit 
gefährlichen Gütern an Bord) und den Grup­
penunfallmerkblättern (EMERGENCY PROCE­
DURES for Ships - Ems RM 002). 

Grundlage ist hier der von der WHO erstell­
te International Medical Guide for Ships. 

Problem 

Für ein Großcontainerschiff (Lade kapazität 
3000 Container, Länge circa 300 Meter, 
Besatzung 20 Mann) ist beispielsweise nur 
ein Dosieraerosol Dexamethason (Auxiloson), 
das heißt 7,5 ml vorgeschrieben. Für den 
Notfall heißt dies bei . nur" fünf Rauchvergif­
tungen an Bord und der Voraussetzung mit 
100 Hüben pro Packung, daß bei einem 
Gebrauch alle fünf bis zehn Minuten nach 3,5 
Stunden der Vorrat erschöpft ist. 

Eine wichtige nBanalftät" Ist das wöchentliche Überprüfen und Spülen der löschwasseranschlüsse. 

Auf Fahrgastschiffen mit mehr als 75 
Personen sind 2 Dosieraerosole gefordert. 

Als Mindestausrüstung sollte für 25 Pro­
zent der Besatzung je ein Dosieraerosol 
Auxiloson an Bord sein, um so eine vernünfti­
ge Prophylaxe des toxischen Lungenödems 
zu erreichen, so Dr. med. Dipl. -Chem. Ri­
chard Spörri (Bruchsal), der als leitender 
Notarzt auf diesem Gebiet über eine entspre­
chend umfassende Erfahrung bei Großunfäl­
len verfügt. Bei der Ausrüstung muß das 
Fahrtgebiet berücksichtigt werden, abhängig 
von Seeüberquerungen oder Küstenverkehr. 

Er fordert auch, aus Erfahrung, eine ent­
sprechende Bevorratung in den entspre-

chenden Rettungszentren, um die erste und 
zweite Welle der Verunfallten präklinisch zu 
versorgen. Zusätzlich müßte der Sauerstoff­
vorrat vergrößert werden. 

Für Manöver und Training können bei 
verschiedenen Firmen Übungssprays leih­
weise angefordert werden. 

Die im Bereich der Verbrennungskrankheit 
notwendigen Infusionen sind mit vier (!) 
Flaschen = 2000 ml einfach zu wenig. Auf 
Fahrgastschiffen mit mehr als 75 Personen in 
der großen Fahrt sind 30 Flaschen a 500 ml 
gefordert. 

Unter der Berücksichtigung der Schock­
prophylaxe und Behandlung und bei Ansatz 
der Parkland-Formel für Verbrennungen 

Gebrochene Brennstoffdruckrohre sind oft Ursache für Maschinenbrände. --------
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(zum Beispiel bei . nur" 20 Prozent KOF und 
75 KgKG) ergibt sich für die erste Stunde 
schon ein Bedarf von 375 ml. Auf einem 
Frachtschiff ist nach vier Stunden Schluß. 

Für die Sauerstoffbehandlung stehen im 
Rahmen von MFAG RM 003 zwei Sauerstoff­
flaschen für jeweils 1- 1,5 Stunden mit 
Durchfluß von 4 Litern pro Minute zur Verfü­
gung, das bedeutet 480- 720 Liter. 

Passagierschiffe in der großen Fahrt mit 
mehr als 75 Personen haben je eine 10-Liter­
Flasche sowie eine transportable 2,5-Liter­
Flasche sowie je eine Reserveflasche an 
Bord. Das heißt eine Gesamtkapazität von 
5000 Litern. Für die Lagerung und den 
Transport von Brandverletzten in der langen 
präklinischen Phase empfiehlt sich das 
schon im Rettungsdienst eingeführte und 
bewährte BURN PAC. 

Die Krankenfürsorgeverordnung regelt 
auch die Besetzung mit medizinischem Per­
sonal. SChiffsärzte werden nur auf Schiffen 
mit mehr als 75 Personen in der großen Fahrt 
gefordert. Die Schiffsoffiziere, primär des 
nautischen Dienstes, absolvieren während 
des Studiums eine der Rett-San-Ausbildung 
vergleichbare Schulung, zum Beispiel am 
Hafenkrankenhaus Hamburg, die Bedingung 
für die Patentausstellung ist. 

An Bord sind somit fünf bis sechs geschul­
te Kräfte. Im Rahmen des nautisch-techni­
schen Schiffsdienstes sind auch zunehmend 
Technische Ingenieure medizinisch geschult 

Diskussion 

Im Rahmen eines Projektes RESCUE -
EMERGENCY - SAFETY und TRAINING wer­
den diese speziellen Schiffsicherheitsthemen 



Rendezvous-Verfahren im pazifischen Ozean als Übung zur gegenseitigen Hiffeleistung. 

aufgearbeitet mit dem Ziel der Integration 
und Modifizierung in den heutigen nautisch­
technischen Fahrbetrieb an Bord. 

Unter anderem geht es hierbei um die 
Modifizierung der Ausrüstung und des vorge­
schriebenen Trainings. 

Die Analyse der Brände an Bord zeigt 
immer wieder, daß eigentlich genügend Vor­
schriften bestehen, die Ursachen meist im­
mer wieder sehr banal sind und der Gesamt­
ablauf keine neuen Erkenntnisse bringt. Viel-

Einsatz bei einem Gefahrgutcontainer auf dem Vorschiff. 

mehr werden immer wieder bekannte und 
vorhersehbare Unzulänglichkeiten, die ket­
tenreaktionsmäßig greifen, sichtbar. 

Die nach Bränden geforderten Maßnah­
men und Ausrüstungen sind meist nicht neu 
und wurden bereits in Fachkreisen diskutiert 
und gefordert. 

Investitionen in diesen Bereichen bedeu­
ten ein langfristiges Denken und eine auf 
längere Frist ausgelegte geschäftliche Tätig­
keit in der Seefahrt. 

(Fotos: Krieg) 

Kurzfristige Schiffsan- und -verkäufe un­
ter Billigflagge oder gar kurze Charterge­
schäfte und Abschreibungsobjekte sind hier 
Mittelpunkt der Betrachtung. 

Bis zum Sichtbarwerden der Sicherheits­
investition im Notfall, wo sich die getroffene 
Vorsorge bewähren soll, vergeht oft lange 
Zeit. Hier bildet sich gedanklich der gefährli­
che Fatalismus aus scheinbarer Routine: 
"Was soll hier schon passieren, wir fahren 
schon sehr lange Zeit ohne Unfälle." 

Die für Sicherheitsüberlegungen finanziell 
Verantwortlichen liegen immer im Span­
nungsfeld zwischen juristischen Überlegun­
gen, hohen Investitionen im voraus und oft­
mals nicht zu kalkulierenden Risiken. 

Das Umsetzen von Sicherheitsüberlegun­
gen in die Praxis ist ein mühsames und 
langwieriges, immer mit Schwierigkeiten be­
gleitetes Untemehmen. 

Die in diesem Bereich tätigen Kräfte liegen 
immer im Spannungsfeld zwischen der An­
forderung gesetzlicher Grundlagen, dem Er­
zeugen von Motivation und andererseits nicht 
immer sichtbaren Erfolgen. 

Sicherheit ist fast vergleichbar mit einer 
Sinuskurve, die durch eine Erregung (Unfall) 
stark anwächst und Maßnahmen provoziert, 
und nach einer gewissen Zeit wieder unter 
den Nullpunkt abfällt. Hier liegt der Problem­
kreis und der Schwerpunkt der Ausbildung, 
denn hier entwickelt sich bereits das nächste 
Unfallgeschehen. 

Wenngleich auch dieses mathematische 
Modell entsprechend den betrieblichen Ge­
gebenheiten variieren kann, so ist es den­
noch tendenzweisend. Dies sind alles auch 
keine neuen Lebensweisheiten, sondern Ba­
nalitäten täglichen Sicherheitsbemühens. 

Es ist selbstverständlich, daß jedes Mo­
dell, jede Ausbildungsart nach einer gewis­
sen Zeit auch wieder einen sinusartigen 
Verlauf nimmt und sich schlichtweg durch 
Änderungen im sozialen Gefüge, des techni­
schen Fortschritts oder gar betrieblicher Be­
lange überholt. 

Zwischen Reedern, Gewerkschaften, Be­
hörden und Verwaltungen wird immer wieder 
unter dem Gesichtspunkt des europäischen 
und internationalen Wettbewerbs diskutiert, 
ob die Sicherheitsstandards ausreichend be­
ziehungsweise zu hoch angesiedelt sind. 
Andererseits wird gefragt, ob Sicherheit 
überhaupt zu hohe Standards haben kann. 

Rechtsvorschriften, soziale Rahmenbe­
dingungen und technische Normen ergeben 
zusammen mit wirtschaftlichen Faktoren ein 
SChnittmustermodell, schiffsbesatzungs­
wie auch reederseitig, in dessen Mittelpunkt 
der Ansatz liegt. Alle sicherheitstechnischen 
Überlegungen müssen daher als ein Teil des 
Ganzen gesehen werden und so auch inte­
griert werden. 

Für den Bord betrieb gilt dies besonders, 
denn im täglichen Routinebetrieb, dichten 
Hafenfolgen, langen Arbeitszeiten und 
Schichtdienst werden Sicherheitschecks und 
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Ausbildung im allgemeinen als lästiges Übel 
empfunden. 

Der Kapitän ist für die Sicherheit an Bord 
verantwortlich. Dies ist jedoch nur möglich, 
wenn er sich der Unterstützung der Reederei 
sicher sein kann, die die Kosten trägt. 

Die gegenseitige Zuweisung der Verant­
wortung wie beim Unglück der ,Scandina­
vian Star' ist für alle Beteiligten unerträglich. 

Die Mlndestnormen werden mit stiller Dul­
dung sehr großzügig ausgelegt. Viele Sicher­
heitsübungen begnügen sich damit, daß man 
sich am Sammelplatz zu einer kleinen An­
sprache trifft, verbunden mit groben Hinwei­
sen auf die Wichtigkeit der Brandschutzmaß­
nahmen. AnSChließend erfolgt eine Eintra­
gung ins Schiffstagebuch, und der Vorschrift 
ist erst einmal Genüge getan. 

Viele Manöver haben nur Alibicharakter 
und leiden an der Einfallslosigkeit der Ausbil­
der, obwohl konkrete Rahmenbedingungen 
vortiegen, die das Beherrschen einfacher 
Handgriffe und Handhabungen zum Ziel 
haben. 

Ein Problemkreis liegt in der Fortbildung 
der Besatzungen. Die regelmäßige Teilnah­
me an Fortbildungen ist meist freiwillig und in 
das Ermessen der Reeder gestellt. 

Zur Zeit haben die deutschen Feuer­
schutz- und Rettungsbootscheine eine Gül­
tigkeit von zehn Jahren. Die See-Berufsge­
nossenschaft bietet jetzt Auffrischungslehr­
gänge zur Vertängerung an. Eine Gültigkeit 
von fünf Jahren wird angestrebt. 

Für die medizinische Fortbildung gibt es 
ebenfalls, wie zum Beispiel bei der Ersten 
Hilfe, nur eine Empfehlung, nach fünf Jahren 
eine Fortbildung zu besuchen. 

Hier beginnen die ersten Diskussionen 
über Kostenübemahme und Kostenvertei­
lung im Hinblick auf den "Wettbewerb'. 

Heute gibt es ,CREW LEASING" aus Asien, 
Polen, Birma und so weiter, die mit Besat­
zungen aus Billiglohnländern ganze SChiffe 
besetzen zu den Personalkosten, die normal 
nur den Kapitän und den Leitenden Ingenieur 
decken würden. 

Aus eigener Borderfahrung ist es kein 
Problem, die unterSChiedlichen Sprachebe­
nen (Englisch - Spanisch - Philippinisch -
Indonesisch) in ein Sicherheitskonzept zu 
integrieren. Es befindet sich immer ein Be­
satzungsmitglied, mit dem man englisch 
sprechen kann und das dann als Übersetzer 
tätig wird, an Bord. Außerdem gibt es genü­
gend SChulungsmaterial in diesen Sprachen, 
da dies ja auch einmal Seefahremationen 
waren. 

Es ist immer wieder festzustellen, daß es 
genügend Möglichkeiten gibt, man muß es 
nur tun und umsetzen. 

Die Ursachen für die meisten Brände und 
Unfälle sind schlichtweg Nachlässigkeiten, 
was heißt Unterlassung von Maßnahmen, die 
seit Jahrzehnten gutem Seemannsbrauch 
entsprechen, das wiederum heißt mehr tun 
als gefordert und dies gewissenhaft. 
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Fallbeispiele 
Brände auf Fährschiffen 

MS ,PRINSENDAM" 

MS "QUEEN ELiZABETH" 

MS "NILS HOLGERSON" 

MS "NOROIC" 

4. 10. 80 Golf von AJaska 
510 Passagiere 
Brand im Maschinenraum 
Totalverlust 
Totalevakuierung 
Viele Rauchgasverletzte 

30. 10. 84 Nordatlantik 
1400 Passagiere 
Brand in elektrischer Anlage 
2 Verletzte 

28. 2. 88 Ostsee 
Trelleborg- Travemünde 
1600 Passagiere 
Brand im Schornstein 
Brand dehnt sich über 3 der 10 Decks aus. 

13. 5. 88 Engl. Kanal 
348 Passagiere 
Brand im Generatorenraum 

MS ,SEAFRIGHT FREEWAY" 24. 5. 88 Engl. Kanal 
75 Passagiere 
Brand im Maschinenraum 
1 Toter, 1 Schwerverletzter 

MS "SALLY STAR" 21 . 12. 88 Engl. Kanal 
482 Passagiere 
Feuer Maschinenraum 

MS "KING OF SCANOINAVIA" 27. 2. 89 Nordsee 
996 Passagiere 
Schlagseite - Brand in Sauna 
Schock - Rauchvergiftungen 

MS ,TOR SCANDINAVIA" 25. 9. 89 Nordsee 
685 Passagiere 
Brand in Wäsche kammer 
2 Tote 
Rauchvergiftungen 

MS ,ST. COLUMBIA" 31. 1. 90 Irische See 
285 Passagiere 
Maschinenraumbrand 
Feuerwehr wird eingeflogen 
Windstärke 10 
Schiff manövrierunfähig - Schlepper 

MS ,SCANDINAVIAN STAR" 7. 4. 90 Ostsee 
Oslo-Fredrikshavn 
600 Passagiere 
2 Brandherde (Kabinen) 
160 Tote 
300 Rauchvergiftungen 

MS "NORONNA" 9. 4. 90 Irische See 
278 Passagiere 
Brand MaSChinenraum 
Vertetzte 

MS "RENNES MATHILDE" 10. 4.90 Englischer Kanal 
600 Passagiere 
Brand im Maschinenraum 



Blickpunkt Bonn: 

Kabinettbeschluß ZU 

Genfer Zusatzprotokollen 
Ratifizierung der ZusatzprotokoUe von 1977 

zu den Genfer Rotkreuz-Abkommen steht unmittelbar bevor 
Entscheidende Verbesserung des Schutzes der Bevölkerung 

in bewaffneten Konflikten 

Im Januar dieses Jahres tral das Bundes­
kabinett den Beschluß zur Einleitung des 
Vertragsgesetzgebungsverfahrens zu den 
Genler Zusatzprotokollen von 1977. Der 
Bundesrat hat mit Beschluß vom 16. März 
1990 der Gesetzesvorlage zugestimmt, 
die anschließend dem Deutschen Bundes­
tag zugeleitet wurde. Die Bundesregie­
rung geht nun davon aus, daß das Verfah­
ren noch In der laufenden Legislaturperio­
de abgeschlossen werden kann. Der 
überaus lange Zeitraum von fast 14 Jah­
ren zwischen der Unterzeichnung der Zu­
satzprotokolle zu den Genfer Rotkreuz­
Abkommen im Jahre 1977 und der vor­
aussichtlichen Ratifizierung in diesem 
Jahr hat seinen Grund: Schon 1977 hatte 
die damalige Bundesregierung erhebliche 
Bedenken dagegen, mit der Ratifizierung 
der beiden Zusatzprotokolle vorzupre­
schen. Dies mit der Begründung, daß die 
Bundesrepublik Deutschland erst dann 
ratifizieren sollte, wenn eine der Nuklear­
mächte des NATO-Bündnisses die Ratifi­
zierung vorgenommen habe. Inzwischen 
haben neun NATO-Staaten die beiden Zu­
satzprotokolle ratifiziert. 

Vor 126 Jahren wurde die Genfer Konven­
tion, die nach der Schlacht von Solferino auf 
Initiative von Henry Dunant zustande kam 
und 1864 in Genf von einer kleinen Staaten­
konferenz akzeptiert wurde, verabschiedet. 
Die Idee, ein rotes Kreuz auf weißem Grund 
als intemationales Zeichen zum Schutz Ver­
wundeter im Felde zu benutzen, führte zur 
weltweiten Rotkreuzbewegung. Über viele 
Stationen ging die Weiterentwicklung bis zu 
den Konventionen vom 12. August 1949. 
Auch die Haager Abkommen, insbesondere 
die Haager Landkriegsordnung sowie das 
Genfer Protokoll zum Verbot der Giftgase von 
1925, fallen in die Entwicklungszeit. Be­
trachtet man die Abkommen insgesamt, las-

sen sich sieben Grundregeln des in bewaff­
neten Konflikten anwendbaren humanitären 
Völkerrechts zusammenfassen: 
1. Die Personen, die außer Gefecht sind, und 

jene, die nicht direkt an den Feindselig­
keiten teilnehmen, haben ein Recht auf 
Achtung ihres Lebens sowie ihrer körper­
lichen und geistigen Unversehrtheit. Sie 
sind unter allen Umständen zu schützen 
und menschlich zu behandeln, ohne jede 
nachteilige Unterscheidung. 

2. Es ist verboten, einen Gegner zu töten 
oder zu verletzen, der sich ergibt oder 
sich außer Gefecht befindet. 

3. Die Verwundeten und Kranken werden 
von der Konfliktpartei, in deren Hände sie 
sich befinden, geborgen und gepflegt. Der 
Schutz erstreckt sich auch auf den militä­
rischen und zivilen Sanitätsdienst sowie 
auf die zivilen Hilfsorganisationen. Die 
Embleme des Roten Kreuzes und des 
Roten Halbmonds sind die Zeichen des 
Schutzes des Sanitätsdienstes. Sie müs­
sen stets geachtet werden. 

4. Die Kriegsgefangenen und Zivilpersonen, 
die sich im Gewahrsam der gegnerischen 
Partei befinden, haben ein Recht auf 
Achtung ihres Lebens, ihrer Würde, ihrer 
Persönlichkeitsrechte und ihrer Überzeu­
gungen. Sie sind vor jeglicher Gewalttat 
und Repressalien zu schützen. Sie haben 
das Recht, Nachrichten mit ihren Familien 
auszutauschen und Hilfsgüter zu emp­
fangen. 

5. Jede Person genießt die grundlegenden 
Garantien des Rechtsschutzes. Niemand 
darf für eine Tat verantwortlich gemacht 
werden, die er nicht begangen hat. Nie­
mand darf physischer oder grausamer 
oder emiedrigender Behandlung unter­
worfen werden. 

6. Die Konfliktparteien und die Angehörigen 
ihrer Strertkräfte haben kein unbegrenz­
tes Recht bei der Wahl der Kriegsmittel 

und Kriegsmethoden. Es ist untersagt, 
Waffen oder Kriegsmethoden anzuwen­
den, die geeignet sind, unnötige Verluste 
oder übermäßige Leiden zu verursachen. 

7. Die Konftiktparteien haben stets zwischen 
der Zivilbevölkerung und den Kombattan­
ten zu unterscheiden, damit die Bevölke­
rung und die zivilen Güter geschont wer­
den. Weder die Zivilbevölkerung als sol­
che noch die Zivilpersonen dürfen ange­
griffen werden. Angriffe sind nur gegen 
militärische Ziele zulässig. 

Die Zusatzprotokolle von 
1977 

Nach dem Zustandekommen der vier Gen­
fer Abkommen ergab sich die Notwendigkeit, 
sie weiterzuentwickeln. Eine diplomatische 
Konferenz, die von 1974 bis 1977 tagte, 
beschloß die Annahme von zwei Zusatzpro­
tokollen zu den vier Genfer Abkommen von 
1949 über den Schutz der Opfer von bewaff­
neten Konflikten: das Protokoll 1 mit 102 
Artikeln betreffend die intemationalen und 
Protokoll 2 mit 28 Artikeln betreffend die 
innerstaatlichen bewaffneten Konflikte (Bür­
gerkriege oder ähnliche Auseinanderset­
zungen). 

Wie der BundesgeSChäftsführer der Jo­
hanniter'Unfall-Hilfe, Bonn, Andreas von 
Block-Schlesier anläßlich der Fachtagung 
.Bevölkerungsschutz und Verte idigung -
Humanität in der Bewährung" im vergange· 
nen Jahr in seinem Vortrag .Schutz und Hilfe 
für den Menschen - 40 Jahre humanitäres 
Völkerrecht" ausführte, mußten sich Politiker 
und Militärs nach einer Reihe von Vorschrif­
ten durch die Genfer Abkommen und seine 
Zusatzabkommen, nach denen die Zivilbe­
völkerung und einzelne Zivilpersonen allge­
meinen Schutz vor den von Kriegshandlun-
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gen ausgehenden Gefahren genießen, fra­
gen, inwieweit die sogenannten Massenver­
nichtungsmittel danach überhaupt noch völ­
kerrechtskonform sein können. 

Der Sonderschutz des 
Zivilschutzes 

So sind nach dem ZusatzprotOkoll 1 An­
griffe, die nicht gegen ein bestimmtes militä­
risches Ziel gerichtet sind, verboten; eben­
falls solche Angriffe, bei denen damit zu 
rechnen Ist, daß sie auch Verluste an Men­
schenleben unter der Zivilbevölkerung, die 
Verwundung von Zivilpersonen, die Beschä­
digung ziviler Objekte oder mehrere derartige 
Folgen zusammen verursachen, die in kei­
nem Verhältnis zum erwarteten konkreten 
oder unmittelbaren militärischen Vorteil ste­
hen. Zudem darf die Anwesenheit oder die 
Bewegung der Zivilbevölkerung nicht dazu 
benutzt werden, Kriegshandlungen von be­
stimmten Punkten oder Gebieten femzuhal­
ten, Kriegshandlungen zu decken, zu begün­
stigen oder zu behindern. 

Im übrigen enthält das Zusatzprotokoll 1 
Bestimmungen über den Schutz von zivilen 
Objekten, von Kulturgut und Kultstätten, von 
lebensnotwendigen Objekten, den Schutz 
der natürlichen Umwelt, den Schutz von 
Anlagen und Einrichtungen, die gefäMiche 
Kräfte enthalten, Regeln über vorsorgliche 
Maßnahmen sowie - als entscheidende 
Neuerung - Regeln über den Zivilschutz. 

Das Zusatzprotokoll 1 erkennt dem Zivil­
schutz einen bis dahin nicht gewährten Son­
derschutz zu, wie es bislang nur die Sanitäts­
dienste im Rahmen des , . und 2. Genfer 
Abkommens sowie die Krankenhäuser und 
Krankentransporte durch das 4. Abkommen 
aufweisen. Äußeres Kriterium dieses völker­
rechtlichen Sonderschutzes ist das Schutz­
zeichen für den Zivilschutz, das die Vertrags­
parteien gemäß Artikel 66, Absatz 4 des 1. 
Zusatzprotokolls sowie gemäß Artikel 15 des 
Anhangs 1 dazu eingeführt haben: das blaue 
Dreieck auf orangefarbenem Grund. Dieses 
Schutzzeichen ist der sichtbare Ausdruck der 
Privilegierung des Zivilschutzes. 
Artikel 65 Zusatzprotokoll 1 
Ende des Schutzes 
(1) Der Schutz, auf den zivile Zivilschutzor­

ganisationen, ihr Personal, ihre Gebäude, 
ihre Schutzbauten und ihr Material An­
spruch haben, darf nur dann enden, 
wenn sie außer ihren eigentlichen Aufga­
ben den Feind schädigende Handlungen 
begehen oder dazu verwendet werden. 
Jedoch endet der Schutz erst, nachdem 
eine Warnung, die möglichst eine ange­
messene Frist setzt, unbeachtet geblie­
ben ist. 

(2) Es gilt nicht als eine den Feind schädi­
gende Handlung, 
a) wenn Zivilschutzaufgaben unter der 
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Weisung oder Aufsicht militärischer 
Dienststellen durchgeführt werden; 

b) wenn ziviles Zivilschutzpersonal mit 
Militärpersonal bei der Wahrnehmung 
von Zivilschutzaufgaben zusammen­
arbeitet oder wenn einige Militärper­
sonen zivilen Zivilschutzorganisatio­
nen zugeteilt sind; 

c) wenn die Wahrnehmung von Zivil­
schutzaufgaben auch militärischen 
Konfliktsopfern, insbesondere den au­
ßer Gefecht befindlichen, zugute 
kommt. 

(3) Es gilt auch nicht als eine den Feind 
schädigende Handlung, wenn das zivile 
Zivilschutzpersonal leichte Handfeuer­
waffen trägt, um die Ordnung aufrecht­
zuerhalten oder sich selbst zu verteidi­
gen. In Gebieten, in denen Kämpfe zu 
Land stattfinden oder wahrscheinlich 
stattfinden werden, treffen die am Kon­
flikt beteiligten Parteien jedoch geeignete 
Vorkehrungen, um diese Waffen auf 
Faustfeuerwaffen wie Pistolen oder Re­
volver zu beschränken, damit zwischen 
ZivilsChutzpersonal und Kombattanten 
leichter unterschieden werden kann. 
Auch wenn das Zivilschutzpersonal in 
diesen Gebieten andere leichte Handfeu­
erwaffen trägt, wird es geschont und 
geschützt, sobald es als solches erkannt 
ist. 

(4) Sind zivile Zivilschutzorganisationen in 
militärischer Weise organisiert oder ist 
ihr Personal dienstverpflichtet, so verlie­
ren sie auch dadurch nicht den in diesem 
Kapitel gewährten Schutz. 

Verbindliche Regelungen 

Dadurch, daß Artikel 61 des Zusatzproto­
kolls 1 in einem 15 Punkte umfassenden 
Aufgabenkatalog die Zivilschutzaufgaben 
aufzählt und anschließend definiert, was Zi­
vilschutzorganisationen, was Personal und 
Material bedeuten, wird erstmalig der völker­
rechtliche Sonderschutz des Zivilschutzes für 
die am bewaffneten Konflikt beteiligten Par­
teien klar und verbindlich gerege~. 

Artikel 61 ZusatzprotokollI 
Begriffsbestimmungen und Anwendungsbe­
reich 

Im Sinne des Protokolls 
a) bedeutet ,Zivilschutz" die Erfüllung al­

ler oder einzelner der nachstehend ge­
nannten humanitären Aufgaben zum 
Schutz der Zivilbevölkerung vor den 
Gefahren und zur Überwindung der un­
mittelbaren Auswirkungen von Feind­
seligkeiten oder Katastrophen sowie 
zur Schaffung der für ihr Überleben 
notwendigen Voraussetzungen. 

Diese Aufgaben sind 
I) Warndienst; 
11) Evakuierung 

111) Bereitstellung und Verwaltung von 
Schutzräumen; 

IV) Durchführung von Verdunkelungsmaß­
nahmen; 

V) Bergung; 
VI) medizinische Versorgung einschließlich 

Erster Hilfe und geistlichen Beistands; 
VII) Brandbekämpfung; 
VIII) Aufspüren und Kennzeichnung von Ge­

fahrenzonen; 
IX) Dekontaminierung und ähnliche 

Schutzmaßnahmen; 
X) Bereitstellung von Notunterkünften und 

-verpflegungsgütern; 
XI) Notdienst zur Wiederherstellung und 

Aufrechterhaltung der Ordnung in not­
leidenden Gebieten; 

XII) Notinstandsetzung unentbehrlicher öf­
fentlicher Versorgungseinrichtungen; 

XIII) Bestattungsnotdienst; 
XIV) Hilfsdienste bei der Erhaltung lebens­

notwendiger Objekte; 
XV) zur Wahrnehmung jeder dieser Aufga­

ben erforderliche zusätzliche Tätigkei­
ten, zu denen auch Planung und Orga­
nisation gehören; 

b) bedeutet ,Zivilschutzorganisationen" , 
die von den zuständigen Behörden ei­
ner am Konflikt beteiligten Partei zur 
Wahrnehmung einer der unter Buchsta­
be a) genannten Aufgaben geschaffe­
nen oder zugelassenen Einrichtungen 
und anderen Einheiten, die ausschließ­
lich diesen Aufgaben zugewiesen und 
ausschließlich dafür eingesetzt werden; 

c) bedeutet ,Personal" der Zivilschutzor­
ganisationen die Personen, die eine am 
Konflikt beteiligte Partei ausschließlich 
der Wahrnehmung der unter Buchstabe 
a) genannten Aufgaben zuweist, darun­
ter das Personal, das von der zuständi­
gen Behörde dieser Partei ausschließ­
lich der Verwaltung dieser Organisatio­
nen zugewiesen wird; 

d) bedeutet ,Material" der Zivilschutzor­
ganisationen die Ausrüstung, Vorräte 
und Transportmittel, welche diese Or­
ganisationen zur Wahrnehmung der un­
ter Buchstabe a) genannten Aufgaben 
verwenden. 

"Fast unvorstellbare 
Verbesserung" 

,Mit dieser revolutionären Neuerung im 
humanitären Völkerrecht besteht die konkre­
te Chance, daß der Zivilschutz auch in extre­
men Situationen seine Aufgabe, das Überle­
ben der ZivilbeVÖlkerung zu sichern, tatsäch­
lich erfüllen kann. Das ,Soziale Netz' für die 
ZivilbeVÖlkerung wird in Verbindung mit den 
übrigen Bestimmungen des Zusatzprotokolls 
1 erheblich enger. Der Gesamtheit der Zivil­
personen wird Schutz und Schonung zuge-



sagt, und auch die zivilen Wohnungen sind 
danach zivile, schutzwürdige Objekte. Insge­
samt besteht mit den Kriegsführungsbestim­
mungen des 1. ZusatzprotOkOllS eine ganz 
erhebliche, bisher fast unvorstellbare Ver­
besserung des Schutzes der Zivilbevölke­
rung", führte von Block-Schlesier aus. 

"Solange die Zusatzprotokolle jedoch von 
der Bundesrepublik nicht ratifiziert sind, tritt 
eine Bindung zwischen den Konfliktparteien 
nicht ein." "Sie", so der Bundesgeschäfts­
führer der Johanniter-Unfall-Hilfe, ,entsteht 
erst, wenn beiderseits Ratifikations- bzw. 
Beitrittsurkunden hinterlegt würden. Doch 
aufgrund der Tatsache, daß die Bundesregie­
rung am Zustandekommen insbesondere 
auch der Zivilschutzbestimmungen des 1. 
ZusatzprotOkolls aktiv mitgewirtkt hat, ferner 
die Tatsache, daß sie die Ratifikation seit 
Jahren in Aussicht stellt und auch bisher zu 
keiner Zeit in den Artikeln zum Zivilschutz 
Ratifikationshindernisse gesehen hat, dann 
ist die Bundesrepublik Deutschland an die 
Zivilschutzartikel des Zusatzprotokolls 1 be­
reits heute gebunden." 

Hinweis in den 
Rahmenrichtlinien zur 
Gesamtverteidigung 

Ein positiver Hinweis auf das humanitäre 
Völkerrecht findet sich in den neuen Rah­
menrichtlinien für die Gesamtverteidigung 
vom 10. Januar 1989. Dort heißt es unter 
anderem im Unterabschnitt Zivile Verteidi­
gung: "Der Zivilschutz im nationalen Bereich 
ist in Übereinstimmung mit den Regelungen 
des humanitären Völkerrechts durchzufüh­
ren. Sicherzustellen ist, daß sowohl die Zivil­
schutzorganisationen als auch die Zivilbevöl­
kerung den völkerrechtlich größtmöglichen 
Schutz er11alten." Ferner wird Bezug genom­
men auf die vier Genfer Abkommen vom 12. 
August 1949, und es heißt sodann: "Die in 
Ergänzung zu diesem Abkommen erarbeite­
ten beiden Zusatzprotokolle stellen einen 
bedeutenden Fortschritt im Bereich des hu­
manitären Völkerrechts dar. Die Bundesrepu­
blik Deutschland hat beide Zusatzprotokolle 
1977 unterzeichnet. Die Bundesregierung 
hat sich in den vergangenen Jahren aktiv und 
erfolgreich darum bemüht, die Vorausset­
zungen für die Einleitung des innerstaatli­
chen Zustimmungsverfahrens zu schaffen. 
Dies gilt insbesondere für die notwendige 
Abstimmung innerhalb des Bündnisses zu 
Inhalt und Tragweite der in den Zusatzproto­
kollen entllaltenen völkerrechtlichen Schutz­
bestimmungen. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühun­
gen mit dem Ziel einer möglichst baldigen 
Einlettung des Zustimmungsverfahrens fort­
setzen." 

Die Beratung im Deutschen 
Bundestag 

Seit der Unterzeichnung im Jahre 1977 
haben alle Bundesregierungen die Zusatz­
protokolle als einen wesentlichen Fortschritt 
des Schutzes der Zivilbevölkerung in Kriegen 
und Bürgerkriegen bezeichnet. Damals wie 
heute besteht bei den im Bundestag vertrete­
nen Fraktionen Einigkeit darüber, daß die 
Ratifizierung der Zusatzprotokolle eingeleitet 
werden soll. 

Im Januar dieses Jahres befaßte sich nun 
der Deutsche Bundestag mit den beiden 
Zusatzprotokollen. Grundlage für die Bera­
tung war eine Beschlußempfehlung des Aus­
wärtigen Ausschusses, bei der bevorstehen­
den Ratifizierung der Zusatzprotokolle eine 
zusätzliche Interpretationserklärung dahin­
gehend abzugeben, daß sich der in Zusatz­
protokoll 1 genannte Begriff "Massenver -
nichtungsmittel" lediglich auf konventionelle, 
nicht aber auf atomare Waffen bezieht. Die 
Fraktionen der SPD sowie der Grünen stellten 
ihrerseits einen Antrag auf Ablehnung einer 
derartigen Differenzierung. 

Der Bundestagsabgeordnete der SPD, 
Verheugen, nahm die Beratung in der 189. 
Sitzung des Deutschen Bundestages noch 
einmal zum Anlaß, eine rasche Ratifizierung 
der Genfer Zusatzprotokolle anzumahnen: 
,Tatsächlich stellen die Zusatzprotokolle ei­
ne bedeutsame Weiterentwicklung des Völ­
kerrechts dar. Der Schutz der Zivilbevölke­
rung in bewaffneten Konflikten war bisher 
völlig unzureichend oder überhaupt nicht 
geregelt. Dabei lehrt uns die traurige Erfah­
rung aus der Geschichte der Kriege dieses 
Jahr11underts und gerade auch der jüngsten 
Zeit, daß es die Zivilbevölkerung ist, die in 
Kriegen die meisten Opfer bringen muß. Wir 
kennen bewaffnete Auseinandersetzungen, 
in denen bis zu 90 Prozent der Opfer unbetei­
ligte Zivilpersonen sind. Es versteht sich also 
von selbst, daß das deutsche Volk, das die 
schrecklichen Folgen von Kriegen in diesem 
Jahrhundert zweimal spüren mußte, ein be­
sonderes Interesse an der Wirksamkeit inter­
national verbindlicher Regeln haben muß, die 
dem Schutz der Zivilbevölkerung dienen", so 
Verheugen. 

Methoden und Mittel der 
Kriegsführung eingeschränkt 

Die entscheidende neue Regel sieht der 
SPD-Bundestagsabgeordnete darin, daß die 
Konfliktparteien kein unbeschränktes Recht 
in der Wahl der Methoden und Mittel der 
Kriegsführung haben. Denn Methoden der 
Kriegsführung, die geeignet sind, überflüssi­
ge Verletzungen oder unnötige Leiden zu 
verursachen, sind laut den Zusatzprotokollen 
verboten. Als maßgebend bezeichnete Ver-

heugen die in Artikel 51 des Zusatzprotokolls 
1 niedergelegten Kampfführungsbestim­
mungen: 
Artikel 51 ZusatzprotokollI 
Schutz der Zivilbevölkerung 
(1) Die Zivilbevölkerung und einzelne Zivil­

personen genießen allgemeinen Schutz 
vor den von Kriegshandlungen ausge­
henden Gefahren. Um diesem Schutz 
Wirksamkeit zu verleihen, sind neben 
den sonstigen Regeln des anwendbaren 
Völkerrechts folgende Vorschriften unter 
allen Umständen zu beachten. 

(2) Weder die Zivilbevölkerung als solche 
noch einzelne Zivilpersonen dürfen das 
Ziel von Angriffen sein. Die Anwendung 
oder Androhung von Gewalt mit dem 
hauptsächlichen Ziel, Schrecken unter 
der Zivilbevölkerung zu verbreiten, ist 
verboten. 

(3) Zivilpersonen genießen den durch diesen 
Abschnitt gewährten Schutz, sofern und 
solange sie nicht unmittelbar an Feindse­
ligkeiten teilnehmen. 

(4) Unterschiedslose Angriffe sind verboten. 
Unterschiedslose Angriffe sind 
a) Angriffe, die nicht gegen ein bestimm­

tes militärisches Ziel gerichtet sind 
b) Angriffe, bei denen Kampfmethoden 

oder -mittel angewendet werden, die 
nicht gegen ein bestimmtes militäri­
sches Ziel gerichtet werden können, 
oder 

c) Angriffe, bei denen Kampfmetlloden 
oder -mittel angewendet werden, de­
ren Wirkung nicht entsprechend den 
Vorschriften dieses Protokolls be­
grenzt werden können 

und die daher in jedem dieser Fälle militäri­
sche Ziele und Zivilpersonen oder zivile Ob­
jekte unterschiedslos treffen können. 
(5) Unter anderem sind folgende Angriffsar­

ten als unterSChiedslos anzusehen: 
a) ein Angriff durch Bombardierung -

gleichviel mit welchen Methoden 
oder Mitteln - bei dem mehrere 
deutlich voneinander getrennte mili­
tärische Einzelziele in einer Stadt, 
einem Dorf oder einem sonstigen 
Gebiet, in dem Zivilpersonen oder 
zivile Objekte ähnlich stark konzen­
triert sind, wie ein einziges militäri­
sches Ziel behandelt werden, und 

b) ein Angriff, bei dem damit zu rechnen 
ist, daß er auch Verluste an Men­
schenleben unter der Zivilbevölke­
rung, die Verwundung von Zivilperso­
nen, die Beschädigung ziviler Objekte 
oder mehrere derartige Folgen zu­
sammen verursacht, die in keinem 
Ver11ältnis zum erwarteten konkreten 
und unmittelbaren militärischen Vor­
teil stehen. 

(6) Angriffe gegen die Zivilbevölkerung oder 
gegen Zivilpersonen als Repressalie sind 
verboten. 

(7) Die Anwesenheit oder Bewegungen der 

I BEVOLKERUNGSSCHUTZ -MAGAZIN 5/90 I 1 9 



Zivilbevölkerung oder einzelner Zivilper­
sonen dürfen nicht dazu benutzt werden, 
KriegShandlungen von bestimmten 
Punkten oder Gebieten fernzuhalten, ins­
besondere durch Versuche, militärische 
Ziele vor Angriffen abzuschirmen oder 
Kriegshandlungen zu decken, zu begün­
stigen oder zu behindern. Die am Konflikt 
beteiligten Parteien dürfen Bewegungen 
der Zivilbevölkerung oder einzelner Zivil­
personen nicht zu dem Zweck lenken, 
militärische Ziele vor Angriffen abzu­
schirmen oder Kriegshandlungen zu 
decken. 

(8) Eine Verletzung dieser Verbote enthebt 
die am Konflikt beteiligten Parteien nicht 
ihrer rechllichen Verpflichtungen gegen­
über der Zivilbevölkerung und Zivilperso­
nen, einschließlich der Verpflichtung, die 
In Artikel 57 (Vorsichtsmaßnahmen beim 
Angriff) vorgesehenen vorsorglichen 
Maßnahmen zu treffen. 

Außerdem regelt das Zusatzprotokoll den 
Schutz unverteidigter Orte und entmilitari­
sierter Zonen, stellt Angehörige des Zivil­
schutzes unter völkerrechtlichen Schutz und 
begründet besondere Schutzmaßnahmen 
zugunsten von Frauen und Kindem. 

Die "Zivilisierung von 
Kriegen" 

"Man kann natürtich darüber streiten, ob 
völkerrechtliche Regelungen wirklich zur Zi­
vilisierung von Kriegen beitragen können 
oder nicht. Vielleicht ist es sogar ein Wider­
spruch In sich, so etwas versuchen zu wol­
len. Die Erfahrung zeigt aber, daß die bisher 
schon geltenden völkerrechtlichen Regeln 
durchaus dazu geführt haben, daß sich die 
kriegsführenden Parteien bestimmten Ein­
schränkungen unterwerfen mußten. Die se­
gensreiche Rolle des Roten Kreuzes in Krie­
gen wäre ohne entsprechendes internationa­
les Recht nicht möglich", so Verheugen vor 
dem Deutschen Bundestag. 

Das Problem, warum die beiden Zusatz­
protokolle von 1977 immer noch nicht ratifi­
ziert wurden, sieht Verheugen in der hohen 
rüstungspolitischen Bedeutung, die sie 
haben. 

Artikel 36 Zusatzprotokoll 1 vertangt von 
den Vertragsparteien eine Art "Völkerrechts­
verträglichkeitsprüfung" (Verheugen): 
Artikel 36 
Neue Waffen 

Jede Hohe Vertragspartei ist verpflichtet, 
bel der Prüfung, Entwicklung, Beschaffung 
und Einführung neuer Waffen oder neuer 
Mittel oder Methoden der Kriegsführung fest­
zustellen, ob ihre Verwendung stets oder 
unter bestimmten Umständen durch dieses 
Protokoll oder durch eine andere auf die Hohe 
Vertragspartei anwendbare Regel des Völ­
kerrechts verboten wäre. 
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Widerspruch zur 
NATO-Strategie? 

Damit soll, laut Verheugen, erreicht wer­
den, daß schon die Verteidigungsplanung 
und die Rüstungspolitik Rücksicht nehmen 
auf die die Kriegsführung einschränkenden 
Bestimmungen des Völkerrechts. 

"Die schlichte Wahrheit, warum immer 
noch kein Gesetzentwurf zur Ratifizierung 
der Zusatzprotokolle vortiegt, ist, daß die 
1977 unterzeichneten Protokolle in einem 
krassen Widerspruch stehen zur militäri­
schen Doktrin des westlichen Bündnisses, 
zur derzeit gültigen NATO-Strategie und 
dementsprechend zu Auftrag und Ausrü­
stung der Bundeswehr", so der SPD-Bundes­
tagsabgeordnete. Nach Auslegung seiner 
Bundestagsfraktion verbieten die Protokolle 
nicht bestimmte Waffen oder Methoden der 
Kriegsführung, sondern verbieten die Wir­
kungen, ganz egal, wodurch diese Wirkun­
gen ausgelöst werden. "Die Protokolle 
schließen Massenvernichtungswaffen, auf 
denen das Prinzip der Abschreckung beruht, 
vollkommen ein" , faßte Verheugen zu­
sammen. 

In diesem Punkt sieht er die Uneinigke~ 
der Regierungskoalition und der Oppositions­
parteien im Deutschen Bundestag. "Die Bun­
desregierung hat zu Beginn der politischen 
Debatte um die Ratifizierung die Auffassung 
vertreten, Atomwaffen seien von den Zusatz­
protokollen ausdrücklich ausgeschlossen". 
Doch seiner Meinung nach stützen weder der 
Wortlaut noch die Vertragsgeschichte diese 
Argumentation. "Denn ein völkerrechtlicher 
Vertrag wird nach seinem Wortlaut und nach 
seiner Zweckbestimmung ausgelegt, und 
beide sagen eindeutig, daß es um den um­
fassenden Schutz der Zivilbevölkerung 
geht". Verheugen bezeichnete es vor dem 
Plenum als geradezu widersinnig, die gefähr­
liChsten Waffen, nämlich die Atomwaffen, 
aus dem Vertragswerk herauszunehmen und 
die Zivilbevölkerung im Ernstfall dem Atom­
krieg auszusetzen und dies als legitim zu 
erklären. 

"Unbestritten sind lediglich das Verbot der 
Umweltkriegsführung und das absolute Re­
pressalienverbot gegenüber der Zivilbevölke­
rung. Das hieße also: Repressalien gegen die 
Zivilbevölkerung mit konventionellen Waffen 
wären verboten, mit Atomwaffen aber er­
laubt; Vernichtung der Umwelt mit konven­
tionellen Waffen wäre verboten, mit Atom­
waffen aber erlaubt", so Verheugen. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion wird die­
ser Gedankengang nur dadurch verständlich, 
daß innerhalb der NATO die Auffassung be­
steht, daß für die Kampfführungsbestimmun­
gen, selbst im engeren Sinne, neue Regeln 
geschaffen wurden. Verheugen nannte spe­
ziell die Konkretisierung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit der Mittel. "Es ist ganz 
klar, daß diese Auffassung lediglich den 

Zweck verfolgt, die in der NATO-Strategie 
vorgesehene nukleare Eskalation und die 
Option auf den Ersteinsatz von Atomwaffen 
völkerrechtlich abzusichern. Da der Vertrag 
selbst diese Absicherung nicht zuläßt, will 
sich die NATO mit sogenannten Interpreta­
tionserklärungen behelfen; eine solche Er­
klärung will auch die Bundesregierung abge­
ben. Sie will feststellen, daß die neuen 
Regeln nach ihrem VerständniS auf Atomwaf­
fen keine Anwendung finden sollen". 

Unterschiedliche Haltungen 
im Bündnis 

Dies aber würde für die SPD-Bundestags­
fraktion nur einen gewissen Sinn ergeben, 
wenn alle NATO-Partner dieselbe Auffassung 
hätten. Der Sachstand liegt aber zur Zeit 
anders. Der größte NATO-Partner, die USA, 
will nach nunmehr 14 Jahren Konsultation 
innerhalb des Bündnisses die Protokolle 
überhaupt nicht ratifizieren. Frankreich, nicht 
der NATO zugehörig, hat die UnterzeiChnung 
bereits verweigert mit dem Argument, daß 
dieses Protokoll Auswirkungen auf die Dok­
trin der nuklearen Abschreckung hat. Groß­
britannien hat sich zu der Ratifizierung nicht 
festgelegt. Belgien und die Niederlande ha­
ben mit der bewußten NuklearerkJärung rati­
fiziert. Italien wiederum mit einer anderen, 
und sechs andere NATO-Staaten haben ohne 
Nuklearerklärung ratifiziert. "Mit anderen 
Worten: Für die NATO-Verbündeten und ihre 
auf deutschem Boden stationierten Streit­
kräfte gelten bereits heute unterschiedliche 
völkerrechlliche Regeln für die Kriegsfüh­
rung" , führte Verheugen aus. 

Zunehmend kompliziert sieht der SPD­
Politiker die Sache dadurch, daß die Sowjet­
union und weitere Staaten des Warschauer 
Paktes ohne Vorbehalt und ohne Nuklearer­
klärung ratifiziert haben. 

"Die Bundesrepublik muß die Zusatzpro­
tokolle ohne Vorbehalt und ohne Nuklearer­
klärung ratifizieren. Die Nuklearerklärung 
wäre politisch schädlich, denn sie würde den 
Eindruck erwecken, daß die Option auf ato­
mare Kriegsführung offengehalten werden 
soll. Dies paßt jedoch nicht mehr in diese 
Zeit, und sie wäre militärisch unsinnig, weil 
das unbestritten geltende Verbot unter­
schiedsloser Angriffe und das Übermaßver­
bot den Einsatz von Atomwaffen im dichtbe­
siedelten Mitteleuropa ohnehin von vornher­
ein ausschließen." 

Die Fraktion der Grünen im Deutschen 
Bundestag schloß sich dieser Auffassung an. 
Wie die Bundestagsabgeordnete Schilling vor 
dem Plenum ausführte, sei es ein offenes 
Geheimnis, daß die Bundesregierung die 
Ratifizierung der Zusatzprotokolle ohne Nu­
klearvorbehalt bisher aus bündnispoliti­
schen, militärstrategischen und zivilschutz-



rechtlichen Gründen verhindert hat. "Die 
Bundesregierung weiß genau, daß die Dok­
trin der nuklearen Abschreckung zur Diskus­
sion steht. Sie will sich die Option der 
atomaren Kriegsführung offenhalten" , so 
Frau Schilling. 

CDU/CSU: Nicht 
dramatisieren 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist je­
doch der Auffassung, daß überhaupt kein 
Anlaß zu einer derartigen Dramatisierung 
besteht. 

"Wir dürfen nicht übersehen", so der CDU­
Bundestagsabgeordnete Vogel, "daß in den 
beiden Zusatzprotokollen, durch welche die 
Genfer Rotkreuz-Abkommen von 1949 er­
gänzt werden, in erheblichem Umfang schon 
geltendes Völkergewohnheitsrecht kodifiziert 
wird". Vogel bezeichnete die Protokolle in 
seiner Rede im Deutschen Bundestag als 
"Charta der Menschlichkeit", weil sie um­
fangreiche Regeln, insbesondere zum Schutz 
der Zivilbevölkerung gegen die Auswirkun­
gen von Feindseligkeiten in Kriegszeiten, 
entha~en. 

Er velWies gleichzeitig darauf, daß die 
damalige Bundesregierung die 1977 be­
schlossenen Zusatzprotokolle auch bereits 
1977 unterzeichnet hat. Jedoch hatte man 
schon zu dieser Zeit erhebliche Bedenken 
dagegen, mit der Ratifizierung dieser beiden 
ZusatzprotokOlle vorzupreschen. Dies mit der 
Begründung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland erst dann ratifizieren sollte, 
wenn eine der Nuklearmächte des NATO­
Bündnisses die Ratifizierung vorgenommen 
habe. "Einmal hat die Bundesregierung zu 
berücksichtigen, daß sie Mitglied des westli­
chen Verteidigungsbündnisses ist, daß die 
Streitkräfte der Bundeswehr in dieses Bünd­
nis integriert sind und daß die Truppen 
mehrerer verbündeter Staaten auf bundes­
deutschem Territorium stationiert sind, im 
wesentlichen Truppen von Staaten, die, bis­
lang jedenfalls, diese Zusatzprotokolle nicht 
ratifiziert haben." Ein Argument kann man 
nach Meinung Vogels nicht "wegwischen", 
nämlich, daß die Verflechtung der Bundes­
wehr in der NATO möglichst einheitliche 
Auffassungen auch zum humanrtären Völker­
recht erforderlich macht. 

Ratifizierung unverzüglich 
einleiten 

"Des weiteren hat die Bundesrepublik zu 
berücksichtigen, daß es, wenn diese Zusatz­
protokolle mit ihren Regeln in Europa an­
wendbar sein sollen, selbstverständlich auch 
erforderlich ist, daß diese Zusatzprotokolle in 
West und Ost akzeptiert werden . Die UdSSR 

zum Beispiel hat erst im August 1989 ratifi­
ziert. Eigentlich ist erst seit diesem Zeitpunkt 
absehbar, daß es auch einen wesentlichen 
Fortschritt im humanitären Völkerrecht ge­
ben wird, wenn wir ratifizieren", so Vogel. 
Vogel bekräftigte noch einmal, daß es auch 
das Anliegen der CDU/CSU-Bundestagsfrak­
tion ist, daß das Ratifizierungsverfahren ein­
geleitet wird. 

"Eine von der Bundesregierung abzuge­
bende Interpretationserklärung bei Hinterle­
gung der Zusatzprotokolle ist nicht Gegen­
stand des Ratifizierungsgesetzes. Darüber 
jedenfalls wird im Bundestag im Zusammen­
hang mit dem Gesetz nicht abgestimmt. 
Diese Frage wird sich gegebenenfalls im 
weiteren Verlauf des Ratifizierungsverfah­
rens neu stellen, vorerst geht es aber darum, 
das Ratifizierungsverfahren unverzüglich 
einzuleiten. " 

"Entscheidung nicht länger 
hinausziehen" 

Auch der FDP-Bundestagsabgeordnete 
Dr. Feldmann, der für seine Fraktion das Wort 
ergriff, erklärte, daß die jetzige Bundesregie­
rung auch wie ihre Vorgängerin gut und 
richtig beraten war, sich zunächst nach­
drücklich um eine einheitliche Haltung bei 
den Bündnispartnern zu bemühen. "Da diese 
Bemühungen aber keinen Erfolg gehabt ha­
ben, gibt es jetzt keinen Grund mehr, die 
Entscheidung zur Ratifizierung länger hin­
auszuziehen. Auch der Streit über die soge­
nannte Nuklearerklärung darf die Ratifizie­
rung nach Meinung der FDP-Fraktion nicht 
länger blockieren", so Dr. Feldmann. 

Nach Auffassung Dr. Feldmanns ist der 
Streit unter den Fraktionen in dieser Sache 
nur noch bedingt auf unterschiedliche Auf­
fassungen über die Tragweite der Zusatzpro­
tokolle zurückzuführen. Als falsch bezeich­
nete er die "Unterstellung" der SPD-Fraktion, 
die Protokolle dienten der Absicherung des 
nuklearen Ersteinsatzes. "International ist 
diese Sache weit weniger umstritten als im 
Deutschen Bundestag. Auch die Sowjetunion 
hat ausdrücklich erklärt, daß die Nuklearer­
klärung mit der gemeinsa'men Interpretation 
der Teilnehmerstaaten von 1977 überein­
stimmt. Dies ist auch die Auffassung des 
Internationalen Roten Kreuzes." Dr. Feld­
mann fuhr fort: "Natürlich sperrt sich der 
gesunde Menschenverstand dagegen, daß 
der Schutz der Zivilbevölkerung nur im Zu­
sammenhang mit konventionellen Waffen 
gelten soll. Denn es kann doch keine Rolle 
spielen, ob Menschen durch Atomgranaten 
oder durch konventionelle Granaten ums 
Leben kommen. Dieser Widerspruch ist of­
fensichtlich. Aber wir Politiker sind gefordert, 
diesen Widerspruch zu erklären und zu ver­
deutlichen, warum diese Abkommen trotz 
aller Mängel dennoch ein Weg in die richtige 

Richtung sind". Diesen Widerspruch jedoch 
sieht er im Völkerrecht selbst angelegt: "Das 
Völkerrecht unterscheidet sich vom nationa­
len Recht durch seine mangelnde Durchsetz­
barkeit. Neues Völkerrecht wie die Genfer 
Rotkreuz-Abkommen kann nur auf der Basis 
des kleinsten gemeinsamen Nenners ge­
schaffen werden, auf der Grundlage freiwilli­
ger Zustimmung souveräner Staaten. So sind 
auch diese Zusatzprotokolle zustande ge­
kommen. Ohne einen Kompromiß in der 
Nuklearfrage hätten wir gar nichts." 

Keine Vorbehalte 

Der Staatsminister im Auswärtigen Amt, 
Schäfer, unterstrich in seiner Rede vor dem 
Plenum, daß die Bundesregierung nicht be­
absichtigt, bei Hinterlegung der Ratifikations­
urkunde Vorbehalte einzulegen. Jedoch ist 
beabsichtigt, eine mit den Bündnispartnern 
abgestimmte und von einer Reihe von Part­
nern bereits abgegebene Interpretationser­
klärung abzugeben. SChäfer erklärte, daß es 
sich dabei um Klarstellungen handele, die mit 
den Zusatzprotokollen und ihrer Verhand­
lungsgeschichte im Einklang stehen. 

Den Grund für die Problematisierung die­
ses Themas durch einige im Bundestag 
vertretene Parteien sieht der Staatsminister 
darin, daß Fragen der Reduzierung von Nu­
klealWaffen mit der Frage der Ratifikation der 
Zusatzprotokolle verbunden werden. 

"Die Bundesregierung kann natürlich nicht 
durch Ratifikation der Zusatzprotokolle ge­
zwungen werden, die NATO-Strategie schon 
vor Abschluß der Abrüstungskonferenzen auf 
ausschließlich konventionelle Waffen umzu­
stellen oder gar aus der NATO auszutreten. 
Gerade im Hinblick auf die von Teilen des 
Deutschen Bundestages immer wieder be­
haupteten Auswirkungen der Zusatzproto­
kolle auf die Verteidigungsstrategie scheint 
die KlarsteIlung des Anwendungsbereiches 
der durch die Zusatzprotokolle eingeführten 
neuen Regeln weiterhin notwendig." 

Übereinstimmung 
vieler Staaten 

Wie SChäfer weiter ausführte, hat die Sowjet­
union im Anschluß an die Ratifikationsdebat­
te im Obersten Sowjet als offizielle Position 
übermittelt, daß die sowjetische Seite mit 
den Teilnehmerstaaten der Vertragskonfe­
renz von 1974 bis 1977 übereinstimmt, daß 
die bei den Zusatzprotokolle keinen direkten 
Bezug zur Frage des Einsatzes von Nuklear­
waffen haben. Die sogenannten Nuklearer­
klärungen westlicher Staaten, die die Nicht­
anwendung der Zusatzprotokolle auf Nuk­
lealWaffen feststellen, seien mit der gemein­
samen Interpretation der Teilnehmerstaaten 
von 1977 vereinbar. Deshalb hat die Sowjet-
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union keine Einwände erhoben. Staatsmini­
ster Schäfer: .Damit scheint mir festzuste­
hen, daß der Inhalt der beabsichtigten Klar­
stellung nicht nur mit der Auffassung unserer 
Verbündeten, vieler anderer Staaten und des 
Internationalen Roten Kreuzes, sondern auch 
mit der SoWjetunion übereinstimmt. Wir kön­
nen den ZusatzprotokOllen nicht international 
eine Bedeutung geben, die über die Absicht 
der Verfasser hinausgeht. Das Ziel der Abrü­
stung kann nicht durch die Ratifizierung der 
Zusatzprotokolle, sondern nur durch erfolg­
reiche Abrüstungsverhandlungen erreicht 
werden." 

Diese Ansicht vertrat auch die Mehrheit 
des Deutschen Bundestages bei der sich der 
Beratung anschließenden Abstimmung. 
Demnach wurde die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschußes zur Abgabe 
einer Interpretationserklärung bezüglich ato­
marer Waffen bei der Ratifizierung mit den 
Stimmen der Koalition durchgesetzt. Der 
Antrag der SPD sowie der Grünen auf Ver­
zicht einer Unterscheidung von konventionel­
len und atomaren Waffen wurde entspre­
chend der dargelegten Gründe mehrheitlich 
abgelehnt. 

Ratifizierung steht bevor 

Das BundeSkabinett beschloß im Januar 
dieses Jahres die Einleitung des Vertragsge­
setzgebungsverfahrens zu den beiden Zu­
satzprotokollen von 1977. Der Bundesrat hat 
der Gesetzesvorlage bereits zugestimmt. Der 
Deutsche Bundestag wird die Zusatzproto­
kolle m~ der vom Auswärtigen Ausschuß 
empfohlenen KlarsteIlung zum Einsatz nu­
klearer Waffen voraussichtlich noch in dieser 
Legislaturperiode ratifizieren. Unterstrichen 
wird dies durch die Aussage von Bundes­
kanzler Dr. Helmut Kohl auf der 39. Ordentli­
chen Bundesversammlung des Deutschen 
Roten Kreuzes im November vergangenen 
Jahres: .Die Bundesregierung wird alle er­
forderlichen Maßnahmen in die Wege leiten, 
damit diese Zusatzprotokolle von der Bun­
desrepublik DeutSChland schon bald ratifi­
ziert werden können, auf alle Fälle noch in 
dieser Legislaturperiode." - sm -
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Da die Katastrophen;chutzschule des Bundes in Bad Neuenahr-Ah",eiler derzeit noch 
als Unterbringungsstätte flir Aussiedler dient, können die im Lehrgangsplan 1990 
ausgewiesenen Lehrgänge nur in gekürztem Umfang und al Außenlehrgange durchge­
flihrr werden. 

Nachstehend die aktuelle Lehrgangsübersicht der ZS-Lehrgänge der KSB bis zur 
Sommerpause: 

Vcran-
Seminar Termin Thema staltungsorr 

ZS 1354 08.05.- 11. 05. Grundlagen B Bonn 
ZS 1356 15. 05 . - 18. 05. Dezernenten Bonn 
ZS 1359 06.06. -08.06. Trinkwassernotversorgung Bad Godesberg 
ZS 1360 19.06.-22.06. Chemische Untersuchungsämter Bad Godesberg 
ZS 1361 19.06. -21.06. Helferrecht noch unbekannt 
ZS 1362 26.06.-28.06. Gesundverwaltung Bonn 

Alle geplanten Lehrgänge Bau und Schutzraumbetriebsdienst finden in Bad Godesberg 
statt, sämtliche Schweißlehrgänge sind zum Deutschen Schweißverband nach Mainz 
ausgelagerr. 

Die Technische Akademie Esslingen veranstaltet am 25. und 26. Juni 1990 in 
Ostfildern ein Seminar unter dem Motto "Mehr Sicherheit durch betrieblichen Katastro­
phenschutz". Der behandelte Themenkreis reicht von den Ursachen der Betriebsgeriihr­
dung über Werkanalysen und der Erstellung eines Katastrophenschutz- und Räumungs­
planes bis hin zur Ein13tztaktik im Ernstfall. 
Auskunft: Technische Akademie Esslingen, Postfach 1269,7302 OstfiIdern, Tel.: 07111 
3400823-25 

Für Gerätewarre von Atemschutzgeräten und Chemikalien-Schutzanzügen bzw. 
Sicherheitsbeauftragte der Industrie veranstaltet die Firma I TERSPIRO in Forst 
verschiedene Lehrgänge und Tagesseminare. 
18.09. 1990 Atemschutzgeräteprüfungen am INTERSPIRO-Prüfstand 
19. bis 20. 09. 90 und Warrung und Prüfung von Atemschutzgeräten 
14. bis 15.09.90 
21.09.90 Prüfung, Pflege und Reparatur von Chemikalienschutzanzügen 

Alle Veranstaltungen finden im Werk Forst/Baden statt. 
Auskunft: INTERSPIRO GmbH, Werner-von-Siemens-Str. 8, 7529 For..t, Tel.: 

07251/803-0 

Vom 10. bis 12. November 1990 findet in Bagdad (Irak) die 10. Weltkonferenz flir 
Zivilverreidigung statt unter dem Hauptthema ,,zivile Verreidigung in der Entwicklung". 
Diskussionspunkte sind: 
I. Konzeption und Strukturen der zivilen Verreidigung 
2. Katastrophen unter wirrschaftlichen Gesichtspunkten 
3. Zivilschutz im internationalen Vergleich 

Auskunft: Organisation Internationale de Protection Civile, 10-12, chemin de 
Surville, 1213 Petit-Lancy/Geneve 



Dr. Ewatd Andrews, Ministerialrat im Bundesinnenministerium 

Das aktuelle Thema: 
Bevölkerungsschutz­

politik und Perestroika 
Gedanken zu einem umfassenden Bevölkerungsschutz 

in einer Welt der Umgestaltung 

Der Prozeß der Umgestaltung, der sich mit 
atemberaubender Geschwindigkeit im Ost­
block vollzieht, stellt eine große Herausforde­
rung an die Fähigkeit des Westens dar, durch 
angemessene außen- und sicherheitspoliti­
sche Maßnahmen jeweils zeitnah und situa­
tionsangemessen zu reagieren. Nur wenn die 
Führung der Sowjetunion, von der die Pere­
stroika ausging, sicher sein kann, daß der 
Westen keine Schieflage in der Ausgewogen­
heit der beiderseitigen Blockinteressen an­
strebt, wird dieser Prozeß unvermindert wei­
tergehen und dabei auch künftighin das 
zügige Tempo des Zusammenwachsens der 
beiden deutschen Staaten ermöglichen. 

In der DDR - wie auch in anderen Ost­
blockstaaten - sind das Machtmonopol der 
kommunistischen Partei aufgegeben, das 
demokratische Mehrheitsprinzip eingeführt, 
freie demokratische Wahlen durchgeführt 
und kommunistische Regime durch nicht­
kommunistische oder Koalitionsregierungen 
ersetzt worden. Oie Umgestaltung der politi­
schen Machtverhältnisse im Ostblock haben 
auch die Voraussetzungen für die weitrei­
chenden militärischen Abrüstungsmaßnah­
men geschaffen, über die zur Zeit in Wien 
verhandelt wird. Da die Bundesregierung 
diese Entspannungspolitik im westlichen 
Bündnis mitgestaltet und mitverantwortet 
und da der Bund für die Angelegenheiten der 
"Verteidigung einschließlich des Schutzes 
der Zivilbevölkerung" zuständig ist, liegt die 
Frage nahe, ob und welche Auswirkungen 
die Perestroika auf die Bevölkerungsschutz­
politik hat. Denn es kann nicht sein, daß die 
Liberalisierungs- und Demokratisierungsent­
wicklungen im Ostblock, von dem einmal die 
Bedrohung ausging, ferner die zahlreichen 
militärischen Abrüstungsmaßnahmen, die 
gegenseitige Kontrolle der Waffenarsenale, 
die Öffnung von Grenzen und die Anerken-

nung der Endgültigkeit von Grenzen, der 
Zustrom von Aus· und Übersiedlern usw., die 
Bevölkerungsschutzpolitik unberührt lassen. 
Auch hier sind angemessene Reaktionen 
notwendig, die es zu diskutieren gilt. Die 
nachfolgenden Ausführungen sollen dazu 
anregen. 

Bevölkerungsschutz muß 
flexibel sein 

Für den Begriff "Bevölkerungsschutz" gibt 
es weder eine gesetzliche noch eine allge­
mein akzeptierte Begriffsdefinition.' ) Mei­
stens kennzeichnet der Begriff "Schutz" in 
Verbindung mit einer Zielgruppe bzw. einem 
Zielfeld ein System oder eine Organisation, 
die dem Schutz gegen Bedrohungen dient. 
Brandschutz ist das Gefahrenabwehrsystem 
gegen Brände. Katastrophenschutz ist die 
Organisation zur Bewältigung von Katastro­
phen. Zivilschutz (frühere Bezeichnung: Zivi­
ler Bevölkerungsschutz) umfaßt die Gesamt­
heit der Schutzmaßnahmen für die Zivilbe­
völkerung im Krieg. Bei den aufgeführten 
Beispielen handelt es sich um Gefahrenab­
wehrsysteme, die zum Schutz gegen solche 
Bedrohungen geschaffen worden sind, wei­
che durch ihr hohes Maß an Gemeingefähr­
lichkeit für die Bevölkerung von existentieller 
Bedeutung sind. 

Obwohl es für den seit einigen Jahren 
aufgetauchten Begriff "Bevölkerungsschutz" 
noch keine verbindliche Begriffsbestimmung 
gibt, fällt auf, daß er zunehmend Aufgaben­
felder besetzt, die bis dato den Gefahrenab­
wehrsystemen des Katastrophenschutzes 
bzw. des Zivi lschutzes zugerechnet werden. 
Daraus läßt sich folgern, daß mit "Bevölke­
rungsschutz" ein Gefahrenabwehrsystem 
gekennzeichnet werden soll, das auf die 

Bekämpfung von schwerwiegenden Bedro­
hungen gerichtet ist, denen die Bevölkerung 
sowohl in Friedenszeiten (Katastrophen­
schutz) als auch im Krieg (Zivilschutz) ausge­
setzt ist. Eine in dieser Weise verbindende 
(integrale) Bevölkerungsschutzdefinition 
kann jedoch wegen der grundgesetzlichen 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern nur eine organisatorische Verklam­
merung der Schutzmaßnahmen der jeweili­
gen Aufgabenträger zu einem einheitlichen 
Hilfeleistungssystem implizieren wollen. 

Wenn man unter Bevölkerungsschutzsy­
stem in diesem Sinne die organisierte Reak­
tion des Staates auf Risiken in Frieden und 
Krieg versteht, die die Bevölkerung wegen 
ihrer Intensität oder ihrer Großflächigkeit 
existentiell bedrohen, dann muß ein derarti­
ges System ein hohes Maß von Flexibilität 
und Anpassungsfähigkeit besitzen. Es muß 
zeitnah und ereignisadäquat in der sich stän­
dig wandelnden Risikolandschaft auf militäri­
sche und sonstige zivilisatorische sowie 
durch Naturgewalten bedingte Bedrohungen 
reagieren und zielgerichtet agieren können . 
Das setzt voraus, daß dort, wo Bedrohungs­
potential entsteht, ad hoc angemessene Ab­
wehrmaßnahmen getroffen werden, und daß 
aber umgekehrt auch dort, wo sich Bedro­
hungen vermindern, die Aufwendungen für 
die Abwehr entsprechend reduziert werden. 

Reaktionsfähig und 
eigenständig 

Die Entwicklung im Ostblock veranschau­
licht die Notwendigkeit der Flexibilität eines 
solchen Bevölkerungsschutzsystems gegen-

1) Andrews, Bevölkerungsschutzpolitik, CaI1-Heymanns­
Verlag, 1989, S. 19 ff. 
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über einer sich wandelnden militärischen 
Bedrohung besonders deutlich. Durch die 
Politik GOrbatschows hat das militärische 
Risiko nicht unbeträchtlich abgenommen. 
Darauf reagiert das militärische Abwehrsy­
stem der NATO mit angemessenen Abrü­
stungsmaßnahmen. Für den Bevölkerungs­
schutz kann im Prinzip nichts anderes gelten: 
Er muß seine Reaktionsfähigkeit unter Be­
weis stellen, aber eigenständig, d. h. er ist 
zwar dem Ziel des Schutzes der Bevölkerung 
gegen die jeweils tatsächlich vorhandene 
militärische Bedrohung verpflichtet, hat zu­
dem aber auch die bevölkerungsrelevanten 
Folgen des Wandels von Bedrohungslagen 
stets mit zu bedenken. 

Das bedeutet, daß die Reaktionsfähigkeit 
des Bevölkerungsschutzes durch eben die­
selbe Politik GOrbatschows noch in ganz 
anderer Weise gefordert ist. Diese Politik hat 
nämlich bewirkt, daß mit dem gewollten und 
sich tatsächlich vollziehenden Abbau der 
militärischen Bedrohung zugleich auch die 
Durchlässigkeit der Grenzen zwischen den 
Blöcken zum politischen Prinzip erhoben 
wurde, wodurch sich der Bedeutungsinhalt 
von staatlichen Grenzen essentiell gewandett 
hat. Diese Wandlung eröffnet einerseits er­
freuliche Perspektiven, enthält aber zum an­
deren auch risikoträchtige Aspekte, die es zu 
erllennen und auf die es angemessen zu 
reagieren gilt. 

Neue Bedeutung der Grenzen 

Wie für jede Diktatur spielte auch für die 
Sowjetunion bis vor kurzem die Grenze vor 
allem als Machtsymbol ihres Herrschaftsbe­
reichs eine entscheidende Rolle. Das kam 
auch darin zum Ausdruck, daß sie nicht nur 
der Kennzeichnung des Henrschaftsbereichs 
diente, sondem darüber hinaus durch starke 
militärische Befestigungen einen nach außen 
gerichteten Bedrohungscharakter erhielt. Die 
gewollte Angriffsfähigkeit der militärischen 
Grenzsicherungssysteme der Sowjetunion 
beruhte auf ihrer Ideologie der Weltrevolution 
des Kommunismus, die auf Expansion ange­
legt war. 

Die Grenzen haben aber nicht nur die 
Funktion von Machtsymbolen mit Abschrek­
kungscharakter. Sie haben eine Doppelfunk­
tions. Neben der mach/politischen haben sie 
auch eine orrinungspolitische Aufgabe. Wäh­
rend sie als Machtfunklion den Herrschafts­
bereich umreißen, innerhalb dessen der 
Machtinhaber seine Henrschaftsmacht über 
Menschen und Ressourcen ausübt, kenn­
zeichnen sie als Ordnungsfunktion das Ge­
biet, auf dem spezifische Regeln des Zusam­
menlebens der Menschen des dort befindli­
chen Gemeinwesens gelten und die auch für 
andere in diesem Bereich sich aufhaltende 
Personen verbindlich sind. 

Die machtanzeigende Funktion einer 
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Grenze spielt für absOlutistische Machtinha­
ber natürlich eine größere Rolle als die 
ordnungspolitische Funktion. Mit absolutisti­
schen Machtinhabem sind nicht nur EinzeI­
personen (absolute Herrscher, Diktatoren) 
gemeint, sondern auch Minderheiten, die 
Macht über die Mehrheit eines Volkes aus­
üben (Obligarchien, Ochlokratien, totalitäre 
Regime). 

Ordnungspolitische Funktion 

Bei den auf dem MehrheItsprinzIp gegrün­
deten, demokratischen Gemeinwesen tritt 
die machtpolitische Bedeutung der Grenze 
normalerweise hinter ihre ordnungspoliti­
sche Funktion zurück. Das hat verschiedene 
Gründe. Einer ist darin zu sehen, daß der 
Meinungsbildungsprozeß aufgrund der Ver­
fassung eines demokratischen Gemeinwe­
sens breit angelegt ist und daß das Volk als 
Souverain über umfassende Kontrollmecha­
nismen verfügt, die den demokratisch ge­
wählten .Machtausübenden auf Zeit" nicht 
erlauben, außergewöhnliche Risiken einzu­
gehen. Sie können daher politisches Profil 
nur dadurch gewinnen, daß sie ihre politi­
schen Ziele vorrangig innerhalb des Gebie­
tes, das die Grenzen als ordnungspolitischer 
Faktor umreißt, suchen und über die Grenzen 
hinaus keine Ziele machtpolitischen Inhalts 
verfolgen. 

Demgegenüber sind Einzelpersonen oder 
Minderheiten, die die absolute Macht inneha­
ben und ausüben, an derartigen Kontrollme­
chanismen eines demokratischen Systems 
nicht gebunden, denn diese existieren in 
totalitären Herrschaftsbereichen nicht. Das 
ständige Ausschalten der Kontrollmechanis­
men kann nur durch Vorhaltung eines 
machtstabilisierenden Partei-, Polizei- und! 
oder Militärapparates sichergestellt werden. 
Dieses Vorhalten von in eben dieser Weise 
organisierten Machtkonzentrationen bringt 
aber den abSOlutistischen Machtinhaber da­
mit zugleich auch in die Versuchung, seinen 
Unterdrückungsapparat als Bedrohungspot­
ential nach außen einzusetzen und damit die 
machtpolitische Funktion der Grenze zur Wir­
kung zu bringen, indem er sie verändert, d. h. 
ausdehnt. Dies kann, wie die Geschichte 
lehrt, mit den untersChiedlichsten Vorwän­
den und Zielrichtungen erfolgen, z. B. Erlan­
gung einer günstigeren geostrategischen 
oder taktischen Position, Gewinnstreben und 
Bereicherungsabsicht in bezug auf Ressour -
cen außerhalb des eigenen Herrschaftsbe­
reichs, aber auch religiöses Sendungsbe­
wußtsein und ideologisches weitrevolutionä­
res Expansionsstreben. Schließlich kann die 
Ausdehnung des Herrschaftsbereichs auch 
als Präventivmaßnahme begründet werden, 
um einer vermeintlichen oder tatsäChliChen 
Absicht des Gegners, dasselbe zu tun, zuvor­
zukommen. 

NATO und Warschauer Pakt 

Die hier angestellte BetraChtungsweise 
der Grenzen, einmal als machtanzeigender 
Faktor, zum anderen als Ordnungsfaktor, soll 
lediglich die damit verbundene Problematik 
bewußt machen. In der Realität sind die 
Verhältnisse natürlich komplexer. Ein Staat, 
der von seiner Grundstruktur her demokra­
tisch ausgeriChtet ISt, in dem also die Poltti­
ker kontrolliert die Mehrung des Gemein­
wohls anstreben, muß der machtpolitischen 
Bedeutung seiner Grenzen dann in besonde­
rem Maße Rechnung tragen, wenn ein totali­
tärer Nachbarstaat seine Grenzen aus einem 
der obengenannten Gründe ausdehnen will. 
Er ist dann geradezu gezwungen, auch sei­
nerseits militärische Macht aufzubauen und 
mit anderen Staaten, die sich gleichfalls 
durch denselben Gegner bedroht fühlen, Ver­
teidigungsbündnisse einzugehen. Die Kriegs­
allianz der Westmächte mit der Sowjetunion 
gegen Hitler-Deutschland bis 1945 und die 
daran anschließende Bildung der Nordatlan­
tischen Verteidigungsorganisation im Jahre 
1949 unter Einschluß der Bundesrepublik 
Deutschland (1955) gegen die Bedrohung 
des Warschauer Paktes sind dafür die die 
Deutschen unmittelbar betreffenden mar­
kantesten Beispiele aus ihrer jüngeren Ge­
schichte. Das nach 1949 Im Bereich des 
NATO-Bündnisses aufgebaute militärische 
Machtpotential hat mit hoher Wahrschein­
lichkeit eine Grenzverschiebung im Rahmen 
des damals angestrebten Ziels einer kommu­
nistischen Weltrevolution verhindert. Die von 
der Sowjetunion bis Ende der 50er Jahre 
verursachten Berlln-Krisen sind beredte Bei­
spiele für erfolglose Versuche, in dieser Zeit 
von bestehenden Grenzen aus zu expan­
dieren. 

Anfang der 60er Jahre gingen die beiden 
Supermächte dann nach dem erfolglosen 
Kuba-Untemehmen der Sowjetunion zu­
nächst dazu über, ihre Herrschaftsbereiche, 
d. h. den status quo, faktisch zu respektie­
ren. Dies führte zwangsläufig auch zu dem 
Bau der Berliner Mauer und der Sicherung 
der DDR-Grenze, die damtt gleichzeitig die 
maChtpolitische Funktion einer wechselseitig 
anerllannten Barriere zwischen den Herr­
schaftsbereichen der beiden Supermächte 
zur Sicherung ihrer unterschiedlichen Gesell­
SChaftssysteme ausübte. 

Die Erstarrung der Fronten 

Diese zunäChst nur faktische Respektie­
rung der beiderseitigen Herrschaftsbereiche 
setzte natürlich auf beiden Seiten ein enor­
mes militärisches Abschreckungspotential 
voraus, da eine möglicherweise vertrauens­
bildende Kommunikation aufgrund fehlender 
vertraglicher Beziehungen nicht möglich 
war. 



Dieser Zustand wechselseitiger faktischer 
Respektierung änderte sich auch nicht wäh­
rend des sogenannten "Prager Frühlings" im 
Jahre 1968, als die NATO die Unterdrückung 
der Bestrebungen der CSSR nach mehr politi­
scher Freiheit und Pluralität durch andere 
Staaten des Warschauer Paktes hinnahm, 
ohne einzugreifen. Dieses Beispiel belegt 
geradezu die seinerseit akzeptierte Erstar­
rung der Fronten zwischen den beiden 
Machtblöcken. 

In demselben Jahr wurde allerdings auch 
der Atomwaffensperrvertrag zwischen den 
beiden Supermächten abgeschlossen. Dies 
war ein erstes wichtiges Zeichen dafür, daß 
die Supermächte danach strebten, den in­
zwischen beiderseits auf ungeheures Militär­
potential abgestützten status quo in be­
stimmten Bereichen durch vertragliche Be­
ziehungen zu ergänzen mit dem Ziel, das 
Wettrüsten zu begrenzen. 

Das Vertragsnetz der 
70er Jahre 

Die 70er Jahre waren ganz eindeutig von 
dieser Absicht der beiden Supermächte ge­
prägt. Dabei wurden auch die jeweiligen 
Verbündeten mit einbezogen. Der Vertrag 
über den Vier-Mächte-Status von Berlin 
(1971 ), der Grundlagenvertrag zwischen den 
beiden deutschen Staaten (1972), die Verträ­
ge von Moskau (1970), Warschau (1970) und 
Prag (1973) sind eindeutige Belege dafür. In 
diesem Zeitrahmen kann die Aufstellung von 
sowjetischen SS-20-Raketen in der DDR nur 
als ein (letzter) Versuch angesehen werden, 
in dieser Phase der allmählichen Ablösung 
des militärischen Abschreckungspotentials 
durch vertragliche Beziehungen zwischen 
den Staaten der NATO und des Warschauer 
Paktes und darüber hinaus durch eine Serie 
von Konferenzen zur blockübergreifenden 
Vertrauensbildung, beginnend mit Helsinki 
(1973), noch rasch einen Positionsvorteil für 
die Abrüstungsverhandlungen zu erlangen. 
Das wurde dann allerdings durch den NATO­
Doppelbeschluß (1979) und durch das Gipfel­
treffen von Reykjavik (1986) endgültig zu­
nichte gemacht. 

Das zwischen Ost und West aufgebaute 
Vertragsnetz war mit dem Ziel abgeschlos­
sen worden, jede Seite vor expansionisti­
schen Bestrebungen der anderen Seite zu 
schützen. In dem Maße, in dem dies auch der 
Öffentlichkeit sichtbar und bewußt wurde, 
mußten dann auch zwangsläufig auf beiden 
Seiten Fragen nach der Notwendigkeit militä­
rischer Ausgaben in dem zwischenzeitlich 
erreichten ungeheurem Ausmaß auftauchen. 
Dazu kamen in der Sowjetunion und in den 
Staaten des Warschauer Paktes noch weitere 
Fragestellungen, die im Westen nicht rele­
vant waren. Einmal ging es um die Freiheit 
der staatlichen Selbstbestimmung, d. h. der 

Loslösung von der Bevormundung durch 
Moskau, zum zweiten um die Relativierung 
bzw. Beseitigung des Anspruchs der kom­
munistischen Parteien in den WP-Staaten auf 
die führende politische Rolle und schließlich 
um die Gewäh~eistung der Menschenrechte 
(Helsinki, Korb 3). Dieser Prozeß um eine 
größere politische Pluralität und um individu­
elle Freiheiten ist zur Zeit mit positiver Ziel­
riChtung 'in vollem Gange. 

Diese Entwicklung erhöht die Wahrschein­
lichkeit, daß in den Staaten des Warschauer 
Paktes künftig andere Machtinhaber als bis­
her regieren werden, die die Grenzen nicht so 
sehr als machtpolitischen Faktor, sondern 
mehr als ordnungspolitisches Instrument an­
sehen. Wenn sie dann dazu das Mehrheits­
prinzip, das in Demokratien gilt und Kontroll­
mechanismen zur Verhinderung von Macht­
mißbrauch impliziert, anerkennen, dann 
stellt sich in der Tat die Frage nach der 
Notwendigkeit von Gegenmacht. Wenn auf 
der anderen Seite keine Macht in dem bishe­
rigen Sinne und keine Machtinhaber mit den 
bisherigen expansionistischen Zielen mehr 
vorhanden sind, dann ist auch der Grund für 
das Vorhalten von Gegenmacht entfallen, und 
zwar nicht nur von mil~ärischen Machtmit­
teln. 

Die Anpassung des 
Zivilschutzes 

Das gilt dann selbstverständlich auch für die 
machtstabilisierenden Maßnahmen der Zivi/­
verteidigung, einschließlich des Zivilschut­
zes. Ebenso wie die militärische Macht im 
NATO-Bündnis und im Warschauer Pakt ver­
ringert worden ist und weiterhin abgebaut 
wird, müssen auch entsprechende Übe~e­
gungen für den Zivilschutz zulässig sein. Es 
geht hier also gar nicht mehr um die Frage 
des Ob, sondern des Wie und Was, also 
darum, in welchem Umfang der Zivilschutz 
an die neueren EntwiCklungen angepaßt 
werden muß. Zieht man in Betracht, daß der 
Zivilschutz aus mehreren Komponenten be­
steht, die bei einer ernsthaften militärischen 
Bedrohung in ihrem Zusammenwirken einen 
möglichst wirksamen Schutz für die Zivilbe­
völkerung bieten sollen, dann stellt sich bei 
einem Fortfall der Bedrohung zwangsläufig 
die Frage nach einer /ageangemessenen 
Reduzierung des Zivi/schutzes. Spricht bei 
einer ernsthaften militärischen Bedrohung 
viel dafür, den Schutzraumbau zu forcieren, 
weil der Schutz von Menschen logischerwei­
se effizienter ist als die Rettung von Men­
schen, dann erscheint es umgekehrt bei 
offensichtlich nicht nur vorübergehender Ab­
wesenheit einer konkreten militärischen Be­
drohung wenig logisch, den sehr autwendi­
gen und ohne gesetzliche Schutzbaupflicht 
nur einen geringen quantitativen Schutzzu­
wachs erbringenden Schutzraumbau mit öf-

fentlichen Mitteln besonders zu fördem zu 
Lasten der anderen Komponenten des Zivil­
schutzes, die im Sinne des Doppelnutzens 
auch für friedenszeitliehe Zwecke sehr wir­
kungsvoll und gleichzeitig auch wirtschaft­
lich eingesetzt werden können. Das gilt für 
den Warndienst, für den erwe~erten Kata­
strophenschutz und für den Selbstschutz. 
Deshalb erscheint hier ein Umdenken erlor­
de~ich, das mehr von einer ganzheitlichen 
BetraChtungsweise des gesamten Risiko­
spektrums, das die Bevölkerung im Frieden 
und im Krieg bedrohen kann, ausgeht. 

Andere Einflüsse von außen 

Der nach innen gerichtete, ordnungspolifi­
sche, auf die Verbesserung der Lebensver­
hältnisse in der umgrenzten Gemeinschaft 
gerichtete Aspekt einer Abgrenzung zu ande­
ren Herrschaftsbereichen soll gewäh~eisten, 
daß alle von außen auf das Staatsgebiet 
wirksam werdenden Einflüsse analysiert, be­
wertet und in Aktiv~ten umgesetzt werden, 
die dem Wohl des Gemeinwesens dienen. 
Führt eine äußere Bedrohung notwendiger­
weise zu intemen Schutzmaßnahmen, so 
muß der Fortfall einer äußeren Bedrohung 
oder ihre Reduzierung dementsprechend al­
so auch korrespondierende Reaktionen in­
nerha/b des Gemeinwesens zur Folge haben. 
Stimmt man dieser Auffassung zu, dann gilt 
dies grundsätzlich auch in bezug auf andere 
von außen einwirkende risikoträchtige Ein­
flußnahmen. Dies kann z. B. der Fall sein bei 
einem permanenten grenzüberquerenden 
Zustrom von Asylanten, Aussiedlern und 
Übersiedlern aus dem Ausland in das Staats­
gebiet der Bundesrepublik Deutschland. Un­
ter dem Aspekt des Schutzes der (einheimi­
schen) Bevölkerung erscheint dies ord­
nungspolitisch nur in dem Umfange vertret­
bar, in dem die damit verbundenen Belastun­
gen für das Gemeinwesen zumutbar, zumin­
dest aber erträglich sind. 

Die etablierten Parteien stellen zwar im­
mer wieder und zu Recht fest, daß die 
Bundesrepublik Deutschland kein Einwande­
rungsland sei. Dies entspricht aber nicht 
mehr der Realität. Jäh~ich strömen in die 
Bundesrepublik Hundertfausende von Asy­
lanten (in der Regel Wirtschaftsflüchtlinge), 
Aussiedlem und Übersiedlern, ohne daß die 
Politik bisher ein ordnungspolitisches Steue­
rungskonzept entwickeln konnte, das auf 
breiter Basis griffig und akzeptanzfähig er­
scheint. 

Es ist verständlich, daß in der ersten 
euphorischen Phase nach der Öffnung der 
Grenzen für die Übersiedler aus der DDR und 
die Aussiedler aus dem übrigen Ostblock der 
Überschwang der Gefühle, der die gesamte 
deutsche Bevölkerung ergriffen hatte, auch 
das Verhalten der politischen Parteien in 
allen Lagen bestimmte. Nunmehr hat aber, 
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nachdem trotz Perestroika und Glasnost, d. 
h. trotz liberalisierungs- und Demokratisie­
rungsentwicklungen im gesamten Ostblock 
und nach Wegfall der Bedrohung bzw. des 
Vertreibungsdrucks, der ungebremste Zu­
strom von Asylanten, Wirtschaftsflüchtlin­
gen, Aussiedlem und Übersiedlem in die als 
"Wirtschaftswunde~and" betrachtete Bun­
desrepublik Deutschland einen erheblichen 
politischen Handlungsbedarf entstehen las­
sen. Die entSCheidende Frage, die es vor 
allem zu klären gilt, ist, in welchem Umfange 
und mit welcher Zulaufgeschwindigkeit die 
Verwaltungsstrukturen von Kommunen, län­
dern und Bund Menschen von außen aufneh­
men und zu menschenwürdigen Bedingun­
gen versorgen können. Diese Frage darf nicht 
- wie gelegentliCh zu beobachten ist -
instrumentaliSiert, d. h. von den Parteien zum 
Werkzeug der Innen- bzw. Parteipolitik ge­
macht werden. Auf diese Gefahr hatte schon 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker in 
seinem ersten Interview, das er am 13. 
Dezember 1989 für das DDR-Fernsehen ge­
geben hatte, mit NaChdruck hingewiesen. 

Die Grenzen sind offen 

Was zur Zeit vonnöten ist, ist eine Konzep­
tion, die der deutschen Bevölkerung in der 
Bundesrepublik, den politisch verfolgten 
Asylbewerbern, den Wirtschaftsflüchtlingen, 
den Aussiedlem und den Übersiedlern deut­
lich macht und damit auch entsprechende 
Befürchtungen und Ängste von ihnen nimmt, 
daß die Politik bereit ist, die Interessen dieser 
unterschiedlichen Gruppierungen angemes­
sen und ausgewogen zu berücksichtigen, 
soweit dies möglich ist. Was möglich ist, 
kann nicht ohne Berücksichtigung des Prin­
zips der Sachnähe der politischen Verant­
wortung entschieden werden. Dem liegt die 
Überlegung zugrunde, daß politische Man­
datsträger in der Bundesrepublik ihr Mandat 
in freien demokratischen Wahlen von der 
wahlberechtigten westdeutschen Bevölke­
rung mit dem Auftrag erhalten haben, deren 
Interessen nach bestem Wissen und Gewis­
sen zu vertreten. Dieser unmittelbare Auftrag 
der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland verpflichtet die Politiker daher 
am sliJrksten. Darüber hinaus haben alle 
politischen Parteien, die in der Vergangenheit 
und biS heute Regierungsverantwortung ge­
tragen haben und tragen, sich dem Auftrag 
des Grundgesetzes verpflichtet gefühlt, für 
die Einheit des deutschen Volkes in freier 
Selbstbestimmung einzutreten (Präambel 
des Grundgesetzes). Der frühere Bundes­
kanzler Willy Brandt hat dies einfach und 
volksnah so umschrieben, daß das, was 
zusammengehört, auch zusammenwachsen 
muß. Dieser Verantwortung kann und will 
sich die deutsche Politik schon gar nicht in 
einem Augenblick entziehen, in dem die 
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Grenzen zur DDR geöffnet und die Berliner 
Mauer als weltweit bekanntes Symbol der 
inhumanen Trennung unseres Volkes gefal­
len ist. Das bedeutet: Aktive Unterstützung 
des Demokratisierungsprozesses im anderen 
Teil Deutschlands. Dazu gehört grundsätzlich 
auch das Offenhalten der Grenzen, soweit 
dieser Prozeß dadurch gefördert und nicht 
behindert wird und soweit dies innerstaatlich 
ordnungspolitisch vertretbar 1St. 

Auch die Sorge um das SChicksal der 
Deutschstämmigen in aller Welt, insbeson­
dere im Ostblock, die sich zum Deutschtum 
bekennen und aktiv dafür eintreten, war und 
ist ein berechtigtes Anliegen aller bisherigen 
deutschen Bundesregierungen sowie der 
parlamentarischen Koalitions- und Opposi­
tionsparteien. Die deutschen Minderheiten 
haben vor allem unter den kommunistischen 
Regimen der Ostblockstaaten ganz erheblich 
zu leiden gehabt. Es ist ein bleibendes Ver­
dienst der deutschen Politik, behamich und 
mutig die Interessen der rückkehrwilligen 
DeutSChstämmigen aus dem Ausland gegen­
über den kommunistischen Machthabem 
vertreten zu haben, unbeeinflußt durch men­
schenverachtende Erpressungsmanöver, bei 
denen nach Sklavenhandelsart die Ausreise 
von Menschen von Devisenzahlungen ab­
hängig gemacht wurde. 

Destabilisierende 
Bevölkerungsfluktuation 

Diese Behamichkeit, die zum Erfolg ge­
führt hat, darf jetzt, nachdem er eingetreten 
ist, nicht wieder aufs Spiel gesetzt werden, 
etwa weil er unerwartet schnell eingetreten 
ist oder weil man die damit verbundenen 
Belastungen scheut. Auf der KSZE von Hel­
sinki 1973 ist der entscheidende Anstoß für 
die Liberalisierungs- und Demokratisie­
rungsprozesse in den Ostblockstaaten gege­
ben worden, indem der obrigkeitliche Unter­
jochungsdruck von der Bevölkerung genom­
men wurde. Veränderungen in der politi­
schen Führung dieser Staaten haben zu einer 
Emeuerung des politischen Bewußtseins ge­
führt: Nicht mehr der Machterhalt der in den 
kommunistischen Parteien des Ostblocks or­
ganisierten Bevölkerungsminderheit ist das 
reale und die Verbreitung der Weltrevolution 
das ideale politische Ziel. Vielmehr ist die 
Entwicklung in eine an den Interessen der 
gesamten Bevölkerung orientierte Politik 
umgeschlagen. Politische Verfolgung im Ost­
block gehört damit der Vergangenheit an. 
Diese Entwicklung muß durch stabilisierende 
Maßnahmen gefördert und darf nicht durch 
Unterstützung einer destabilisierenden Be­
völkerungsfluktuation behindert werden. 

Hier gilt es, ein transparentes, kontrollier­
tes, sachlich und wirtschaftlich vertretbares 
sowie akzeptanzfähiges Verfahren der Zu­
wanderung von Aussiedlern zu entwickeln, 

dessen zeitliche Dimension den Fortfall des 
Vertreibungsdrucks und die Aufnahmefähig­
keit unserer Verwaltungsstrukturen berück­
sichtigen sollte. 

Leider gibt es immer noch viele Staaten, in 
denen die Menschenrechte, insbesondere 
die von Minderheiten, mißachtet werden_ 
Amnesty Intemational hat schon auf zahllose 
Fälle hingewiesen. Politisch Verfolgte sind 
gezwungen, dem Druck auszuweichen und 
in Ländem, die die MenSChenwürde achten 
und verfassungsrechtlich verankert haben, 
Zuflucht zu suchen. Auch das Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland will diesen 
politisch Verfolgten Hilfe und Schutz gewäh­
ren, um sie vor einer Gefährdung von Leib 
und Leben zu schützen. Dabei sollten Zweifel 
nicht zu Lasten des Asylbewerbers gehen, 
ohne daß jedoch dieser Grundsatz das Ver­
fahren und den Vollzug das Asylrecht faktisch 
aushöhlen dürfen. 

Die Sogwirkung der 
Industriestaaten 

Schließlich besteht auf der Erde seit Men­
schengedenken ein ganz erhebliches Wohl­
standsgefälle im VerhältniS der Staaten zu­
einander. Das Wohlstandsgefälle ist beson­
ders gravierend zwischen den hOChindustria­
lisierten, westlich-demokratisch orientierten 
Staaten der nördlichen Hemisphäre und den 
Überwiegend in der südlichen Erdhälfte gele­
genen Entwicklungs- bzw. Schwellenlän­
dem. Diese Gefälle hat verständlicherweise 
eine zunehmend stärker werdende Sogwir­
kung auf Menschen ausgelöst, die sie aus 
der südlichen in die nördliche Erdhalbkugel 
treibt. Diese Menschen, deren Dasein auf 
Erden auch nur begrenzt ist, wollen zumin­
dest partiell und temporär Anteil haben an 
dem Wohlstand der nördlichen Industriestaa­
ten, die früher nicht selten die Kolonialherr­
schaft über Entwicklungsländer ausgeÜbt 
haben. Auch aus diesem Grunde darf die 
ordnungspolitische Funktion der Grenze nicht 
zu einer totalen Ausgrenzung der aus wirt­
schaftlicher Not aus Staaten der südlichen 
Hemisphäre zu uns kommenden Menschen 
führen. Sie sollten hier vorübergehend in 
einem geregelten und von der UNO sanktio­
nierten Verfahren Hilfe zum Lebensunterhalt 
oder durch spezifische Ausbildungsmaßnah­
men Hilfe zur Selbsthilfe erhalten. 

Das Prinzip der 
Verantwortungsnähe 

Es liegt auf der Hand, daß eine Politik, die 
die komplexe Problematik der ungebremsten 
Bevölkerungszuwanderung aus aller Welt zu 
bewältigen hat, dauerhafte politische Lösun­
gen nur dann finden kann, wenn zwischen 



den Parteien ein Grundkonsens besteht, daß 
die notwendigen ordnungspolitischen Ent­
scheidungen grundsätzlich nach der Verant­
wortungsnähe getroffen werden. Danach be­
steht die größte Verantwortungsnähe der 
politischen Mandatsträger - wie oben aus­
geführt - zu der deutschen Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland, von der sie 
ihren politischen Auftrag erhalten haben. 
Danach erfolgt mit abnehmender Verantwor­
tungsnähe der mit unterschiedlich starkem 
Verpflichtungsgehalt aus dem Grundgesetz 
ableitbare Auftrag an die deutsche Politik, die 
Interessen der Übersiedler, dann der Aus­
siedler und dann der politisch verfolgen 
Asylbewerber wahrzunehmen. Darüber hin­
aus ist die Sorge für in unser Land hereinge­
strömte Wirtschaftsflüchtlinge eine humani­
täre Selbstverpflichtung ohne Anspruchscha­
rakter. 

Das Prinzip der politischen Interessen­
wahrnehmung nach der Verantwortungsnä­
he bedeutet nicht, daß die Interessen und 
Bedürfnisse der nach diesem Drdnungssche­
ma jeweils vorrangigen Bevölkerungsgrup­
pierung voll abgedeckt und befriedigt sein 
müssen, bevor diejenigen der jeweils nächst­
rangigen Gruppe berücksichtigt werden. Das 
könnte eine auf Egoismus basierende Aus­
grenzung aller hilfebedürftigen Menschen 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
zur Folge haben. Sie würde vor allem poli­
tisch Verfolgte, die sich tatsächlich in Le­
bensgefahr befinden, benachteiligen. Eine 
solche an der Verantwortungsnähe ausge­
richtete Drdnungssystematik muß vielmehr 
so konzipiert und gehandhabt werden, daß 
sinnvolles politisches Handeln in bezug auf 
unterschiedliche Gruppierungen von Einwan­
derern unter Berücksichtigung der Lei­
stungskraft der Bundesrepublik Deutschland 
möglich wird und daß dabei gleichzeitig auch 
die Akzeptanz der einheimischen Bevölke­
rung für das notwendige politische Handeln 
geweckt wird. Nur wenn die deutsche Bevöl­
kerung so in die Lage versetzt wird, anhand 
eines nachvollziehbaren ordnungspolitischen 
Schemas das politische Handeln zu verste­
hen, wird sie es auch akzeptieren. 

Hierdurch wird deutlich, daß auch bei 
Fortfall der machtpolitischen Funktion einer 
Grenze gleichwohl die ordnungspolitische 
Aufgabe der Grenze es notwendig machen 
kann, die Zuwanderung von außen so zu 
regeln, daß die vorrangigen Interessen der 
einheimischen Bevölkerung aufgrund des 
durch demokratische Wahlen erteilten politi­
schen Mandats nicht in konfliktträchtiger 
Weise beeinträchtigt werden. 

EntSCheidungShilfen 
notwendig 

Db die Politik die Einwanderungsproble­
matik so oder anders löst, kann dahinstehen. 

Entscheidend ist, daß das Konzept überzeu­
gend und akzeptanzfähig ist. Dazu ist es 
erforderlich, daß der Politik im Hinblick auf 
die ungeheure Komplexität der Problematik 
alle nur möglichen Entscheidungshilfen an 
die Hand gegeben werden. Das kann nur 
durch ein Krisen(Verhinderungs-)Manage­
ment geschehen, das in der Lage ist, rasch 
alle entscheidungsrelevanten Informationen 
und Hilfen bereitzustellen, die eine umfas­
sende Beurteilung ermöglichen. 

Die Notwendigkeit, für komplexe politi­
sche PrOblemstellungen ein effizientes Kri­
senmanagement zur Erarbeitung von Ent­
scheidungshilfen für politische Entscheidun­
gen vorzuhalten, und zwar auf einem mög­
lichst breiten politischen Grundkonsens, er­
gibt sich im vorliegenden Fall auch noch aus 
einem ganz anderen Grund. Unsere Nach­
barn in Dst und West, aber auch in Nord und 
Süd, sind gleichermaßen nicht ohne Sorge 
über den weiteren Verlauf der Entwicklung 
der Annäherung zwischen den beiden deut­
schen Staaten. Der Wirtschaftsriese Bundes­
republik Deutschland, der ohnehin schon als 
eine der größten Exportnationen eine domi­
nierende Rolle spielt, könnte nach deren 
Befürchtungen durch ein zu schnelles Zu­
sammenwachsen mit der DDR die "Fesseln " 
der Einbindung in die bestehenden Vertrags­
systeme (insbesondere EG, NATO) sprengen, 
nicht heute und nicht morgen, aber im Falle 
einer in weiterer Zukunft nicht absolut auszu­
schließenden Verschiebung der politischen 
Gewichte. Deshalb steht den verbalen Be­
kundungen, daß das Selbstbestimmungs­
recht auch den Deutschen zustünde und sie 
nach eigener Entscheidung über die Wieder­
herstellung der deutschen Einheit befinden 
können, die oft gehörte Aussage gegenüber, 
daß die deutsche Einheit nicht auf der Tages­
ordnung stünde bzw. sich nur zusammen mit 
und im Rahmen der Errichtung eines "Euro­
päiSChen Hauses" vollziehen dürfe. 

Verantwortung für das 
Gemeinwohl 

Wenn solche Erklärungen Ausdruck der 
oben erwähnten irrationalen Befürchtungen 
sind, dann erscheint es folgerichtig anzuneh­
men, daß ein Interesse daran besteht, den 
Prozeß des Zusammenwachsens der beiden 
deutschen Staaten zu verlangsamen, an Be­
dingungen zu knüpfen und an die Geschwin­
digkeit des Zusammenwachsens der euro­
päischen Staaten anzupassen. Diesem Inter­
esse käme entgegen, wenn die politischen 
Energien der Bundesrepublik Deutschland 
durch komplexe Probleme so in Anspruch 
genommen würden, daß sie für den vom 
Grundgesetz vorgegebenen Auftrag zur Wie­
derherstellung der deutschen Einheit in freier 
Selbstbestimmung nicht mehr voll zur Verfü­
gung stünden. Schon die heute bei uns 

aufgenommenen Menschen aus der DDR, 
aus dem Dstblock und aus aller Welt schaffen 
vielfältige Probleme, die vor allem auf der 
Kommunalebene kaum noch lösbar sind. 
Wenn die dramatisch verschlechterte Auf­
nahmefähigkeit auch in Zukunft Jahr für Jahr 
dem Zuwanderungsdruck von Hunderftau­
senden von Übersiedlern, Aussiedlern, poli­
tisch Verfolgten und Wirtschaftsflüchtlingen 
ausgesetzt sein würde, dann kann man sich 
leicht vorstellen, daß die wirtschaftliche Stär­
ke der Bundesrepublik Deutschland in ab­
sehbarer Zeit erschöpft sein könnte. Dies 
würde wiederum den Weg zur Einheit der 
Deutschen schwer belasten und zeitlich ver­
zögern mit allen Unwägbarkeiten, die daraus 
entstünden. 

Auch die meisten Medien haben erkannt 
und akzeptiert, daß sie in dieser wichtigen 
Phase unserer Geschichte bereit sein müs­
sen, Verantworlung für das Gemeinwohl der 
Deutschen zu übernehmen. So hat zum Bei­
spiel der Vorsitzende der Hessischen Zei­
tungsverleger, Pfeifer, am 20. März 1990 auf 
der Jahresversammlung des Verbandes es 
als eine Aufgabe der Zeitungen bezeichnet, 
"die Menschen in der DDR einfühlsam und 
behutsam mit den Vorstellungen unserer 
Gesellschaftsordnung vertraut zu machen". 
Die Zeitungen müßten begreifbar machen, 
wie aus den Trümmern des Krieges ein 
blühendes Land geschaffen worden sei. Sie 
hätten zu zeigen, wie demokratische Organi­
sationen funktionierten. Sie hätten Verständ­
nis für westliche Lebensformen zu wecken. 
Sie hätten aber auch schonungslos falsche 
Entwicklungen in unserem Land darzustel­
len. Pfeifer gibt hier den Standpunkt der 
überwältigenden Mehrheit der Medien wie­
der. Sie grenzen sich damit von der Jornaille 
ab, die durch reines Kommerzdenken ge­
prägt ist2 ) 

2) Andrews, Bevölkerungsschutzpolitik. Gar1 Heymanns­
Vertag Köln, 1969 S. 9, 14, 29 H. Es gibt Vertreter der 
Joomaille (Herausgeber VOll Magazinen eingeschlos­
senl, denen es nicht _111. jeden politischen 
Vocgang mit großer Skrupellosigkeit in maximalen 
Gewinn umzusetzen. Die beiden Spitzenvertreter die­
ser ~Brancl'leM haben auf diese Welse große Reichtii­
mer gehortet mit vielfältigen Möglichkeiten, sie in der 
Gesellschaft zur Schau zu stellen (Mäzenatentum zur 
Imageverbesserung eingeschlossen) oder zum Scha­
den der Gesellschaft, die ihnen dazu verholfen hat, 
einzusetzen oder Macht auszuüben ohne Verantwor­
tung zu übernehmen oder für die weitere VermÖQens­
mehrung bzw. zur Befriedigung eKkiusiver Bedürfnis­
se zu verwenden. Sie müssen daher ihrem Wesen 
nach zutiefst apolitisch strukturiert und ohne nationale 
Identität sein und fühlen sich dadurch den kommerz­
orientierten Traditionen einer bestimmten kleinen 
Gruppe der .Upper tensM

, der sie anoehören, Innigst 
verbunden. Oie politisch instinktlosen Verdächtigun­
gen von DDR-Politikern vor und nach der Wahl, also in 
einer sehr sensiblen Phase des Demoluatisierungs­
prozesses, sind hierfür ein trauriger Beweis. 
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Die Frage der politischen 
Westgrenze 

Die vorstehenden Überlegungen zu den 
Funktionen von Grenzen sind - last but not 
least - auch für die Beurteilung der Frage 
von Bedeutung, ob die polnische Westgrenze 
von der Bundesrepublik Deutschland heute 
oder erst in einem Friedensvertrag endgültig 
anerkannt werden sollte. Fest steht, daß 
heute weder für die polnische Regierung 
noch für die Bundesregierung die mach/poli­
tische Funktion der Grenze zwischen den 
beiden deutschen Staaten einerseits und 
Polen andererseits noch eine Rolle spielt. Das 
war sowohl 1918 als auch 1939 und 1945 
anders, als die Grenze zwischen Polen und 
Deutschland jeweils Ausgangspunkt macht­
politischer, expansionistischer Zielsetzungen 
war. Nachdem nunmehr zwischen Deutsch­
land und Polen ausschließlich die ordnungs­
politische Funktion der Grenze Relevanz be­
sitzt und alle Zeichen in Richtung eines auch 
von der Bundesregierung stets mit Nach­
druck geforderten Aufbaus eines europäi­
schen Hauses deuten, steht einer sofortigen 
Anerkennung der polnischen Westgrenze po­
litisch nichts entgegen. Andererseits würde 
in bezug auf das von Polen annektierte Gebiet 
eine ordnungspolitisch nicht wünschenswer­
te Verunsicherung der dort lebenden polni­
schen Bevölkerung beseitigt und bei der 
westdeutschen Bevölkerung eine für die Zu­
kunftsplanung hilfreiche und notwendige 
Klarheit über die Unverrückbarkeit der terri­
torialen Verhältnisse zwischen Polen und 
Deutschland herbeigeführt werden, so wie 
sie auch der Bundespräsident in seiner Weih­
nachtsansprache 1989 deutlich zum Aus­
druck gebracht hat. 
Es ist daher nicht ganz unbedenklich, davon 
zu sprechen, daß die Frage der polnischen 
Westgrenze bis zum Abschluß eines allge­
meinen Friedensvertrages mit den ehemali­
gen Kriegsgegnem Deutschlands offenge­
halten werde. Ein solcher Friedensvertrag 
wird mit Sicherheit die Endgültigkeit der 
polnischen Westgrenze feststellen. Er könnte 
der Bundesrepublik dann darüber hinaus 
auch noch weitere Verpflichtungen auferle­
gen, die darauf abzielen, die oben genannten 
Befürchtungen unserer Nachbam in bezug 
auf die deutsche Einhe~ zu mindem. Da die 
Grenze für die demokratische Bundesrepu­
blik Deutschland ohnehin kein Machtinstru­
ment mehr ist, von dem aus der Herrschafts­
bereich ausgedehnt werden soll, sondem ein 
ordnungspolitischer Faktor, der gesicherte 
Lebensverhältnisse für die Bevölkerung in­
nerhalb der Grenzen zu gewährleisten hat, ist 
die polnische Westgrenze für die deutsche 
Politik insofem nicht von machtpolitischer 
Relevanz. Dies gilt um so mehr, als in den 
ehemals deutschen Gebieten ohnehin kaum 
noch deutsche Bevölkerung wohnt und deren 
Interessen zudem durch bilaterale Vereinba-
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rungen gewahrt werden könnten. Demge­
genüber ist die polniSChe Westgrenze für die 
Republik Polen von allergrößter Bedeutung, 
weil dort inzwischen Millionen polnischer 
Menschen Heimatrecht erworben haben. 

Das Offenhalten der Frage der Westgrenze 
Polens kann von den Nachbarn dahin inter­
pretiert werden, daß für die diesen (rechtlich 
zweifellos begründbaren) Standpunkt vertre­
tenden deutschen Politiker eine Verschie­
bung der derzeitigen Grenzen zugunsten 
Deutschlands in einem Friedensvertrag nicht 
ausgeschlossen ist. Nur wenn dieser Ver­
dacht, unbeschadet der Rechtslage durch 
eindeutige politische Erklärungen von deut­
scher Seite ausgeräumt wird, können beste­
hende, historisch begründete Ängste unserer 
Nachbam abgebaut werden. Die Deutschen 
müssen sichtbar machen, daß sie die Grenze 
zu Polen eben nicht als einen expansionisti­
sches Machtstreben anzeigenden Faktor an­
sehen, sondern ausschließlich als einen für 
die Regelung der Lebensverhältnisse auf 
dem Territorium der beiden deutschen Staa­
ten wichtigen ordnungspolitischen Faktor. 

Krisenmanagement und 
Krisenverhinderung 

Diese Beispiele zeigen, in welchem Maße 
komplexe Sachverhalte adäquater Manage­
mentinstrumente zur umfassenden Analyse 
und Bewertung bedürfen, um den optimalen 
Schutz der Interessen unserer Bevölkerung 
zu gewährleisten. Hieraus erhellt, daß nicht 
nur der Bevölkerungsschutz im Sinne von 
Brand- und Katastrophenschutz im Frieden, 
Zivilschutz im Verteidungsfall und Krisenma­
nagement von Bund und Ländern zur Bewäl­
tigung großflächiger Gefahrenlagen notwen­
dig und möglich ist. Auch der den Politikem 
durc~ demokratisches Mandat übertragene 
Auftrag des Bevölkerungsschutzes in dem 
erweiterten Sinne der optimalen Interessen­
wahrnehmung in nicht durch das Moment 
der konkretWl Gefährdung gekennzeiChneten 
komplexen Sachverhalten ist erforderlich 
und machbar. Denn: Auch für komplexe 
Sachverhalte der oben dargestellten Art er­
scheinen die konzeptionellen Überlegungen 
der vom Bundeskabinett und der Innen mini­
sterkonferenz 1988 durch politische Be­
schlüsse abgesicherten Krisenmanagement­
konzeption richtungweisend, insbesondere 
soweit darin das Instrument der Interministe­
riellen Koordinierungsgruppe aus Vertretem 
des Bundes und der Länder geschaffen wor­
den ist. 3) 

Ein solches Instrument wäre grundsätzliCh 
auch geeignet, z. B. wertvolle Hilfe zu leisten 
bei dem Abgleich der Belange der Kommu­
nen und Länder einerseits und der in erster 
Linie außenpolitisch betonten Interessen des 
Bundes andererseits im Hinblick auf die 
Zuwanderung von Über- und Aussiedlem 
sowie von echten politischen Verfolgten und 

von Wirtschaftsflüchtlingen. Wirksamer Be­
vÖlkerungsschutz in diesem Sinne bedeutet 
vor allem auch, sich anbahnende Entwick­
lungen erkennbar zu machen, damit sie 
durch vorbeugende Maßnahmen mit dem 
Ziel der Krisenverhinderung beeinflußt wer­
den können. Das erspart in der Regel reaktive 
Abwehrmaßnahmen nach Eintritt einer Krise, 
die zudem auch viel kostenaufwendigersind. 
Krisenmanagement muß daher immer be­
strebt sein, pol~ische Entwicklungen hin­
sichtlich ihrer möglichen bzw. wahrscheinli­
chen Verläufe zu analysieren und zu bewer­
ten. Es muß dabei vor allem auf vorhandene 
orginäre Informationsquellen zurückgreifen. 
Beispielsweise ist eine wichtige, ja, unver­
zichtbare Quelle tür die Erklärung der sich 
gegenwärtig vollziehenden politischen Ent­
wicklung im Ostblock das Buch .Perestroi­
ka", das den Wandel des Kommunismus 
beschreibt. 

Gorbatschow und die 
Vernunft 

Gorbatschow will, wie er in seinem Buch 
darlegt, das Bewußtsein der Menschen, und 
zwar in erster Linie der sowjetischen Bevöl­
kerung, wecken und kraft Überzeugung be­
einflussen. Er verwirft das von Stalin aufge­
baute Machtmonopol der kommunistischen 
Partei als Zwangsmittel der Umerziehung, da 
es von den kommunistischen Machtmonopo­
listen zum Instrument ihrer eigenen Machter­
haltung umfunktioniert worden war. Stalin 
hat nicht nur die .Ausbeutungsinstrumente", 
d. h. die Produktionsmittel, verstaatlicht, 
sondern er wollte darüber hinaus die klas­
senlose Gesellschaft durch Umerziehung der 
Bevölkerung zu Sowjetmenschen herbeifüh­
ren, und zwar durch härteste Zwangsmaß­
nahmen. Dazu brauchte er ein schrankenlo­
ses Machtmonopol, das er sich durch die 
kommunistische Partei, die Rote Armee und 
die Sicherheitskräfte (GPU und NKWD) auf­
baute. Da Druck, der nicht akzeptiert wird, 
Gegendruck erzeugt, mußte die zwangswei­
se Umerziehung zu Sowjetmenschen zum 
Scheitern verurteilt sein. Gorbatschow setzt 
dagegen auf die Vemunft, die Einsicht und 
die Lemfähigkeit der Menschen, die sie zu 
der Erkenntnis führen sollen, daß der Aufbau 
einer gewaltfreien sozialistischen Gesell­
schaft - was das auch immer im einzelnen 
sein mag - für das Überleben der Menschen 
auf diesem Planeten von existentieller Be­
deutung sei. Die Frage ist also, ob es Gorba­
tschow gelingen wird, m~ dem Mittel der 
Überzeugung zu verhindern, daß sich .Aus­
beutungsinstrumente" in Form von Produk­
tionsmitteln in Privathand konzentrieren bzw. 
die in Privathand konzentrierten Produktions­
mittel als Ausbeutungsinstrumente benutzt 

3) Andrews, Bevölkerungsschutzpoht:1k, CarI Heymanns­
Ve~ag Köln, 1989. S. 43, 63. 73. 



werden, und ob es ihm gelingt, die Menschen 
in seinem Lande von einem in Jahrzehnten 
unmenschlicher Zwangsherrschaft entwik­
kelten überwiegend passiven Anpassungs­
verhalten zu einer Bewußtseinsänderung zu 
veranlassen, die nicht gerade in das entge­
gengesetzte Extrem einer überzogenen ego­
oder gruppeninteressenzentrierten Verhal­
tensweise führt, sondern die die in ihm 
zweifellos noch vorhandenen Eigenschaften 
der Familien-, Sippen-, Volks- und Staatsver­
bundenheit aktivieren, und zwar unter Ver­
zicht auf individuelle Bedürfnisse zugunsten 
des Gemeinwohls, 

Gorbatschows Chance liegt in dem Zwang 
der objektiv vorliegenden Verhältnisse, die 
die Menschen durch Einsicht in die Notwen­
digkeit zu einer Verhaltensänderung bewe­
gen können, Denn hier handelt es sich nicht 
um einen Zwang, der subjektiv von Macht­
monopolisten ausgeÜbt wird und damit nicht 
akzeptiertJar wäre, sondem gerade um nicht 
machtbezogene SaChzwänge, die die Exi­
stenz der Menschen auf diesem Globus di­
rekt und schon in naher Zukunft bedrohen, 
vor allem die Bevölkerungsexplosion und die 
Umweltzerstörung, 

Der "demokratische 
Sozialismus" 

Gorbatschow hat erkannt, daß der Kom­
munismus Stalinscher Prägung für die 
Menschheit keine akzeptable Altemative zu 
dem kapitalistischen System der Überflußge­
sellschaft bietet, dem er die Schuld an der 
den Untergang der Menschheit bedrohenden 
Entwicklung zuweist. Seine Altemative ist ein 
demokratischer Sozialismus (wie ihn nach 
GortJatschows Auffassung der Leninismus 
begründet hat), dessen Notwendigkeit und 
Vorzüge er zwar (theoretisch) erklären, auf 
dessen Akzeptanz durch die Menschen er 
jedoch nur hoffen kann, GortJatschow hat 

sich, so scheint es, von der früher behaupte­
ten "historischen Zwangsläufigkeit des Sie­
ges des Kommunismus" distanziert. An die 
Stelle der aus der Vergangenheit abgele~e­
ten sind die in die Zukunft projiziertJaren 
Zwangsläufigkeiten (z. B, Bevölkerungsex­
plosion und Umweltzerstörung) getreten, die 
den Untergang der Menschheit hertJeiführen 
werden, wenn nicht mit dem geeigneten 
Instrument des "demokratischen Sozialis­
mus" im Sinne von GortJatschow gegenge­
steuert wird, nachdem er das Scheitern des 
Kommunismus und des Kapitalismus als 
Steuerungsinstrument der Menschheitsent­
wicklung als gegeben annimmt. 

Bei der Benutzung der erkenntnisreichen 
Quelle "Perestroika" darf jedoch nicht über­
sehen werden, daß die Vorstellungen des 
Verfassers im eigenen Lager nicht unumstrit­
ten sind. Sie stoßen bei einem Teil auf 
prinzipielle Bedenken, andere (miß-)interpre­
tieren sie als Signal für nationalistische Un­
abhängigkeitsbestrebungen, Aus der Sicht 
des sogenannten "kapitalistischen Lagers" 
werden Zweifel laut, die dahin gehen, daß es 
den von GortJatschow angestrebten dritten 
Weg zwischen Kapitalismus und Kommunis­
mus nicht geben kann. Das würde bedeuten, 
daß auch keine Reform des Kommunismus in 
der Weise möglich ist, die zu einem Sozialis­
mus "mit menschlichem Antlitz" hinführen 
könnte. Die auf die Konzentration aller Macht 
in der Hand der kommunistischen Partei 
ausgerichteten marxistische Ideologie könne 
eben nicht "redemokratisiert" werden, Der 
zu dem ausbeuterischen Kapitalismus des 
19. Jahrhunderts als Gegenmodell entwik­
kelte Marxismus habe sich sowohl historisch 
überholt als auch inhaltlich als Fehlkonstruk­
tion erwiesen, da er Machtkonzentration 
nicht institutionell zugunsten der Interessen 
der ArtJeitnehmerschaft umgesetzt habe, 
sondern personell zum Vorteil der Führer der 
kommunistischen Partei. Auf der anderen 
Seite habe der Kapitalismus einen "Soziali-
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sierungsprozeß" durchgemacht, der den Ar­
beitnehmem ein weitgehendes Mitbestim­
mungsrecht, das zum Teil gesetzlich veran­
kert ist, verschafft habe. Die Sozialgesetzge­
bung, einschließlich ArtJeitsgesetzgebung, 
habe die früher bestehende Schutzlosigkeit 
der ArtJeitnehmer beseitigt. Diese Entwick­
lung einerseits des Kommunismus, anderer­
seits des Kapitalismus machten deutlich, daß 
eine Verbesserung der Lebensverhältnisse 
der ArtJeitnehmer nur durch einen noch wei­
tergehenden "Sozialisierungsprozeß" des 
Kapitalismus erreicht werden könne. Dies sei 
aber kein "dritter Weg", sondern die konse­
quente Fortsetzung unserer derzeitigen ge­
sellschaftlichen Entwicklung, denn nur so 
könne die Vielfalt menschlicher Fähigkeiten, 
menschlichen Engagements, individueller 
Bedürfnisse und Ziele für den gesellschaftli­
chen Fortschritt und Ausgleich genutzt 
werden. 

Strategien eines 
umfassenden 
Bevölkerungsschutzes 

Dieser Standpunkt ist aber nur dann halt­
bar, wenn er gleichzeitig die Umgestaltung 
der Überflußgesellschaft zu einer "naturver­
träglichen" Gesellschaft impliziert, die die 
Biomasse unseres Planeten, die für spätere 
Generationen lebenswichtig ist, sorgsam 
durch Verzicht auf Überflußbedürfnisse erhält 
und pflegt. 

Ein wi~ames Krisen(Verhinderungs-) 
Management muß Strategien entwickeln, die 
das Veränderungspotential, das im Osten 
durch die Politik Gorbatschows entstanden 
ist und sich auch schnell im Westen gebildet 
hat, im Sinne eines umfassenden Bevölke­
rungsschutzes weltweit durch den Abbau 
machtpolitischer und die Förderung ord­
nungspolitischer Strukturen nutzbar macht. 

Bei der Katastrophenschutzschule Baden-Württemberg in Neuhausen a. d. F. , Landkreis Esslingen, ist die Stelle des/der 

VerwaltungsleltersNerwaltungsleiterin 

zu besetzen. Die Einstellung erfolgt im Angestel~enverhältnis; Vergütung (bei Vo~iegen aller tariflichen Voraussetzungen, gegebenenfalls 
nach Einarbe~ung) bis Vergütungsgruppe 1Va/l1l BAT. 

Die Katastrophenschutzschule bildet freiwillige Helfer des Katastrophenschutzes internatsmäßig in Wochenlehrgängen aus. Die 
Bediensteten der Schule sind Landesbedienstete. 

Wir suchen eine verantwortungsbewußte und engagierte Persönlichke~, die über die Ausbildung des gehobenen Verwaltungsdienstes oder 
über gleichwertige Fähigke~en verfügt. Kenntnisse und Berufserfahrung im Personal- und im staa~ichen Hausha~-, Kassen- und 
Rechnungswesen sowie bei Beschaffungen sind erwünscht. 

Geboten werden alle im Landesdienst üblichen Sozialleistungen, 

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung vorrangig berücksichtigt. 

Bewerbungen mit den üblichen Unte~agen erbitten wir innerhalb von drei Wochen an das 

Innenministerium Baden-Württemberg 
Dorotheenstr. 6 . 7000 St~gart 1 
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Cand. med. Frank Marx, Krankenpfleger für Intensivmedizin und Anästhesie, Wesel 

Katastrophenschutz 
an Krankenhäusern 

Bewährtes AusbildungsmodeU an der KrankenpOegeschule 
der Städtischen Kliniken Duisburg 

Seit einiger Zeit wird an der Krankenpfle­
geschule der Städtischen Kliniken Duis­
burg der Unterricht im Fachgebiet Notfall­
medizin Intensiviert. In Zusammenarbeit 
mit dem Malteser-Hilfsdienst, dem Tech­
nischen Hilfswerk sowie der Feuerwehr 
wurde das neuartige Ausbildungskonzept 
erarbeitet und In einer Abschlußübung 
erprobt. Zielsetzung dieses Konzeptes ist 
es, die notfallmedizinischen Kenntnisse 
der Pflegekräfte zu verbessern, das Inter­
esse für die Arbeit Im Rettungs- bezie­
hungsweise Notfalldienst zu wecken und 
gleichzeitig die Thematik der Katastro­
phenvorsorge in die Ausbildung zu inte­
grieren. 

Großunfälle und Brände an Krankenhäu­
sern gehören zu den glücklicherweise selte­
nen Ereignissen, die sowohl das Personal der 
betroflenen Kliniken wie die Helfer des Kata­
strophenschutzes vor unübersehbare 
Schwierigkeiten stellen. Nicht zuletzt der 
Brand am Essener Lutherkrankenhaus im 
Jahre 1988 und die anschließend notwendig 
gewordene Evakuierung von Patienten und 
Mitarbeitern machte deutlich, daß eine gute 
Personalschulung und eine gedankliche und 
organisatorische Vorbereitung die entschei­
dende Grundlage sind für schnelle und quali­
fizierte Hilfe. 

Bei dem Kongreß der Deutschen Gesell­
schaft für Katastrophenmedizin 1989 in 
Würzburg wurde deutlich, daß neben einer 
apparativen Ausstattung für die Katastro­
phenvorsorge die ausreichende praktische 
Übung des ärztlichen, pflegerischen und 
technischen Krankenhauspersonals verant­
wortlich ist für eine gute Vorbereitung auf 
derartige Unglücksfälle. Bundesweit sind in 
diesem Sinne noch viele Krankenhäuser ge­
fordert, die nötigen organisatorischen Grund­
lagen zu schaffen. Das Vorhandensein eines 
Brandschutzplanes allein gewäh~eistet noch 
nicht eine suffiziente Personenrettung bei 
einem Massenanfall von Verletzten. 

An den städtischen Kliniken Duisburg wur­
den seit einigen Jahren neue Wege beschrit­
ten, die Katastrophenvorsorge zu verbes-
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sem. In Zusammenarbeit mit dem Malteser­
Hilfsdienst und dem Technischen Hilfswerk 
sowie der Feuerwehr wurde ein Ausbildungs­
konzept für Krankenpflegekräfte neu erprobt. 
Ziel war es, die notfallmedizinischen Kennt­
nisse der Krankenpflegekräfte zu verbes­
sern, das Interesse für den Arbertsbereich 
RettungsdiensVNotfalimedizin zu wecken 
und gleichzeitig Themen der Katastrophen­
vorsorge in die Ausbildung einzubauen. So 
wurde in diesem Jahr nach der Ausbildung in 
Erster Hilfe ein Sanitätskursus bei den Schü­
lerinnen und Schülern durchgeführt. Im An­
schluß an diesen allgemeinen Teil wurden 
spezielle klinische Sofortmaßnahmen ge­
lehrt. Aufbauend auf die inzwischen vermit­
telten anatomischen und physiologischen 
Kenntnissen lernten die Schülerinnen und 
Schüler z. B. die Vorbereitung und die Assi­
stenz bei der Intubation, die Anwendung von 
speziellen Infusionslösungen und Notfallme­
dikamenten sowie die klinischen Möglichkei­
ten zur Behandlung akut lebensbedrohender 
Erkrankungen und Verletzungen. Die Unter­
weisung an notfallmedizinischen Geräten wie 
Spritzenpumpen, Beatmungsgeräten und 
Defibrillatoren gehörte ebenso zum Ausbil­
dungsprogramm wie Informationen über 
Möglichkeiten und Grenzen des Rettungs­
dienstes. 

Die Ausbildung, wie sie in Duisburg aufge­
baut ist, zeigt die folgende Übersicht noch 
einmal auf: 

Ausbildungsinhalte 
Erste-Hilfe-Ausbildung 
Sanitätsausbildung 
Klinische Sofortmaßnahmen 
Katastrophenvorsorge 
BrandschutzlBrandbekämpfung 
Einsatzmöglichkeiten des 
Rettungsdienstes 
Übungsveranstaltung mrt 
Hilfsorganisationen 

Stunden 
16 
24 
20 
4 
2 

4 

8 

Notfallmedizin im 1. Ausbildungsjahr: 78 

Unterrichtsinhalte der notfallmedizinischen 
Ausbildung von Krankenpflegekräften 

Der vorbeugende Brandschutz und eine 
Unterrichtung über den Katastrophenschutz 
an Krankenhäusern bildete einen weiteren 
Unterrichtsgegenstand. Die Ausbildung 
schloß mit einer praktischen Prüfung in Form 
einer Übungsveranstaltung ab. 

Angenommener Schadenfall war ein Ex­
plosionsunglück mit nachfolgendem Brand 
im östlichen Trakt des Krankenhauses. 20 
Auszubildende des Mittel- und Oberkurses 
hatten sich in ihrer Freizeit als Verletztendar-

Konzentriertes und zügiges Arbeiten ist erlorderUch, um die gefährdeten Patienten aus Höhen zu retten. 



steiler zur Verfügung gestellt. Die Kranken­
pflegekräfte hatten die Aufgabe, eine Verletz­
tensichtung vorzunehmen, die lebensretten­
den Sofortmaßnahmen und weitere Maßnah­
men der Ersten Hilfe zu leisten und bei dem 
Be- und Entladen von Rettungsfahrzeugen 
behilflich zu sein. 

Etwa siebzig Helferinnen und Helfer des 
Malteser-Hilfsdienstes und des Technischen 
HilfswerKes unterstützten die Schüler in ih­
ren Hilfeleistungsbemühungen. Krankentra­
gen, Verbandmaterial und Sauerstoffgeräte 
mußten bereitgestellt werden, zuweilen 
mußte beim Evakuieren der Vakuummatrat­
zen geholfen werden und schließlich gab es 
hier und da auch Schwierigkeiten bei der 
Beladung von Kranken- und Rettungswagen. 
Das THW hatte die Aufgabe, die Einsatzstelle 
auszuleuchten und eine Personenrettung 
über die Balkons des Krankenhauses durch­
zuführen. In Minutenschnelle wurde ein Poly­
ma-Lichtmast in Betrieb genommen und der 
Schleifkorb sowie die Seilanlage .. Rollgliss" 
einsatzbereit gemacht. Nach der Erstversor­
gung durch die Schülerinnen und Schüler der 
Krankenpflegeschule wurden so etliche Ver­
letztendarsteller auf diesem Wege über die 
Balkons des Klinikums geborgen und in die 
bereitgestellten Krankenkraftwagen geladen. 

Was bringt nun diese Form der Ausbildung 
von Krankenpflegekräften? Die konzentrierte 
Unterrichtung notfallmedizinischer Themen 
bereits zu einem frühen Zeitpunkt klinischer 
Tätigkeit weckt das Interesse für die Belange 
der Katastrophenmedizin . Neben dem Nut­
zen für das Krankenhaus, besondere Situa­
tionen mit dem eigenen Personal üben zu 
können, hat sich die Zusammenarbeit mit 
den Hilfsorganisationen bewährt. 

Ulrich Lange, Ausbildungsleiter vom MHD 
in Essen, spricht von einer Chance für die 
eigenen Helfer, realitätsbezogen die Zusam­
menarbeit mit fremden Fachkräften zu üben. 
Die Bildung einer Technischen Einsatzleitung 
mit Mitarbeitern der HilfsorganisaMnen sei 
ein wichtiger Punkt bei solchen Übungen, 
meinte bei der Abschlußbesprechung ein 
Zugführer des Malteser-Hilfsdienstes Bo­
cho~. Schon mehrmals war das Technische 
Hilfswerk an den notfallmedizinischen Übun­
gen der städtischen Kliniken Duisburg betei­
ligt. Alfred Podlinski vom THW in Wesel stellt 
heraus, daß es gerade die jährliche Wieder­
holung der praktisChen Übung sei, die mittel­
fristig den beteiligten Katastrophenschutz­
kräften ein Gefühl von Sicherheit und Routine 
angesichts derartiger Schaden lagen vermit­
tele. Diesem Punkt stimmten auch die übri­
gen Einheitsführer zu, die auf Einladung der 
städtischen Kliniken Duisburg mit ihren Hel­
fern aus Bocholt, Duisburg, Essen und Wesel 
angereist waren. 

Die intensive Schulung von Krankenpfle­
gekräften im Fach Notfallmedizin ist, ab­
schließend betrachtet, ein gut geeigneter 
Weg, das Interesse an diesem Fach zu 
wecken. Durch einen verstärkten Einsatz von 

Krankenpflegekräften im Rettungsdienst 
könnte zudem die Qualität der präklinischen 
Notfallmedizin weiter verbessert werden. 
Krankenhausleitungen erhalten durch die 
frühzeitige und regelmäßige Ausbildung ihrer 
Mitarbeiter eine gute Information über den 

Stand der Vorbereitungen für einen Massen­
anfall von Patienten in der eigenen Klinik. 
Durch eine intensive notfallmedizinische 
Ausbildung schließlich kann eine höhere 
Qualität der lebensrettenden Maßnahmen 
auf den Stationen erreicht werden. 

/ 
Krankenpflegekräfte und Rettungsdienst versorgen Patienten nach der Rettung aus dem akuten Gefahrenbe­
reich. 

...­ -
Versorgung eines Patienten mit Hyperventilationssyndrom durch einen Krankenpflegeschüler. (Fotos: Marx) 
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Hanno Peter 

Ergebnisse einer Befragung zum Thema: 

Menschenführung im 
Katastrophenschutz 

Wissenschaftliche Untersuchung analysiert Schwierigkeiten­
Neue Lehrgänge an der Katastrophenschutzschule des Bundes 

seit längerer Zen finden an der Katastro­
phenschutzschule des Bundes (KSB) in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler für Führungskräfte des 
Katastrophenschutzes Lehrgänge in Men­
schenführung statt. Stabsmnglieder, Lener 
von Einrichtungen und Führer von Einheiten 
müssen neben ihrer fachlichen Ausbildung 
auch eine spezielle Führungsausbildung er­
fahren, die sie dazu befähigt, im Katastro­
phenfall Menschen in schwierigen Snuatio­
nen zu führen. Man kann grundsätzlich nicht 
davon ausgehen, daß eine fachliche Ausbil­
dung hierzu ausreicht. Führungswissen im 
Sinne von Menschenführung muß ebenso 
gelernt werden, wie jedes andere Wissen 
auch. 

Um die bisher durchgeführten Lehrgänge 
auf eine gesicherte Grundlage zu stellen und 
noch nicht erkannte Problemstellungen zu 
bearbenen, wurde das Wissenschaftliche In­
stitut für Beratung und Kommunikation 
(WIBK), Paderbom, von der KSB beauftragt, 
eine wissenschaftliche Untersuchung zur 
Menschenführung im Katastrophenschutz 
durchzuführen. In einem ersten Schritt analy­
sierte das Institut, welche Schwierigkenen 
und Probleme Im Bereich der Menschenfüh­
rung im Katastrophenschutz bestehen. HIer­
zu wurden Führungskräfte der Sanitätsorga­
nisationen, der Freiwilligen Feuerwehren und 
Berufsfeuerwehren sowie des Technischen 
Hilfswerks befragt. Weiterhin gab es Gesprä­
che an der Hesslschen Landesfeuerwehr -
schule und an der Polizei-Führungsakademie 
in Münster-Hiltrup. 

Erfahrungen von Henem und Führungs­
kräften bei Auslandseinsätzen bezogen die 
Befrager ebenso ein wie die von Lehrkräften 
der KSB. Gruppendiskussionen, Workshops 
zum Thema Menschenführung und Beobach­
tungen bei Ausblldungsveranstaijungen er­
gänzten die Befragungen. 
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Ergebnisse der Befragung 

Aufgaben, die eine Führungskraft im Kata­
strophenschutz bewältigen muß, setzen be­
stimmte Qualifikationen voraus. Sind die Auf­
gaben erst einmal deutlich beschrieben, las­
sen sich die Qualifikationen davon ableiten. 
Über die zu bewältigenden Aufgaben gab es 
in den Interviews ein hohes Maß an Überein­
stimmung. So lassen sich die Bereiche ab­
grenzen: 
• Aufgaben bei Einsätzen, Übungen und 

anderen Projekten, 
• Aufgaben im Umgang mit Personen (Hel­

fern, anderen Führungskräften, Betroffe­
nen usw.), 

• Aufgaben in extremen Situationen. 
Die Aufgaben bei Einsätzen, Übungen und 

anderen Projekten beziehen sich sowohl auf 
den Alijag als auch auf den Einsatz. Viele 
FührungSkräfte fühlen sich häufig überfor­
dert. Bei umfangreichen Projekten, z. B. 
großen Übungen oder schwierigen Einsätzen, 
wünschen die Führungskräfte konkrete Hilfe­
stellungen. 

Genauer betrachtet lassen sich von den 
Aufgaben folgende Anforderungen ableiten: 

Eine Führungskraft muß viele Informatio­
nen sachgerecht verarbeiten können, und sie 
muß in der Lage sein, diese Informationen in 
Hinsicht auf eine Gesamtlage richtig zu be­
werten. Sie muß trennen können zwischen 
wichtiger und unwichtiger Information. Wei­
terhin sollte sie die Fähigkeiten besitzen, 
fehlende Informationen schnell einzuholen, 
neue Informationen rasch zu verarbeiten und 
wichtige Informationen exakt weiterzugeben. 

Neben diesem großen Gebiet der Informa­
tionsverarbeitung wünschen sich Führungs­
kräfte Hilfen bei der Planung und Durchfüh­
rung von Entscheidungen. Führungskräfte 
müssen In der Lage sein, klare Befehle geben 
zu können, sind aber auch bereit, mit den 

Unterführern und Helfern Im Alijag über An­
ordnungen zu sprechen. Eine Führungskraft 
meint dazu: "Wenn ich während des Dienstes 
den Helfern erkläre, warum ich etwas ma­
che, dann entsteht ein gewisses Vertrauen, 
und die Hener glauben mir dann auch im 
EinsatztaII, wenn ich einen Befehl gebe." 

Einen ganz anderen Bereich treffen die 
Wünsche nach besseren Einsatz- und Ein­
satznachbesprechungen. Hier wünschen 
sich Führungskräfte Hmen zur Gestaltung 
solcher Besprechungen, damit der Ertrag 
daraus größer wird. 

Ein weiterer Punkt betrifft die Fähigkeit zur 
Delegation von Aufgaben. Viele Führungs­
kräfte möchten einen Teil ihrer alijäglichen 
Arbeit an Unterführer delegieren, fragen sich 
aber, wie sie es richtig angehen sollen, um 
Aufgaben auf andere zu übertragen. 

Aufgaben im Umgang mit 
anderen 

Nach den Ergebnissen der Befragung 
wünschen SiCh die Gesprächspartner von 
einer Führungskraft im Katastrophenschutz, 
daß sie Anordnungen durchsetzt, ein offenes 
Ohr für die Meinungen anderer hat und ein 
partnerschaftJiches Verhäijois zu den Henem 
pflegt. Hervorhebenswerte Eigenschaften 
sind weiterhin Entscheidungsfreude, Gelas­
senheit, Ruhe und die Stärke, den eigenen 
Standpunkt bei Vorgesetzten deutlich zu ver­
treten. 

Wichtig für die Gruppe der Geführten ist es 
auch, daß Führungskräfte eine positive Ein­
stellung zu Menschen haben. Sie sollten auf 
einzelne individuell eingehen können und 
Anregungen aus der Gruppe positiv aufneh­
men. Einige wenige der Befragten forderten 
weitergehend, die Führungskraft solle dem 



Helfer auch bei persönlichen Problemen be­
ratend zur Seite stehen. 

Aufgaben in 
Extremsituationen 

Hier zeigen sich drei Probleme: 
Erstens geht es Führungskräften um die 

eigene Betroffenheit. Dahinter steht die Fra­
ge, wie die Führungskraft selber mit dem im 
Einsatz Gesehenen und Erlebten umgehen 
wird . 

Zweitens gibt es bei den befragten Füh­
rungskräften Unsicherheiten, wie sie mit Hel­
fern, Unterführern und anderen Führungs­
kräften umgehen sollen, die in Extremsitua­
tionen Ausfallerscheinungen zeigen. 

Drittens sehen Führungskräfte die Aufga­
be im Einsatz auf sich zukommen, mit Betrof­
fenen in Extremsituationen umgehen zu 
müssen. 

Aus diesen drei Bereichen lassen sich 
folgende Qualifikationen ableiten: Eine Füh­
rungskraft muß die psychische Belastbarkeit 
seiner Helfer einschätzen können sowie sei­
ne Helfer, Unterführer und sich selbst auf 
Belastungen und Streß vorbereiten. Sie sollte 
wissen, was zu tun ist, wenn Helfer "ausflip­
pen" und wie man mit psychischen Proble­
men bei längeren Einsätzen, zum Beispiel bei 
Auslandseinsätzen, umgeht. 

Aus den Befragungen lassen sich für ein 
UnterrichtsmOdell .Menschenführung im Ka­
tastrophenschutz" drei generelle Forderun­
gen ableiten: 

Die Führungskraft braucht Wissen über 
Führungskonzepte und Führungsmodelle zur 
Motivation von Helfern. Sie benötigt weiter­
hin Handlungskompetenz. Dies bedeutet, 
Wissen alleine reicht nicht aus; die Füh­
rungskraft muß auch dementsprechend han­
deln. Außerdem muß sich die Führungskraft 
mit dem Katastrophenschutz identifizieren 
und eine positive Einstellung zu Menschen 
haben. 

Lehrgangsbausteine 

Aus den Ergebnissen der Befragungen 
sind zwei Lehrgangstypen hervorgegangen, 
die ab 1990 an der KatastrophenschutzSChu­
le des Bundes angeboten werden. Es sind 
dies die Lehrgänge "Menschenführung im 
Katastrophenschutz I - Alltag" und "Men­
schenführung im Katastrophenschutz 11 -
Einsatz". Der frühere Lehrgang .Menschen­
führung in Extremsituationen" ist im Lehr­
gang .Einsatz" aufgegangen und wird künf­
tig nicht mehr angeboten. 

Der Lehrgang .Mens~henführung im Ka­
tastrophenschutz I - Alltag" setz1 sich aus 
folgenden Lehrgangsbausteinen zusammen: 

Die Führer von Einheften müssen neben Ihrer fachlichen Ausbildung auch eine spezielle Führungsausbildung 
erfahren. (Foto: Sero) 

Führungstheorien und Führungsstile, Motiva­
tion, Delegation, KontrOlle, Strukturen und 
Rollen in Gruppen, Konfliktmoderation, 
Wahrnehmung und Einschätzung von Henern 
sowie Auswahl und Förderung von Helfern 
und Unterführern. 

Im Lehrgang "Menschenführung im Kata­
strophenschutz 11 - Einsatz" bietet die Schule 
die Bausteine Führung und Führungsproble­
me im Einsatz, Lageerfassung und Entschei­
dung, Improvisation und Problemlösung, Ein­
satznachbesprechung, Streß und Streßbe­
wältigung, individuelle und kollektive Reak­
tionen in Extremsituationen, Öffentlichketts­
arbeit im Einsatz, Umgehen mit Sterben und 
Tod sowie Vorbereitung von Helfern auf den 
Einsatz an. Diese Bausteine in den beiden 
Lehrgängen sind aber kein Muß, sondern nur 
ein Angebot an die Teilnehmer. In jedem 
Lehrgang setzen die Teilnehmer ihre 
Schwerpunkte im Rahmen dieser Bausteine 
selber neu und wählen aus, was für sie 
besonders wichtig ist. 

Um den Lehrgangsteilnehmern die Arbeit 
zu erleichtern, wird die KSB demnächst eine 
gebundene Unterlage zu jedem Lehrgang 
"Menschenführung" herausgeben. Dann 
können die Teilnehmer auch grundlegende 
Informationen zu den Bausteinen nachlesen, 
die bei dem betreffenden Lehrgang nicht 
oder nur kurz zur Sprache kommen. 

Entsprechend den beiden genannten 
Lehrgängen bietet die KSB für Führungskräf­
te des Technischen Hilfswerkes ebenfalls 
zwei Lehrgänge an, die ähnlich aufgebaut 
sind. Bei diesen Lehrgängen kommt hinzu, 
daß Haupt- und Ehrenamtliche zusammen 
die ausgewählten Probleme bearbeiten. 

Mit den überarbeiteten Lehrgängen im 
Bereich "Menschenführung" und den Lehr­
gängen "Redetraining" sowie "Diskussions­
und Argumentationstraining" bietet die KSB 
den Führungskräften nun vier Seminare an, 
die eine Weiterbildung, aufbauend auf der 
abgeschlossenen Fachausbildung, möglich 
machen. 
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Dipf. -fng. Karf Kiefer 

Strahlenschutzfaktoren 
für Hauskeller und 
Hausschutzräume 

Eine Studie des Instituts für Kemenergetik und Energiesysteme, 
Stuttgart, kommt zu aufschlußreichen Ergebnissen 

fm Auftrag der Schutzkommission beim 
Bundesminister des fnnern erarbeitete das 
fnstitut für Kernenergetik und Energiesyste­
me, Stuttgart, unter der Projektleitung von 
Herrn Dr. G. Hehn eine Studie über die 
,Berechnung von Schutzfaktoren gegen 
Gammastrahlung aus radioaktivem Nieder­
schlag für Hauskeller und Hausschutzräu­
me" . Diese Studie kommt zu aufschlußrei­
chen Ergebnissen, die hier u. a. wiedergege­
ben werden sollen. 

Strahlenschutzfaktor 

Die ,Bautechnischen Grundsätze für 
Hausschutzräume des Grundschutzes" se­
hen hinsichtlich der Strahlenabschirmung 
gegen radioaktive Niederschläge einen 
Schutzfaktor von 100 vor. Dieser Strahlen­
schutzfaktor ist das Verhältnis der im Freien 
vorhandenen Dosisleistung zu der im glei­
chen Zeitpunkt im Schutzraum vorhandenen 
Dosisleistung. Im vorstehenden Fall besagt 
dieser Strahlensehutzfaktor, daß nur der ein­
hundertste Teil der im Freien herrschenden 
radioaktiven Strahlung in das Schutzraumin­
nere gelangen darf. 

Auch bei allen anderen Schutzräumen des 
Grundschutzes (z. B. Grundschutzräume 
mittlerer Größe oder Großschutzräume des 
Grundsehutzes in Verbindung mit Tiefgara­
gen) ist der Strahfenschutzfaktor 100 für die 
Dimensionierung und Anordnung der Bautei­
le maßgebend. 

Bei Hausschutzräumen des verstärkten 
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Strahlenabsc:hwächung durch Materie 

1% 
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Zehnt e Iwer t sd icke n 
Schutzfaktoren In Abhängigkeit von der Zehntelwertsdicke 

Schutzes wird dagegen ein Schutzfaktor von 
600 gefordert. Dieser Faktor bezieht sich hier 
jedoch nicht auf die radioaktive Rückstands­
strahlung, sondern auf die wesentlich ener­
giereichere Anfangsstrahlung . 

Der Schutzfaktor hängt Im wesentlichen 
von der Art und der Dicke der Baustoffe ab, 
aus denen Decke und Wände der Schutzun­
terkunft bestehen. Jedoch auch die Größe 
und Anordnung der über der Schutzunter­
kunft befindlichen Fenster und die Lage der 
Schutzunterkunft im Gebäudegrundriß sind 
wichtige Komponenten des Schutzfaktors. 

Zehntelwertsdicken 

Im allgemeinen braucht sich der konstru­
ierende Ingenieur eines Schutzraumes nicht 
weiter mit der physikalischen Strahlenwir­
kung zu befassen. Er kann aus Tabellen sog. 
ZehntelwertsdiCken der Baustoffe entneh­
men und die erforderliche Bauteildicke ent­
sprechend dimensionieren. 

Unter Zehntelwertsdicke ist die Schicht­
dicke eines Materials zu verstehen, welche 
die Intensität der einfallenden Gammastrah­
lung auf den zehnten Teil ihres Anfangswer­
tes abschwächt. 

Hinsichtlich der Strahlung aus radioakti­
ven Niederschlägen geben die ,Bautechni­
sehen Grundsätze für HauSSChutzräume des 
Grundschutzes" eine einfache Faustformel 
zur Bestimmung der Zehntelwertsdicke tür 
Baustoffe vor: 

Die Zehntelwertsdicke (In cm) kann in 
grober Annäherung errechnet werden, indem 
die feste Zahl 48 durch das Raumgewicht des 
Baustoffes (in Um3

) geteilt wird. 
Es ergeben sich som~ folgende angenä­

herte Zehntelwertsdicken 

Baustoff 

Beton 
Vollziegel 
Stahl 
Blei 
Erdreich 

Zehntelwertsdicke 

20 cm 
26 cm 
6cm 
4 cm 

30 cm 
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logarithmische Darstellung der Schutzfaktoren 

Um einen Strahlenschutzfaktor von 100 zu 
erzielen , sind somit zwei Zehntelwertsdicken 
eines bestimmten Baustoffes erforderlich. 
Bei Beton also 2 . 20 cm = 40 cm. 

Bei dieser Betrachtensweise ist jedoch zu 
beachten, daß 20 cm dicker Beton keinen 
Schutz1aktor von 50 ergibt. Dieser Fehler 
wird sehr häufig gemacht, weil nicht berück· 
sichtigt wird, daß der Schutz1aktor nicht 
linear mit der Bauteildicke zunimmt. 

Der Schutz1aktor läßt sich nach dieser 
groben Annäherung wie folgt bestimmen: 

Schutzfaktor = 10zehntelwertsdicke 

SF = lOzwD 

20 cm dicker Beton (mit einer Zehntel­
wertsdicke von 1) hat somit nur einen 
Schutzfaktor von 

SF = 10' = 10 
Um einen Schutz1aktor von 50 zu erhalten, 

würde man dagegen benötigen: 
Zehntelwertsdicke = log Schutz1aktor 

ZWD = log SF 
ZWD = log 50 = 1,7 

also 1,7 Zehntelwertsdicken, was 1,7' 20 = 
34 cm dickem Beton entspricht. Der Schutz­
faktor nimmt also logarithmisch mit der 
Zehntelwertsdicke zu. 

Diese Berechnungsmethoden basieren 
auf einfache Abschätzungen des Strahlen­
transports wie sie vor 25 Jahren, zu Beginn 
der kerntechnischen Entwicklung, üblich wa­
ren. Nach dem heutigen Stand der Strahlen­
schutztechnik und unter Einsatz von Groß­
rechenanlagen sind jedoch Berechnungsver­
fahren möglich, die den tatsächlichen 
Schutz1aktor von Schutzräumen aufgrund 

Zehntelwert sdicken 

vorgegebener Geometrie und Strahlungsin­
tensität weit besser ermitteln können. 

In vorgenannter Studie wurden daher mit­
tels moderner Rechenverfahren die Schutz­
faktoren und die Strahlendosis in einem 
Hauskeller in Abhängigkeit der Deckenstärke 
von Keller- und Erdgeschoß untersucht. Wei­
temin wurde der Schutzfaktor und die Strah­
lendosis für Hausschutzräume unter Erdglei­
che und für Schutzräume, die mit ihrer 
Außenwand einen Meter über Erdniveau her­
ausragen, bestimmt. Ein weiteres Kapitel ist 
der benötigten Abschirmung zwischen Filter­
und Schutzraum gewidmet. 

Schutzfaktoren in 
Hauskellern 

Es wurde untersucht, welcher Schutz ge­
gen Gammastrahlung aus radioaktivem Nie­
derschlag bei Aufenthalt im normalen Haus­
keller zu erzielen ist bzw. welche einfachen 
Nachrüstungen möglich sind, um einen ge­
wünschten Schutz1aktor von 100 erreichen 
zu können. Die Berechnung wurde für ein 
Gebäude mit Keller und zwei Obergeschos­
sen durchgeführt. Der Keller wurde völlig 
unter Erdgleiche gewählt. Die Betondecken 
von Keller- und Erdgeschoß wurden mit 
Dicken zwischen 15 cm, 17,5 cm und 20 cm 
variiert. Als Außenwände der Obergeschosse 
wurden Ziegelwände mit 30 cm Dicke, die 
Außenwand des Kellers dagegen mit 30 cm 
Beton angenommen. Zwecks Vereinfachung 
des Rechenganges wurde in allen Berech­
nungen ein Flachdach gewählt. 

Mit Außenkontamination (= Beaufschla­
gung mit radioaktiven Partikeln) von Dach 
und Außenwänden wurden Schutzfaktoren 
zwischen 435 für eine 15 cm dicke Beton­
decke und 919 für eine 20 cm dicke Beton­
decke berechnet. Bei Unterstellung einer 
Innenkontamination der Obergeschosse da­
gegen ergab sich eine starke Reduktion des 
Schutz1aktors bis weit unter 100. 

Diese Ergebnisse machen deutlich, daß 
durch Unterbindung des Luttaustausches 
mittels gut isolierter und fest verschlossener 
Fenster und somit das Verhindern des Ein­
dringens radioaktiver Aerosole in das Innere 
des Wohngebäudes der Schutz1aktor be­
trächtliCh erhöht werden kann. 

Schutzfaktoren in 
Hausschutzräumen 

Um das Ausmaß der Reduktion des 
Schutz1aktors bei über Erdgleiche hinausra­
genden Schutzräumen aufzuzeigen, wurde 
ein Schutzraum, bei dem die Oberseite der 
Schutzraumdecke mit Erdniveau abschließt 
und ein Schutzraum mit einem Überstehen 
der Schutzraumdecke von 1,00 m über Ge­
lände verglichen. Von wesentlicher Bedeu­
tung war auch hier die Berücksichtigung 
einer möglichen Kontamination der über dem 
Schutzraum liegenden Räume. Die Studie 
kommt zu folgenden Ergebnissen: 

Für den Fernbereich mit Außenkontamina­
tion des Hauses (Dach 100 %, Wände 10 %) 
ergeben sich für die gesamte Aufenthalts­
dauer von 14 Tagen Schutz1aktoren von 
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Modell SChutzraum unter Erdgleiche 

(Deckendicke = const. = 40 cm) 
5628 für Wandstärken von 40 cm Beton 
1769 für Wandstärken von 30 cm Beton. 

. . 

Für den Nahbereich mit einer starken 
InnenkontaminatIon der Obergeschosse (100 
%) wurden Schutzfaktoren von 
1285 für Wandstärken von 40 cm Beton 

~ ,~,,, . """, 

und 
314 für Wandstärken von 30 cm Beton 

berechnet. 
Die Ergebnisse liegen somit alle weit über 

dem geforderten Mindeststrahlenschutzfak­
tor von 100. 

Von ganz wesentlicher Bedeutung für die 

""" ".. , , , ;I' 

"",,,,~ , 
, 

Modell Sockelhöhe 1 ,00 m 
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zukünftige Planung von Hausschutzräumen 
sind jedoch die Ergebnisse, die für einen 
Schutzraum berechnet wurden, der 1,00 m 
über Erdgleiche herausragt. 

Hier ist der Strömungspfad über den unge­
schütz1en Teil der Außenwand dominierend. 
Der Schutzfaktor reduziert sich auf einen 
Wert von 59 unabhängig von der Stärke der 
Außenkontamination des Hauses und auf 
einen Wert von 50 bei starker Innenkontami­
nation der Obergeschosse. 

Da in der überwiegenden Zahl der Fälle 
alle bundesdeutschen Hausschutzräume 
über Erdniveau herausragen, weil sie ja in 
WOhngebäude integriert sind und diese 
Wohngebäude eine gewisse Sockelhöhe ha­
ben, kommt diesem Ergebnis eine Bedeu­
tung zu, das maßgebenden Einfluß auf künf­
tige Schutzraumplanungen haben muß. 

Erforderliche Abschirmung 
zwischen Filter- und 
Schutzraum 

Bezüglich der Berechnung der benötigten 
Abschirmung zwischen Filter- und Schutz­
raum wurde eine kleine Filteranordnung mit 
einem Luftdurchsatz von 45 m'/h, eine mitt­
lere Filteranordnung mit einem Luftdurchsatz 
von 1000 m'/h sowie eine große Anordnung 
mit einem Luftdurchsatz von 30000 m'/h 
betrachtet. Es wurde unterstellt, daß 80 % 
der Aktivität im SandfIlter verbleibt und maxi­
mal 20 % in die Raumfilter gelangt. Die 
Berechnung ergab, daß für kleine und mittle­
re Belüftungsanlagen die Wandstärke zwi­
schen Filter- und Schutzraum von gegenwär­
tig 40 cm auf 20 cm reduziert werden kann, 
bei großen Belüftungsanlagen jedoch weiter­
hin mindestens 40 cm Wandstärke betragen 
soll. 

Zusammenfassung 

Die Ergebnisse der Studie machen deut­
lich, daß zur Erzielung eines ausreichenden 
Schutzfaktors im Keller eines Wohngebäudes 
das Eindringen radioaktiver Aerosole in das 
Gebäudeinnere verhindert werden muß. Bei 
Hausschutzräumen unter Erdgleiche ist der 
geforderte Schutzfaktor In allen Fällen ge­
währleistet. Lediglich bei Schutzräumen über 
Erdgleiche, und das dürften in der Mehrzahl 
nahezu fast alle bisher gebauten Haus­
sChutzräume betreffen, ist ohne ausreichen­
de Erdanschüttung bis zur Decke des Schutz­
raumes der geforderte Schutzfaktor von 100 
nicht gegeben. Die Berechnung der benötig­
ten Abschirmung zwischen Filter- und 
Schutzraum ergab, daß man mit den gefor­
derten 40 cm dicken Betonwänden auf der 
sicheren Seite liegt. 



BuncieSYerbanclliir den SelbsUchucl 

Ntlcllt/cllten 
tllIS 'remen 

Bremen 

Der Selbstschutz als notwendige 
Vorbereitung auf mögliche Gefahren­
und Notsituationen bleibt auch weiter­
hin aktuell. Vor diesem Hintergrund 
fand Anfang April in der unteren Halle 
des Bremer Rathauses die einwöchige 
Ausstellung "Vorsorge und Eigenhilfe 
- damit Hilfe kein Zufall bleibt" statt. 
Organisien wurde sie von der BVS­
Landesstelle Bremen. Neben THW, 
JUH, DRK, ASB und DLRG beteilig­
ten sich darnn auch der Bundesgrenz­
schutz, die Feuerwehr und die Polizei. 

Parallel zur Ausstellung fand täg­
lich ein Sicherheitsweubewerb stau, 
bei dem die Teilnehmer ihr Wissen 
über Hilfsmaßnahmen und -möglich­
keiten unter Beweis stellen konnten. 
Als Preise gab es unter anderem eine 
mehnägige Kreuzreise auf der Ostsee, 
eine Ballonfahn und ein Sicherheits­
training des ADAC SOli' ie Radiorecor­
der und Feuerlöscher. 

":incn Emprang für die haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Milar~iler, die bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Selbstschutz-Ausstellung geholfen hatten, gab Innensenator Peler Sakuth (drilter von re(:hts in 
der ersten Reihe) im Kaminsaal des Rathauses. 

Über 2500 Besucher infonnienen 
sich an den Ausstell ungsständen, un­
ter ihnen auch Innensenator Peter Sa­
kuth als Schinnherr. Und er fand deut­
liche Wone zum Thema Selbstschutz: 
"ln einer Zeit friedlicher Revolutionen 
ist es anachronistisch", meinte Sa­
kuth, ,,Zivilschutz unter militärischen 

Aspekten zu betreiben." Genausowe­
nig sei es noch venniuelbar, Schutz­
maßnahmen vor Risiken der Hoch­
technologie zu fordern, wenn die Be­
troffenen längst wüßten, daß es einen 
effektiven Schutz nicht geben könne. 

Der Senator weiter wönlich: ,,Des­
halb hat das Land Bremen bereits zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt gefor­
den, den ausschließlich zivilen Ge-

Selbstschutz beim Wohnungsbrand: Mit dieser zusammenlegbaren Rel· 
tungsleiter kann man auch aus grönerer Höhe absteigen. Um den Ausslel­
lungsbesuchern einen möglichst realistischen Eindruck zu liefern , hatte die 
BVS die Fassade eines historischen Bremer Hauses (Uild) in der unteren 
Ralha ushalle in Originalgroße nachgebaut. Oie stündlichen Vorführungen 
erfreuten sich großer Aurmerksamkeit. 

danken des Selbstschutzes als Kata­
strophen- und Unfallschutz heryorzu­
heben. Und deshalb haben wir auch 
immer wieder die Risikol'enneidung 
als Prinzip in den Vordergrund ge­
rückt." Und: "Die Ausstellungsstände 
haben mir gezeigt, daß die Organisa­
tionen ihre Arbeit und ihre Infonnatio­
nen den aktuellen und tatsächlichen 
Anforderungen angepaßt haben." Ent-

scheidend sei, daß die Bürger den 
Gedanken des Selbstschutzes als et­
was Nützliches und Positives erken­
nen würden. 

Der Senator weiter: "Häufig ist es 
aber so, daß etwa das Erlernen lebens­
reuender Maßnahmen am UnfaUon 
nur als eine lästige Begleiterscheinung 
bei der Führerscheinprüfung angese­
hen wird. Die Folge ist leider, daß 

Einer der Gewinner des Sicherheitswettbewerbs haUe die Siegerehrung 
yerpaßt. Er bekam den Preis - ein Kofferradio - anlälUich einer Privatrei­
se in seinen Ueimatort gebracht. V. I. n. r. : Peter van der Will , Sachbearbei­
ter bei der BVS·Landesstelle, und Tochter und Vater Kühne in Warne­
münde. 
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viele Kraftrahrer kein wirlcliches Wis­
sen erwerben, wie man sich bei einem 
Unrall mit Verlewen richtig verhält" 
Sie seien unsicher. Und deshalb käme 
es auch immer wieder \'or, daß Auto­
rahrer einrach an einer Unrallstelle 
vorbeifUhren, an der eigenllich ihre 
HilreleislUng gerorden sei. Sie hällen 
schlicht Anglt, etwas ralsch zu ma­
chen. 

Sakuth: .. Es wäre schön, wenn sich 
der eine oder andere Autorahrer in 
Kürze bei einem Erste-Hilre-Kurs an­
meldet, weil er in der Ausstellung 
gelernt hat. daß man zwar drei Wo­
chen ohne ESloCn und drei Tage ohne 

Wasser, aber nur drei Minuten ohne 
Luft leben kann." 

Er hob darüber hinaus hervor, daß 
die sehr positiv verlaurene Ausstel­
lung vor allem auch den Kontakt unler 
den beleiliglen Organisationen gefOr­
den habe. SakUlh: "Außerdem ist 
deutlich geworden, daß es in diesem 
Bereich ohne Freiwillige. die sich fUr 
die Allgemeinheit engagieren, nicht 
gehl." Um seinen Dank zu unlerstrei­
chen, gab der Innensenator den haupt­
und ehrenamtlichen Mitarbeilerinnen 
und Mitarbeilern nach Abschluß der 
Ausstellung einen Emprang im Ka­
minsaal des Rathauses. 

Gratulation: UVS·Oi rektor Helmut Schuch (re.) überreicht nvs· 
Lnndcsstellenleiter l>iethelm Singer (li.) die Urkunde. 

25jähriges DienstjUbiläum 
Sein 25jähriges Dienstjubiläum 

beging kürzlich der Leiler der BVS­
Landesstelle in Bremen, Diethelm 
Singer. Im Rahmen einer Feierstun­
de bei der Bundeshauptslelle in 
Bonn nahm der Jubilar aus den Hän­
den von BVS-Direktor Helmut 
Schuch seine Urkunde enlgegen. 

Nach jahrelanger ehrenamtlicher 
Tatigkeit fUr den BVS wurde Singer 

"lcltpunltt 
Nott/,IIeln­
Westfalen 

Hagen 

Dank und Anerkennung fUr wolr­
gang Widdra (56). der sein 25jähriges 
Dienstjubiläum reiem konnIe. In einer 
FeierslUnde würdigle Alexaoder 
Krapr, der als Venreler des BVS­
Landesslellenleiters die Dankurkunde 
überreichle, Engagement und Werde­
gang von Wolrgang Widdra. 

im Jahre 1%5 als Hilrssachbearbei­
ter in der Verwaltung der damaligen 
Onsslelle Saarbrücken hauptamtli­
cher Mitarbeiler beim BVS. 1972 
nahm Singer als Fachgebietsleiler 
seinen Dienst bei der BVS-Landes­
stelle in Bremen aur, zu deren kom­
mISsarischem Leilerer 1976beruren 
wurde. Seil 1979 leilet Diethelm 
Singer die Landesstelle in Bremen. 

Der Jubilar, ursprünglich ehrenamt­
lich fUr den Verband tätig, konnIe sich 
bereits in jungen Jahren bewähren: 
Anläßlich der Flutkatastrophe in Ham­
burg im Winler 1%2 gehöneerzu den 
12000 Helrem. Für seinen EinsalZ 
erhielt er eine Dankurkunde des Ham­
burger Senats. 

1%5 machte Wolrgang Widdra sein 
Hobby zum Berur. Er wurde als Fahrer 
und Geräteverwaller der "Fahrbaren 
Ausbildungsslelle" der KreiSSlelle 
Altena eingesIellI. Zweimal erleble er 
umrangreiche Umstrukturierungs­
maßnahmen: Das erste Mal bei der 
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Alexander Krapf (rechts) gratuliert Wolfgang Widdra zum Dit' IISljubi. 
läum. (Foto: Stellen) 

Auflösung der DienSlSlelle Allena, 
zum lweiten Mal, als die DienstSlelle 
Lüdenscheid 1980 mit der Dienstslelle 
Hagen zusammengelegt wurde. Wid­
dra, der sich inzwischen vielrach in 
puncto Selbstschutz weitergebildet 
halle. übernahm in Hagen die Aurgabe 
des Leilers einer .. Fahrbaren Aufldä­
rungs- und AusbildungSlIeIle" 
(FAASt). 

Dem Jubilar gratulienen auch der 
Leiter der Dienststelle Hagen, Kun 
Sielten. und Horst Philipp, Leiler der 
Dienststelle Olpe. 

Körtlinghausen 

Die BVS-Schule Könlinghausen 
halle diesmal weibliche Gäste aus Pa­
derborn, und zwar Ratspolitikerinnen 
ebenso wie Repräsenlanlen der Cari­
tas, der Landfrauen und der kirchli­
chen Krankenhaushi lre. Aur dem Pr0-
gramm, das von der Schulleitung in 
Zusammenarbeit mit der Paderborner 
BVS-DienstSlelle enlwickelt worden 
war, standen Theorie und Praxis zum 
Thema Zivilschutz. 

Am Ende der zweitägigen Veran­
staltung waren sich die Teilnehmerin-

nen einig. daß die m Könlinghausen 
gewonnenen Erfahrungen beslens fUr 
die Arbeit "vor On" geeignet sind. 
Kein Wunder. daß der Wunsch nach 
AnschlußveranSlahungen im j .. eili­
gen Tätigkeitsbereich der Belucherin­
nen geäußert wurde. Inrormationsver­
anstaltungen und Lehrgänge werden 
jedenralls in Zukunft aur dem Pro­
gramm stehen. 

Köln 

Um das Thema ,,Alkohol am Steuer 
- Unfalle im Straßenverkehr' ging es 
bei einer dreitägigen Veranstaltung. 
zu der ein Kölner Unternehmen einge­
laden halte. An dem Programm belei­
liglen sich - neben Venretern der 
Ärzlekammer, des DRK und anderer 
Organisationen - auch dlC Kölner 
BVS-Dienstslel le sowie die Projekt­
gruppe der BVS-Landesslelle. und 
zwar mit Demonstrationen zum The· 
ma "SoronmaBnahmen am Unrallon". 

Die Teilnehmer an diesen Sicher­
heitstagen wurden über die Gerahren 
von Alkohol am Steuer ebenso aurge­
kJän wie über die Möglichkeiten wirk­
samer Hilre am UnralJon. Wie dies im 

Die Tagungsteilnehmerinnen nach den praktischen Übungen. Links Schul ­
leiter KIesper. (Foto: Schröder) 



einzelnen möglich ist, erfuhren die 
Beteiligten anhand praktischer Bei­
spiele. 

Der von sei ten des Kölner Unter­
nehmens fur die Veranstaltungen ver­
antwonl iche Leiter, Quarg, zeigte sich 
mit dem Erfolg der Sicherheitstage 
sehr zufrieden. Er vereinbane an On 
und Stelle weitere Zusammenarbeit 
mit dem BVS. 

Oberhausen 

Industriebetriebe in Duisburg zei­
gen zunehmend Interesse am Aus- und 
Fonbildungsprogramm des BVS , wie 
die Dienststelle Oberhausen mit Ge­
nugtuung feststellen kann. 

So sind zum Beispiel speziell rur ein 
Werk in Duisburg-Hamborn Fonbil­
dungslehrgänge vereinban worden, an 
deren Zustandekommen auch Werks­
arzI und Werkssanitäter beteiligt 
waren. 

Die Lehrgänge, die übrigens sehr 
gut angenommen werden, finden in 
einem eigens daftir zur Verftigung ge­
stellten Raum des Werkes statt . Auch 
die praktischen Übungen sowohl im 
Brandschutz als auch auf dem Gebiet 
der Bergung und des Sanitätsdienstes 
werden im allgemeinen "vor On", das 
heißt im Werk, angeboten. 

BVS-Mitarbeiter Heuer, der die 
Lehrgänge durchfUhn, freut sich über 
das lebhafte Interesse der Teilnehmer. 
Das gute Beispiel, meint er, sollte in 
Duisburg Schule machen . 

Dortmund 

An der 11 . Europäischen Bildungs­
messe "Interschul 90" in den Don-

munder Westfalen-Hallen beteiligte 
sich auch die BVS-Dienststelle mit 
einem attraktiven Stand zum Thema 
,,zivilschutz - mit dem Bürger, rur 
den Bürger". Mehr als 4000 Interes­
senten ließen sich speziell über die 
Aufgaben und Ziele des BVS unter­
richten. Dabei ging es vor allem um 
das umfangreiche Ausbi ldungsange­
bot des Verbandes. 

Auch die BVS-spezifischen Expo­
nate stießen bei den Besuchern , unter 
ihnen Pädagogen, Ausbilder, Trainer, 
Vemeter der Erwachsenenbildung, 
Bildungsfachleute und Verwaltungs­
angehörige, auf große Resonanz. 

IIltluelles aus 
Rltelnland-Pfalz 

Frankenthai 

"Sie schauen so fragend - haben 
Sie schon einmal etwas vom BVS 
gehönT, freundlich geht Arnold 
Raisch am BVS-Ausstellungsstand 
der Frankenthaler Woche auf die Pas­
santen zu. Augenscheinlich hat der 
junge Dienststellenleiter der Dienst­
stelle Ludwigshafen schon ein gewis­
ses Training, Messebesucher anzu­
sprechen. Schnell verwickelt er alt und 
jung in Gespräche, mal über Bevorra­
tung, mal über Feuerlöscher und ab 
und zu auch über Schutzraumbau. 

Von meist ein bis zwei Mitarbeitern 
unterstützt, läßt sich kurz vor Ende der 
Ausstellung auch schon eine kurze 
Bilanz ziehen. Genau wissen die Mit­
arbeiter zu unter.;cheiden, wann wei­
ches Publikum an den Stand kommt. 

.. -_ .. --_ .. -
_ ... - .-

=-:-===-~ 

........... 

Zn den Besuchern des BVS-Standes gehörte auch der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesministerium mr Bildung und Wissenschaft , Dr. 
Norbert Lammert; hier zusammen mit Thomas Spilker. Leiter der Ausstel­
lung, und Dienststellen leiter Erhard Stammberger (v. 1.) . 

Intensive Beratung am BVS-Ausste llungsstand. 

Die Prominenz war natürlich gleich 
zur Ausstellungseröffnung da. Fran­
kenthals Oberbürgenmeister Peter Po­
pitz, begleitet von Staatssekretär Hop­
pe und Dieter FüSSlein, Stellvenreter 
des Oberbürgernleisters von Karl­
Marx-Stadt, schrieben sich nach dem 
Standrundgang ins Gästebuch ein. 

An den anderen Tagen der Woche 
kommen morgens besonders Frauen 
mit viel Zeit. Nach der Mittagspause 
dann geht so langsam der Run los. 
Dann kommen Berufstätige und junge 
Leute, die unbedingt die ganze Messe 
in einer Stunde durchhecheln wollen. 

Und trotzdem nehmen sich immer 
noch genug Leute Zeit rur den Stand 
des BVS . Fast 200 Gespräche täglich 
haben die Mitarbeiter gezählt. Auf die 
eifrig veneilten Werbeschriften hat es 
schon die eine oder andere Resonanz 
gegeben. Eine Schule hat sich zur 
Zusammenarbeit bereitgefunden, und 
viele haben sich die BVS-Adresse ge­
merkt , um mal mit ihrem Freundes­
kreis einen Grundlehrgang zu absol­
vieren. Und, rur die Ludwigshafener 
Crew besonders erfreulich: Ein Aus­
stellungsbesucher fand sich spontan 
zur ehrenamtlichen Mitarbeit im Ver­
band bereit. 

Trier 

Mitte März hatten die Helfervenre­
ter der BVS-Dienststelle im Landesbe­
reich Rheinland-Pfalz Gelegenheit, 
die neu renovierte Dienststelle Trier zu 
bewundern. Aber das war nicht der 
Anlaß zu dieser Zusammenkunft: 
Beim ersten Treffen der Helfervenre­
ter nach der Neuwahl im letzten Jahr 
standen ganz andere Themen auf dem 
programm. 

Neben fonmalen Fragen zur Auf­
wandsentschädigung wurde vor allem 
die Fonbildung der ehrenamtlichen 
Mitarbeiter diskutien. Die Helferver­
treter und Bundeshelfervenreter Jür­
gen Grabke waren sich darüber einig, 
daß Fonbildung erst dann effektiv ist, 
wenn sie auch pädagogisch an den 
Mann bzw. die Frau gebracht wird. 

Else Grosch, Landeshelfervenrete­
rin von Rheinland-Pfalz, war im Kreis 
ihrer Kollegen bei der Tagung auch 
diesmal die einzige Frau - ein Spiegel 
der Struktur der ehrenamtlichen Mitar­
beiter des BVS. Um den Bereich der 
Frauenarbeit und die Gewinnung wei­
terer Helferinnen ging es deshalb auch 
bei diesem Gespräch. 

Landesstellenleiter Hans-Dieter 
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Die UVS-Ifelren crtreter traren sich in Trier, mit dabei auch ßundcshelrer­
\'crtrcler Jürgen Grabke (sitlend, 2. v. !.) 

Awiszu; gab den Helfervertreiern 
auch einige fachliche Tips. Unler an­
derem machle er darauf aufmerksam. 
daß in Rheinland-Pfalz in naher Zu­
kunfl Kalaslrophenmeldungen über 
Videoiexi im driuen Fernsehpro­
gramm des Südweslfunks empfangen 
werden können. 

Koblenz 

Die WinschaflS- und Verbraucher­
messe Koblenz war wieder ein slarker 
Publikumsmagnel. Wie in den vergan­
genen Jahren karnen vie le Besucher. 
auch au; dem weilen Umfeld der Sladl 
Koblenz. Auf der WIVA präsemienen 
sich über 600 AUSSleller. Durch aurak­
li,e Messeneuheilen ergänzl. bol die 
WIVA 90 den Be;uchern Unlerhal­
lung. 

Die BVS-DienslSlelle Koblenz war 
mil der umfangreichen Ausslellung 
.,Zivilschulz - mil dem Bürger. rur 
den Bürge(' venrelen. Die Ausslel­
lung ,eigl die groBe Bedeulung des 
Selbslschulzes in Friedenszeilen. Ge­
rade bei Unfallen. Kalaslrophen und in 
be;onderen NOifallen iSI es die Aufga­
be der Beiroffenen. sich selbsl und 
anderen zu helfen. bis organisiene 
Hilfe eimriffl. 

Bei seinem Rundgang beSläligle der 
Mmlslerpräsidenl von Rheinland­
pfal z. Dr. Carl Ludwig Wagner_ die 

-- --

bedeul\ame Aufgabe des BVS und bal 
den Leiler der DienSislelle Koblenz. 
allen Milarbeilern seine GrüBe zu 
übermiueln und fUr die geleiSiele Ar­
beil zu danken. 

Koblenz 

25 Jahre iSi Johann Graf jelZI beim 
Bundesverband rur den Selbslschulz 
beschäfligl - als Fachmann fUr Öf­
femlichkeil\arbeil und Ausbildung iSi 
er in der DienSislelle Koblenz unenI­
behrlich. 

Als Ausbilder speziell im Behör­
denselbSisch ulz hal er in 25 DienSljah­
ren gUle Komakle zu den Behörden 
gelnüpfl. Bcsonder> bei der POSI iSI er 
gern gesehener Fonbildungsleiler. 

La ndesstellcnlciler Hans- I) ietcr 
A"iszus überreicht Johann Grar die 
Urkunde rur 25 Jahre öffentl icher 
Dienst. (Foto: Neu land) 

Koblenz 

Der Bundespräsidenl hal Kapilän­
leulnam lViiheim Idel das VerdienSi­
kreuz am Bande des VerdienSiordens 
der Bundesrepublik Deulschland ver­
liehen. Die Ehrung erhiell Idel fUr 
seine besonderen VerdienSIe. die er 
sich in Ausübung seiner diensllichen 
Täligkeil erworben haI. 

Daneben iSi Idel auch ehrenamlli­
cher Milarbeiler der BVS-DienslSlelle 
Koblenz. In seiner BVS-Täligkeil 
fUhn er viele SelbslSChUlzlehrgänge 
durch. Auch zur Belreuung der BVS­
AusSleIlungen wird er im Großraum 
Koblenz eingeselzl. Viele Bürger 
konme er dabei umfassend und aus­
fUhrlich über SelbslSChulZ und KalO­
SlrophenlChulz informieren. Seil Sep­
lernber 1989 iSildel auch Helfe"enre­
ler bei der BVS-Dienslslelle Koblenz. 

Saar/and­
Rundsc"au 

Saarlouis 

"Wer über 25 Jahre fUr andere eh­
reoamllich gearbeilei hai , verdienl den 
Respekl aller." JelZI ehne der BVS 
zwei langjährige Milarbeiler der 
DienslSlelle Saarbrücken. DienslSlel­
lenleiler Franz Kuhn verabschiedeIe in 
Venrelung fUr den verhindenen Lan­
desSlellenleiler Scheffler Georg IVeil­
ner aus IVallerfangen und Emil Rupp 
aus Ensdorf. 

Kuhn bedauene. daß mil dem Aus­
scheiden der beiden Helfer dem BVS 
bewähne Männer verloren gingen. 
Beide häuen sich mehr als ein Vienel­
jahrhunden in den Diensl des Verban­
des geslelll und SielS Engagemenl be­
wie~n, 

Emil Rupp lral 1962 dem Verband 
bei und wurde 1970 BeauflIagler des 
BVS. In allen den SelbSischulZ belref­
fenden Fragen war er der Ansprech­
partner in seiner Heimalgemeinde. Im 
Laufe seiner 28jährigen Täligkeil hal 

er \ iele Lehrgänge organisien und ge­
leilel. 

Georg IVeimer kam 1964 zum BVS 
und nahm ebenfalb die Funklion eine; 
BeauflIaglen wahr. Auch er war jeder­
zeil kompelenler Ansprechpanner. 

DienSislellenleiler Kuhn wünschlC 
den beiden zum Abschied einen Ruhe­
sland in gUlerGesundheil. Zur Erinne­
rung emiellen sie eine Dankesurkunde 
und eine Ehrengabe der LandesSIeIle. 
Im Namen aller Helfer dankle auch 
Helfervenrelerin lrene leICh den bei­
den und übenreichle ein Abschiedsge­
schenk. 

Südwest a!tmell 
Neuhausen a. d. Fildern 

Es sei zwar unpopulär, von Gefah­
ren zu sprechen. doch es sei nach wie 
vor wichlig. der Öffenllichkeil bew uBI 
zu machen. daß es auBer den Gefahren 
im Haus. auf den Straßen und an den 
Arbeilsplälzen zusälzliche Gefahren 
gibl. Bei einer Aussprache mil BVS­
DienSiSIellenleiiern aus dem Landes­
sIelIenbereich Baden-IVünlemberg 
unierstrich MdB Dr. Laufs in der Ka­
IaSirophenschUlzschule des Landes in 
Neuhausen auf den Fildern die Bedeu­
IUng des BVS: "Es wäre lörichl, aus 
einem GefUhl der Euphorie und Frie­
denssehnsuchl heraus zu sagen. es ge­
be nichIS mehr, was geschülzi werden 
müsse", er~läne er. 

Zu dem Gespräch haue BVS-Lan­
desSiellenleiler Wolfgang Raach ein­
geladen. Nach Kurz'onrä~en. die 
dem Abgeordnelen einen Uberblick 
über die umfangreichen Akliviiälen 
des BVS vormillehen, sagle Dr_ Laufs 
zu, sich aufgeworfenen Fragen anzu­
nehmen. 

Der Leiler der Kalaslrophenschulz­
schule, Hans-Jürgen Kuhn, benulzle 
den Besuch von Dr. Laufs. um ihm die 
Aufgabe der Schule und die mil der 
Unlerbringung von DDR-Übersied­
lern im Zusammenhang SIehenden 
Probleme vorzulragen. 

Ileim offiziellen l\I esseru ndga ng: Minisltrpräsident Dr. Wügner (zweil er Bei der Verabschiedung: Emil Kupp . Irene Lcsch, Georg Weitner und 
von links) im G~präch mit DienslSlcllcnleiler Neuland (links). Woto: Frey) Franz Kuh" (v . I.). Wolo: goi ) 
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Technisches Hilfswerk 
Hamburg 

Der Arbeitskreis 
THW6 

Hamburg. Zur Stärkung des ehren­
amtlichen Engagements und zur Ent­
bürokratisierung des THW stellte im 
Jahr 1983 eine Prüfgruppe des Bun­
desminister.; des Innern eingehende 
Unte"uchungen an. Zum Teil bestä­
tigte dann der mehr als 230 Seiten 
umfassende Prülbericht bereits er­
kannte und in Angriff genommene 
Mängel. Viele der Beanstandungen 
führten aber unmittelbar zu Neuerun­
gen in der Organisation des THW. 
Eine dieser damaligen Neuerungen 
und ihr Werdegang in den letzten Jah­
ren soll nun hier dargestellt werden. 

So sind im THW unter anderem 
Arbeitskreise bei der THW-Leitung 
gegründet worden. Jedem der sechs 
Referate wurde ein solcher Arbeits­
kreis zugeordnet. Der Arbeitskreis 6, 
dessen Arbeit im folgenden näher be­
schrieben wird, ist beim Referat THW 
6 - Haushalt und Liegenschaften -
angesiedelt. 

Leiter des Arbeitskreises ist der je­
weilige Referatsleiter - das war zu 
Beginn der heutige Direktor des 
THW, Gerd Jürgen Henkel, und ist 
seit 1986 Ho"t Junga als dessen ach­
folger im Referat. Mitglieder des Ar­
beitskreis~s sind Hans-Albert Lossen. 
THW-Landesbeauftragter fiir Hessen, 
Bernd Braun, Hauptsachgebietsleiter 
Verwaltung beim THW-Landesver­
band Baden-Wüntemberg. und aus 
dem ehrenamtlichen Bereich zwei 
THW-Ortsbeauftragte, nämlich Gott­
fried Ohly aus Nordhorn sowie Dieter 
Buch aus Hamburg-Altona. Mitglie­
der des Arbeitskreises waren des wei­
teren Peter Merck, der dem Arbeits­
kreis aufgrund seines starken Engage­
ments als Bundessprecher des THW 
und der hiernlit verbundenen zahlrei­
chen Aufgaben seit dem Jahr 1989 nur 
noch als gelegentliCher "Gastteilneh­
mer" angehören will, sowie der im 
Jahr 1988 ve"torbene Landesbeauf­
tragte des Saarlandes, Günter Faß. Zur 
Unte"tützung des Arbeitskreises ge­
hört zudem jeweils ein Referent des 
Referates THW 6, zunächst Hans-Joa-

chim Gerber. zur Zeit Marlies Hillen­
kamp-Hahn. dem Arbeitskreis an. 

Seit der Gründung im November 
1985 hat der Arbeitskreis 14mal ge­
tagt, jeweils fUr zwei Tage. Die Auf­
gabenpalette des Arbeitskreises war 
und ist groß: Eine neue Musterraum­
bedarfsplanung, die die Raum- und 
Grundstücksgrößen fUr Drtsverbands­
Unterkünfte und GeschäftsfUhrer­
Dienststellen festlegt. war zu e"tel­
len, das Konzept einer neuen Muster­
planung wurde in Zusammenarbeit mit 
dem Staatsbauamt Friedberg erarbei­
tet, eine Vielzahl von Themen in den 
Bereichen Haushalt und Liegenschaf­
len wurden erönert, um nur die we· 
sent lichsten Arbeitsbereiche zu skiz· 
zieren. 

Der Arbeitskreis ging zunächst als 
Schwerpunkt die Novellierung der als 
unzulänglich empfundenen Muster­
raumbedarfsplanung fUr THW-Unter­
~ünfte an. Da mehrere Mitglieder des 
Arbeitskreises aus dem Baufach stam­
men, konnte der Arbeitskreis aus sich 
heraus Planungen entwickeln. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, daß 
Mitte 1988 ein neuer Musterraumbe­
darfsplan aufgestellt. verabschiedet 
und - was besonde" wichtig ist -
von den zuMändigen Ministern des 
Innern. Bau und Finanzen genehmigt. 
beziehungsweise gebilligt wurde. S<r 
mit kann nun der verbesserte Bedarfs­
plan fUr alle Neu-, Um- und Erweite­
rungsbauten sowie Anmietungen der 
THW-Ortsverbände einschließlich der 
GeschäftsfUhrer-Dienststellen .nge­
wandt werden. 

Im Zusammenhang mit der neuen 
Musterraumbedarfsplanung befaßte 
der Arbeitskreis sich zudem mit der 
neuen Musterplanung fUr THW-Un­
terkünfte. Der Arbeitskreis e"tellte 
ein Planungskonzept, in dem die Kri­
tik Ehrenamtlicher an den bisherigen 
Musterplanungen berücksichtigt wur­
de. Die aufgrund dieses Konzeptes 
vom Staatsbauamt Friedberg e"tellte 
Musterplanung liegt zur Zeit dem 
Bundesminister des Innern vor, mit 
der Bitte, die baufachliche Genehmi­
gung zu erwirken. 

Verbesserungen gegenüber der al­
ten Planung werden dadurch erreicht, 
daß bei stärkerer Dachneigung, unter 
Beibehaltung der überbauten Räche. 
das Dachgeschoß mitgenutzt werden 
kann. Dadurch kann die nutzbare Rä­
che je nach Unterkunftstyp um circa 

30 Prozent vergrößert werden, bei K<r 
stensteigerungen von lediglich circa 
10 bis 15 Prozent. Hinzu kommt eine 
nicht angerechnete Flächenresef\e 
von etwa einem Drittel der utzfläche 
des Dachgeschosses. Außerdem sieht 
diese Bauform durch die steilere 
Dachform ansprechender aus und läßt 
sich besser in Ortslagen einpassen. 

Gleichzeitig wurden die Garagen 
genormt (Standardbo,en) und Räume 
fUr die Feldküche. Material- und Be­
triebsstofflagerung sowie das Ber­
gungsrJumgerät berücksichtigt. Au­
ßerdem wird die Anbringung eines 
Schleppdaches am Garagengebäude 
planerisch vorgesehen. Hiermit kön­
nen sich die Ortsverbände in Eigenhil­
fe eine überdachte Lagerfläche fUr 
Material oder ähnliches schaffen . So 
ist insgesamt eine deutliche Verbesse­
rung erreicht ",orden. 

Der Arbeitskreis hofft. hier im Sin-

Bremen 

Gemeinsame 
Ausbildung im 

Fernmeldedienst 

Bremen. Die langjährige gute Zu­
sammenarbeit der Fernmeldezüge aus 
den THW-Landesverbänden Bremen. 
Berlin und Niede"achsen fUhne An­
fang März wieder zu einer gemeinsa-

f) 1 
ne des THW gute Arbeit geleistet zu 
haben und wartet auf die Genehmi­
gung der Musterplanung durch den 
Bundesminister fUr Bauwesen und die 
e"te Umsetzung der neuen Planungs­
grundlagen. In Hamburg wird dies fUr 
den Neubau des Bezirksverbandes 
Harburg anzustreben sein. 

Nach Abschluß dieser Aufgabe hat 
sich der Arbeitskreis 6 neben der stän­
digen Begleitung der Haushalts- und 
Finanzplanung des Themas .. Haus­
haltswesen" angenommen. Darüber 
hinaus arbeitet der Arbeitskreis bereits 
an der Aufstellung eines Verwaltungs­
handbuches fUr das THW. DafUr wer­
den alle Rundschreiben des THW 
durchfo"lel. entbehrliche gestrichen 
und die verbleibenden im Sachregister 
und Stichwortverzeichnis fUr den An­
wender über.;chaubar und handlich ge­
macht. Darüber wird später berichtet. 

D. B. 

men Fonbildungsveranstaltung fUr die 
Fm-ZugfUhrer. 

Ausrichter war der THW-Landes­
verband Bremen. als Tagungsort wur­
de ein Schullandheim in Eggestedt 
gewählt. Das Thema .,Femmeldever­
bindungen einer Technischen Einsatz­
leitung bei einer Großschadenslage" 
wurde von Dieter Diedrich, Fachbera­
ter Fernmeldedienst und ZugfUhrer 
des 4. Fernmeldezuges im Landkreis 
Hannover, mit 400 Stunden Vorberei­
tungszeit erarbeitet. 

Nach der Anreise am Freitag abend 
und einem gemeinsamen Abendbrot 

Dieter Diedrich leitete drei Tüge die Fortbildung der Fernmelde·Zugmhrer. 
(Folo: KardeI) 
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~urde. aufbauend auf die vorjährige 
Fonbildung .. Femmcldebefehlsge· 
bung". mit der Einfuhrung in dil'> Plan· 
spiel begonnen. 

Am Samslag morgen dann das Plan­
spiel. Ein Schaden in emer Industrie­
anlage wird m der Anfang,phase Ion 
der Werkfeuerwchr und der önllchen 
Frei"illigen Feuerwehr bekampft. 
Dureh die Ausbreitung der Schäden 
werden immer mehr Einheiten. insbe­
sondere deI' Katil'>trophenschutzes. 
eingesetzt. Während in der Anfangs­
phase noch die Sprechfunherbindung 
zur Leil\lelie ausreichend iSI. müssen 
bei der immer größer .. rdenden Scha­
denslage auch die Fernmeldeverbin­
dungen angeraßt "erden. 

Der EinsalzleIter ,or On iSI auf die 
Zusammenarbeit mit dem Fernmelder 
angewiesen. Dieser ist nun dem Ein­
satzleiter fur den Femmeldeeinsalz an 
der Schaden\\telle unterMeIlt. Dabei 
lind die "enigen zur Verfügung Sle­
henden Sprechfunk kanäle Im 2m- und 
4m-Band so auszunutzen. daß alle 
Fachdienste mit ihrem Bedarf befrie­
digl ~erden . Da. wo kein Sprechfunk 
benöllgl wird oder nOlwendig ist. müs­
sen Fernsprechverbindungen ausge­
nulzl oder gebaut \lerden. 

Diesel linnl'oll. schnell und ausrei­
chend zu planen. war u. a. das Ziel 
dieser Fonbildungsveranstaltung. "0-

bei den Teilnehmern das Handwerks­
zeug zum Planen des Femmeldeein­
salZes ICh~e'l'unktmäßig ICmlinelt 
~urde . Aber auch die Femmeldebe­
fehlsgebung mlnels lorbereiteter Un­
terlagen "urde in Teamarbeit ~eiter 
lenIOft. Die lorberelteten Einsatzun­
terlagen dienten zum schnelleren Zu­
standekommen von Einsatzbefehlen. 

Am Sonntag mittag nach der allge­
memen AUllprache \lurde der lehr­
gang beendet. Der THIV-Landesbe­
auftragte für Bremen. Günther Hilde­
brandt. dankte allen Teilnehmern für 
das Inlerme und wünschle eine gute 
Heimreise. J. K. 

Niedersachsen 

Arbeitstagung mit 
DDR-Zivilschützern 

HeiligensladtlDDR . .. Den lVi lien 
zu helfen haben wir schon. doch es 
fehlt uns an vielem." Mit diesen Wor­
ten drüdle ein Führungsmitglied des 
Zi,ilschut7.e, HeilIgenstadt aus. "as 
ihn und \eine Kamernden zur Zeit 

Intcn!SSicrt nehmen die Zh'ilschiitzcr IIUS der DOR das O~IF in Augen­
schein . (Foto: Aue) 

be\\egt. So .. ndte SICh der Rat des 
Kreises Heiligenltadl an das THW mit 
der Bine um Untel\tützung bei der 

eUltrukturierung del donigen Zivil­
schutze, und dem Aufbau einer dem 
THW ähnlichen Katastrophenschutz­
einheit. 

achdem bereits vier Vorgespräche 
erfolgt ~aren. liefen e~te konkrete 
Maßnahmen an. Unter der Leitung des 
amtierenden Stelllenreleß des VOßit­
zenden für Inneres del Rates de; Krei­
ses Heiligenstadt. Bemhard Klinge­
biel. sowie dem THW-Geschäftsfüh­
rer für Göningen. Klaus Riner. trnfen 
sich der Stabschef del ZiVilschutze,. 
Gunter Vogt. so~ ie Führunglkader 
deI Zivilschulzes und THW·Füh­
runglkfJfte aUI Göuingen. Giebolde­
hausen. onheim und Neu-Eichen­
berg zu einer zweilägigen Arbeitsta­
gung in HeiligenSlad!. Ziel der Vernn­
'tahung war es. den DDR-Kollegen 
Konzeption und Struktur der Bunde;­
a",tah TechniIChes Hilf,werk vorzu­
stellen sowie einen Einblick in die 
AusstaUung des THIV zu geben. 

Klingebiel d37u: .. Im Augenblid 
leben \I, ir in einer Grauzone - ohne 
genaue rechtliche Grundlage und ohne 
eigene AusruSlung." Bislang ist der 
DDR-ZiVilschulz - bi, Januar noch 
ZlVil,eneidigung - in den Belrieben 
organisien. Sämtliche Fahrzeuge und 
Geräte sind Arbeitsmittel der Betrie­
be. die in einem Schadensfall aus der 
betrieblichen Produktion abgezogen 
~erden müs",n und darüber hmaul' 
.. im Durchschniu übernhen" Sind. 
Entsprechend lind jetzllnni"i'en des 
Rates sowie deI ZivilschutzCI ange­
laufen. diese Talsohle mil Hilfe süd­
niedersächsischer und nordhmischer 
THW-Verbände LU überbrücken . Die­
sel soll durch eine liefgreifende Neu­
konzeption so~ ie durch die technische 
Ausbildung 'on DDR-ZivilIChützern 
so~ ie THIV-Kr'dften und an den Fahr-

zeugen und Geräten des THW reali­
\iert werden. 

Zu diesem Z~cck crläutenen Ritter 
und dlC milgereisten Führungslräfte 
Siruktur und Aufgaben ihrer Organ"a­
hon gegenüber den rund 35 Führungs­
kräften aus der DDR. Danach Irnfen 
ein THW-Bergunglzug und das De­
kontaminations-Mehrzweckfahrzeug 
(DMF) des THW Göuingen in Heili­
genstadt ein. Hier hauen die Füh­
runglkader eine e~te Gelegenheit. 
sich mit der technischen AusstaUung 
des THW lenrnut zu machen und 
Fachge'pr'Jche zu fUhren. 

AIICI in allem kommen auf das 
TIIIV und den Zivilschutz vielfahige 
Aufgaben zu. doch sind alle Beteilig­
len m ihrer Einschätzung der künftigen 
Zusammenarbeit durchaus sehr opti­
n",tlsch und erhoffen sich Ion dieser 
billang einmaligen Aktion auch Si­
gnalwirkung für die anderen Kreise 
der DDR. M. A. 

THW baut 
Wasserleitung 

in der DDR 

WolrenbüUcl. In der Nachl der 
Grenzöffnung. am 11. NOlember 
1989. ~ar der e~te Einsatz eines 
Bergungsräumgeräte, auf DDR-Ge­
biet m Eckenal-Stapelburg noch eine 
echte Sensation. Für Räumgerätefah­
rer Jürgen Breuhauer vom THW-Oll>­
lerband Wolfenbüuel - vor gut einem 
Jahr noch in Armenien im Einsatz -
1St die Arbeit in der DDR zwischen­
zeitlich zur Routine geworden. 

Unter der Leitung von Onsbeauf­
tragtem Karl-Heinz Markmann sind er 
und weitere 20 Wolfenbütteler Kame­
raden seit Anfang März an den Wo­
chenenden in Rhoden. in der Nähe 'on 
Halberstadt. tätig. um rund 1500 Me-
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ter e"er über drei Kilometer langen 
Wasser- und Abwißserieuung LU \Cf­

legen. 
~5 Jahre nach dem Krieg ist das 

600- eelen-Dorf noch immer ohne 
Kanalisation und schöpft sem Wasser 
aus Pompen und Brunnen . Die etwa 80 
Hausanschlüsse ~ urden 'on den Be­
~ohnem zwar selbst gelegt. aber es 
war in der DDR keine Firn" zu be­
kommen. ~elche die Rohre in die 
Strnße brachte. Dureh die Hilfe des 
THW. so hofft man. soll sich die 
Situation nun bald ändern. 

Für Henning Tischler. den Bürger­
meister I'on Rhoden. iSI besonders die 
gute technische Ausstattung des Ons­
semandes entICheidend ... Die Verle­
gung\3rbeiten .. aren zwar auch ohne 
die Hilfe aus Wolfenbuuel ange lau­
fen. aber ohne die enorme Schlagkrnft 
de; Technischen Hilfswerkes wäre al­
le; nicht SO schnell gegangen". lobt 

lI elfer d('S T II \\ -OrtsHrbandes 
\\ olrcnbüll cl auf ihrer \\ ochcnend­
Rau!tIt'Uc in der DDR. (FOIO: Gralle) 

der Bürgem",i,ter den THW-Einsatz. 
der aus Miueln des Bundesinnenmini­
steß finanzien wird. Ob allerdings die 
Wil'>serleitung - wie erhofft - bis zur 
75ü-Jahr-Feier Ion Rhoden im Juni 
des Jahres in Betrieb sein wird. darf 
angClichlS des Umfangs der Arbeiten 
bez .. ifelt ~erden . R. B. 

Orkaneinsätze 
in Niedersachsen 

Hanno,.r. Die orkananigen Stür­
me Ende Januar und Ende Februar 
1990 haben zu Großcinsätzen des 
Technischen Hilfswerke; Niedcrsach­
sen gefühn. Zur Unteßtützung der 
Feuef\\ehren waren 34 Onsverbünde 
mit 770 Helfern und über 100 Fahrzeu­
gen im Einsatz. Hauptsächlich wurden 
umgesturzle Bäume beseitigt. Dach­
lrummer weggeräuml sowie Strnßen 



und Bahngleise wieder befahrbar ge­
machl. Insgesamt leisteten die Helfer 
rund 4500 EinsatlStunden. Der vor­
läufig letzte Orkan dieses Jahres, 
"Wiebke", richtete Anfang März be­
sonders schwere Schäden in Hessen 
und Bayern an - Niedersachsen kam 
relativ glimpfl ich davon. R. B. 

Verabschiedung 
eines verdienten 

Kameraden 

Salzgitter. Nach ftinfzehnjährigem 
Wirken als THW-Kreis- und Ortsbe­
auftragter ftir Salzgitter sowie achtjäh­
riger Tätigkeit als Landessprecher für 
Niedersachsen trat Will i Kunze im 
April dieses Jahres wegen Erreichens 
der Altersgrenze und aus Gesundheits­
gründen von seinen Ehrenämtern zu­
rück. Zu seiner offiziellen Verabschie­
dung waren unter anderem Ministe­
rialrat Dr. Konrad Ammerrnüller, 
BMI , sowie THW-Direktor Gerd Jür­
gen Henkel und Bundessprecher Kon­
sul Peter Merck erschienen. Insgesamt 
nahmen mehr als 100 Gäste. darunter 
auch zwei Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehr Gotha/DDR, an der Veran­
staltung teil. 

Durch Verleihung des THW -Ehren­
zeichens in Gold ehrte THW-Direktor 
Henkel mit Kunze einen Mann, der 
sich seit 1%5 auch als ehrenamtlicher 
BVS-Mitarbeiter dem Gedankengut 
des Zivil- und Katastrophenschutzes 
verschrieben haI. Von der Gründung 
an wirkte Kunze zudem im Arbeits­
kreis I mit. dessen Mitglieder ihn nun 
zum Ehrenmitglied ernannten. 

Zukünftig wird ein bronzener Adler 
den Vorgarten der Familie Kunze zie­
ren. Bundessprecher Peter Merck 
überreichte ihn - in Form eines Fotos. 
das Original war noch unterwegs -

seinem Kameraden im Bundesaus­
schuß. Willi Kunze versprach, sich 
nicht aufs Altenteil zurückzuziehen, 
sondern "dem THW auch wei terhin 
mit Rat und Tat zur Seite zu stehen". 

Das ausgezeichnete Verhältnis des 
THW zu dem für den Brand- und 
Katastrophenschutz zuständigen 
Brandoberrat und ehrenamtlichen 
Kreisbrandmeister Rudolf Münch 
wurde durch die Einbindung des THW 
in die alltägliche Gefahrenabwehr 
deutlich. Da das THW in Münch zu­
dem zu allen Zeiten einen Freund und 
Förderer gefunden hat. verlieh ihm 
Bundesinnenminister Dr. Schäuble 
das THW-Ehrenzeichen in Si lber, 
übergeben von Ministerialrat Dr. Am­
merrnü ller. R. B. 

Kontaktbeamte 
informiert 

Hannover. 55 Kontaktbeamte der 
niedersächsischen Landeshauptstadt 
wurden Mitte März 1990 ausftihrl ich 
über das Technische Hilfswerk infor­
miert. In zwei zweistündigen Veran­
staltungen konnte den Beamten so-

wohl theoretisches Wissen vernlittelt 
als auch praktischer Anschauungsun­
terricht gegeben werden. 

Nach einem Einftihrungsreferat von 
THW-Sachgebietsleiter Reiner Bor­
mann und der Vorführung des Fi lms 
.. Übung macht den Helfet", stand 
Onsbeauftragter Franz Ligowski 
(Ronnenberg) den Polizisten zur Erör­
terung von Fragen der praktischen Zu­
sammenarbeit mit dem THW zur Ver­
fUgung. 

Abschließend konnte ein Geräte­
kraftwagen in Augenschein genom­
men werden. Die Erläuterungen von 
OB Ligowski und GKW-Fahrer Hage­
dorn wurden dabei interessiert zur 
Kenntnis genommen. R. B. 

Baden-Württemberg 

IJ 
Hilfsprojekt Medias 

erfolgreich 
PCorzheim. Über 3200 Kilometer 

haben zehn Fahrzeuge des THW. ein 
Lastzug der Johanniter-Unfall-Hilfe 

OB Ligowski erläutert den Kontaktbeamlcil die Ausstattungdes GK W. 
(Foto: ßormann) 

und ein Kleinbus des Diakonischen 
Werkes zurückgelegt, um humanitäre 
Hilfe in Rumänien zu leisten. 

Lebensmittel, Waschmittel, Medi­
kamente und mehrere hunden Säcke 
mit Kleidung und Schuhen veneil ten 
die Helfer direkt über Bürgermeister 
und Pfarrer im Bezirk Medias an die 
rumänische Bevölkerung. Damit wur­
den erstmals Hilfsgüter flächendek­
kend über die önlich vorhandenen 
EinriChtungen veneill. Dieser Weg, 
von der Diakonie vorbereitet, ftihne 
zum Erfolg der Aktion. 

Bewährt hat sich dabei die Venei­
lung mit geländegängigen Fahrzeu-

Die beiden Geehrten bei der Ansprache von THW-Direktor Henkel: Willi gen, da in den Dörfern nur unbefeslig-
Kunze (rechts) und RudolfMünch mit ihren Eherrauen. (Foto: Bormann) te Straßen zur Verfugung stehen. Die 

Mit Gabelstaplern unterstü tzl die 
rumänische Be\'ölkerung das THW 
beim Abladen. (Foto: Winterfeldt) 

3200 Kilometer lange Reise wurde, 
trotl der Belißtungen von Fahrern und 
Fahrzeugen, ohne jegliche Zwischen­
ralle bewältigt. 

Die überwiegend jungen Helfer von 
THW und Diakonie waren der Über­
zeugung, daß die humanitäre Hilfe 
erforderlich war und die Menschen, 
die sie benötigen, auch erreicht hai. 

F. IV. 

Auch dasTHW 
präsentiert sich 
beim Deutschen 
Feuerwehrtag 

Friedrichsharen. Im Juni 1990 
können Fachleute und interessierte 
Bürger in Friedrichshafen erleben, wie 
sich Aufgaben. Technik und Einsatz­
fom"n im Brandschutz, Rettungswe­
sen und in der Katastrophenhilfe ver­
ändem. Im Rahmen des 26. Deutschen 
Feuerwehrtages findet auf dem Messe­
gelände Friedrichshafen eine Interna­
tionale Fachausstellung zu diesem 
Thema statt. 

Von dieser Veranstaltung werden 
wegweisende Impulse für die Ent­
wicklung der Hilfsorganisationen für 
die nächste Dekade erwartet. Die Aus­
stellung dauen vom 14. bis 19. Juni 
1990 und informien umfassend über 
die neuesten Geräte, Systeme und 
Techniken. 

Zu dieser internationalen Veranstal­
tung werden rund 100000 Besucher 
erwanet, über 180 Aussteller aus sie­
ben Ländern haben ihre Teilnahme 
bereits zugesagt. 

Auf rund 60000 m' Ausstellungs­
fläche zeigen Unternehmen der Win­
schaft und die Hilfsorganisationen 
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semer Ein<.älze gehön er zu den erfah· 
renllen Sprengberechliglen. Als Mann 
der erslen SlUnde gehört er auch im 
HulN:hmuberein"'lz zu den "Profis". 
die Ihre Erfahrungen mil embringen 
und deren Ral gefragl iq. 

Egal, ob Einstilze genogen .. erden 
oder mchl. alljährlich iq mmdeSiens 
eine Übung lorgesehrieben. der Nach· 
",uchl • ird aUlgebildel. 

So fand auf dem Krollenkopf bei 
MIllenwaid eine Übung - ,erbunden 
mil einem Lehrgang - slall. an dem 
13 ausgebi ldeie und angehende THW· 
Hub\Chrauber·Sprengberechligle des 
Landellerbandes Ba)ern leilnahmen. 

dig bei der Bn'anz des Handwe"s. 
Sicherheil ill alierobeNe\ Gebol. 

Die Sprengsillze beliehen aus einem 
langen Papprohr. an dessen unlerem 
Ende ein Ipuzer Holzpnocl befesligl 
iSl, der nach dem Absenken im Schnee 
Slecken bleibt. Am anderen Ende des 
Rohr. • ird die Ladung \Cfschnün und 
mil Klebeband lUsälZlich gesichen. 
Die Lunle mil der Zündkapsel sleckl 
im Pul,er. Feslgelegl iSi auch die Slär· 
keder Rcepschnur. mil der die Ladung 
befelligl und uber eine Rolle 'om 
"Galgen" im lI ubschrnuber abgelas· 
~n 'Wird. 

":in Blick uur dlls Messegelände. Dahinter die schmucke Stadt Fricdrichsha­
ren und das o,sch" äbische Ml'f:r"'. 

Die Sprengberechliglen rur die\C 
Spelialaufgabe kamen aus den ober· 
ba)ensehen und schwäbiIChen Orts· 
,erbanden Traunreul. Rosenheim. 
Mle,bach. Gannisch·Partenkirchen 
lOI>ie Fülsen und Kemplen. Diese 
haben in ihren Reihen ausgebildeie 
HulN:hmuber·Sprengberechligle. 

Sicbenlllal Ilog die Luflwaffen· 
mannsehafl. Gurllher Zimmer. Dieler 
Rösch und Alfred Rumpf. Z.eier· 
leaml deI THW an die Sprengslellen. 
Die neun Sprengberechliglen der Al· 
penlelle Ion TrdunreUi bis Lindau -
die Gruppe Berchlesgaden 1<1 ersl im 
Aufbau - ublen ohne . .Aufllchl". bei 
den "Lehrlmgen" war Ausbi ldungslei· 
ler Udo Schmldl. Sachgeblelsleiler 
deI THW Bayern, dabei . Zu den Aus· 
zublldenden gehone auch Lehrgangs· 
leiler Karl Kreuser von der Kal3\lfO­
phenschUlzschule Gerelsried. 

modeme Technologie und Sicher· 
heilslechnik 

Auch die Bundcsan;lall Techni· 
sches Hilfl.erl iSI beim Feue",ehr· 
IlIg dabei . Das THW Baden·Wümem· 
berg prolSCnllen als ideeller Aus\leller 
einen QueN:hmll der Ein"'lZmöglich· 
keilen. Vom BergungsrJumgeräl bis 
zur Tnnk"'3\scr·AulbereilUngsanla· 
ge, vom In;landselzungsdienSi bil 
zum Femmeldezug • ird die ganze 
Bandbreile des THW gezeigl. Die 
THW·Präsenialion siehl unler dem 
MOllo: Helfen - mil Technik und 
Versland. 

Ein Be,uch dieser wIchligen und 
allrakl"en Veranllahung lohnl sich -
und der Bodensee 151 Immer eine Reise 
"'en. G.S. 

Bayern 

IJ 
Sprengen - einmal 

anders 

Millenllald. ichl nur bei Kala· 
slrophen smd die THW·Männer alliv. 
ein groBer Teil ihrer Albeil gill dem 
lolbeugenden KalaslrophenlchulZ: 
gegen Hochwasser. rur aHgemeine Si· 
cherheil und - in den Alpen - gegen 
drohende La. inen. 

Seil 1977 be>Chäfligl SIch das THW 
damll. Schneefelder abZU\prengen. 
um Gefahr ,on Menschen abzu .. en· 
den. Nichl überall reichl aber die 
Sprengllllnge aUI oder können 
Sprengbahnen gebaul "erden, dann 
müssen drohende Schncem3\sen vom 
Hubsehrauber aus abgesprengl "'er· 
den. Seil 1983 bi ldel das THW rur 
diesen Einlalzbereich Sprengberech· 
ligle aus. 

Sprengberechtigler Hans Hromei., 
beim AnknÜIJren der L:ldun~ 1I n die 
Rcepschnur des o'c;algensoo im Hub­
schrauber. 

Von Anfang an 151 Hans Bmmbe" 
,om Lindauer I HW mil dabei. Wegen 

.. 

Drei .eilere Berechligle befanden 
lieh noch in der speziellen Ausbil· 
dung, ,ie kamen aUI Wolfmlshausen 
und Somhofen lO.ie Ion der Kala· 
IlrophenschUlzlChule Bayern. 

Vom Landeplalz bei der Bundes· 
wehr·Ausbildunglkaserne Millenwald 
nog der Luflwaffen·Hubschrnuber die 
THW·Crew. drei Mann der Gewelbe· 
aufsichl und Freunde der Bergwachl in 
... ier Aügen zum Einsatzort an der 
knapp 2001 Meier hoch gelegenen 
KrolienkopllJUlie. 

Mil dem Ge.crbeaufsichl",nll 
Munchen·Land all AufsichlSbehörde 
• "d alles abge,pmchen und feslge. 
legl: die Beschaffenheil des Malenal" 
Menge del SprengslOffs und qua.li je. 
der Handgriff. Dies iSI auch nOI"en· 

Im Aillag der THW·Helfer iSI es 
sicher eine" illkommene Abwechs· 
lung, vieHeichl auch el"35 Aufregen· 
deI. einmal den Boden unler den Fü· 
Ben zu verlieren und Einstilze mil dem 
Hub\Chrnuber zu niegen. BIS dahin i51 
es aber ein "eller Weg. Viele Lehr· 
gänge smd notwendig. um zunächsi 
die Berechligung zum Sprengberech· 
tiglen som Boden aus zu erlangen. ersl 
dann darf man auch in die Lufl. 

eben ",ilcrcn Lehrgängen rur die 
Theone lind drei Rüge als Helfer 
nOlwendlg. zwei weilere als .. ersler 

..,. , 
Am .. Gu lgenoo dC'li Ilubschraubcrs hiingt die Sprengladung mit dem Holzpnock, der nach dem Ausklinken im Schnee 
sieckenbleibl , damit die SprclIJ.:"irkuIIJ: erfolgreich h l. ( l-'oIOS: Urbanlyk) 
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Mann", aber unter Aufsieh!. Er;t 
dann, wenn man die Prüfung bestan­
den hat, darf man sich .. Sprengberech­
tigter vom Hubschrauberaus" nennen. 

Keine Ruhe 
für das THW 

M.U. 

München. SO der 116 bayerischen 
THW-Onsvcrbände waren in der Zeit 
vom 26. Februar bis zum 3. März 1990 
mit 1976 Helferinnen und Helfern und 
371 Kraftfahrzeugen 30 315 Stunden 
im Orkaneinsatz. 

Am 26. Januar knickte der erste 
Sturm zahlreiche Bäume in Oberfran­
ken im Raum Hof-Kronach-Coburg 
wie Streichhölzer. Bei Windltärke 10. 
mit Windgeschwindigkeiten bis 100 
km/Stunde rissen entwurzelte Bäume 
auch Strom leitungen ab. Davon waren 
besonders die Landkreise Coburg und 
Kronach betroffen. In einigen Ge­
meinden kam es zu Stromausfallen. 
Auch in Hof wütete der Sturm. Sogar 
die Autobahn mußte wegen der Gefahr 
umstürzender Bäume zwischen Ru­
dolphstein und der Ausfahn Naila von 
der Polizei zeitweise gespem werden. 

Mehrere oberfränkische THW­
Onsverbände, darunter Hof, Coburg 
und Kronach, waren zusammen mit 
Feuernehr und Polizei in dieser Zeit 
im Einsatz. Der Sachschaden dieser 
Sturmnacht ging in die Millionen. 

Der (h1(an heißt "Herta" 

Ein neuer, aus dem Süd "esten des 
Bundesgebietes kommender Orkan 
sch lug in der Nacht auf Sonntag. den 
4. Februar, eine breite Schneise der 
Verwüstung in die bayerische Land­
schaf!. In Ober-, Mittel- und Unter-

Oie Zusammenarbeit z"ischen THW und Feuen\ehr "ar überall gut, "je 
hier in Augsburg. (Foto: Göbner) 

franken sowie in der Oberpfalz wütete 
.,Hena'· besonders stark. 

Zwischen Schwandorf und Regens­
burg verbrachten die Rettungi>dienste. 
hauptsächlich Feuernehr und THW, 
eine sch laflose Nach!. Bei Windstärke 
II wurden Bäume umgeknick!. Bus­
häuschen flogen durch die Luft. Bau­
gerüste wurden umgerissen. 

In Oberfranken waren mehrere On­
schaften ohne Strom. da umstürzende 
Bäume die Stromleitungen zerfetzten. 
In Kitzingen wütete der Orkan mit 
Spitzengeschwindigkeiten bis zu 160 
kmlh. Das ent;pricht Windstärke 12. 
Feuerwehr. THW. Polizei und andere 
Helfer waren stundenlang auf den 
Beinen. 

Großer Schaden entstand auch auf 
dem Lichtmeß·Markt vor dem Erlan­
ger Schloß. wo ein Teil der Verkaufs­
buden und Stände fOrmlieh vom Win­
de lemeht wurden. Das THW Erlan­
gen sichene die Budenstadt mit Seilen 
gegen weiteren Schaden. 

Überall das gleiche Uild: Umgestürzte Uäume und zerstörte Fuhrzeuge. 
(Foto: Wall) 

In Ansbach waren das THW und die 
Straßenmeistereien wiederholt im Ein­
satz. um Sturmschäden zu beseitigen. 
Dächer wurden abgedeckt, Baugerü­
ste umgel\orfen. sogar auf der Auto­
bahn A6 kam es zu Kfz-Unfällen 
durch umstürzende Bäume. Mit dem 
Orkan einher wurde in Ober- und Mit­
telfranken an mehreren Flüssen Hoch­
W3\ser festgestellt, das jedoch zu kei­
nen größeren Schäden CUhne. 

Schongau war das Zenbum 

Mit Spitzengeschwindigkeiten bis 
zu 140 kmlh rasten am 15. Februar 
orkananige Stürme über den Alt­
Landkreis Schongau hin .. g. Abge­
deckte Dächer. entwurzelte Bäume, 
zemorstene Fensterscheiben und ein­
gestürzte Gerüste sorgten bei Feuer­
wehr und THW CUr Dauerein;aIL. Ein 
Teil des Berufsschuldaches wurde ab­
gedeckt und lag nach der Sturmbö auf 
der Wiele lor den Klassenzimmern. 
Erhebliche Gefahr ging auch von um­
gestürzten Bäumen an der Bundesstra­
ße 17, nördlich von Steingaden, aus. 

"Vivien" brachte erneute 
Verwüstung 

In der Nacht auf Faschingsdienstag, 
27. Februar. herrschten in Südbayern 
teilweise noch unnatürlich hohe 
Nachttemperaturen. Gegen 2 Uhr früh 
war jedoch die Ruhe vorbei. Windbö­
en, die immer stärker wurden. fegten 
über Südbayern hinweg. Obwohl an­
fanglieh noch .. nig Schäden zu ver­
meiden "aren, entwickelte sich der 
Sturm gegen 3 Uhr zum Orkan. Diese 
Windsbraut hieß "Vivien". Eine Spur 
der Vern'üstung zog der Orkan dureh 
Bayern. Windgeschwindigkeiten bis 
zu 120 Stundenkilometern, Schneefall 
und Regen CUhnen in Oberbayern und 
Schwaben zu chaotischen Verhältnis­
sen. Vor allem im Allgäu richtete 
"Vivien" schwere Schäden an. Poli­
zei, Feuernehr und THW "aren im 
Dauereinsatz. 25 Menschen wurden 
bei Unfallen im Orkan zum Teil 
schwer verletz!. 

Dieser viene schwere Orkan in 
Westeuropa CUr das frühe Jahr 1990 
fordene bis zum 27. Februar minde­
stens 45 Menschenleben. 

Alleine in Augsburg waren 257 Ein­
sätze von Feuerwehr und THW gefah­
ren worden. Bei ISO Häusern im 
Stadtgebiet deckte der Sturm Dächer 
teil. eise ab. 27 Autos wurden dureh 
umstürzende Bäume und herabfallen­
de Ziegel beschädigt. 

Zwischen Augsburg und Ingolstadt 
war die Bahnstrecke unpassierbar. Ein 
mit 20 Personen besetzter Triebwagen 
war gegen umgestürzte Bäume ge­
prallt. Auch die Bahnlinie zwischen 
Immenstadt und Kempten war teilwei­
se gespem. 

Jetzt kam "Wieblle" 

Unübcrschaubare Verwüstungen 
richtete "Wiebke" in ganz Westeuropa 
an. Auch in Bayern hinterließ er eine 
breite Front der Verwüstungen. In der 
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Nachl 'om A'iChennill.och auf den 
Donnerslag zerfeillen Slunnböen bis 
zu 130 Slundenkilomeiern, auf den 
Bergen b" Tempo 200, Oberlandlei· 
lungen. Die tromversorgung brach 
örtlich zu,allllllen. 

In Nordbayern mlschlen sich in das 
slünni'iChe Weller auch noch Schnee· 
ralle. In Hcmau bei Regensburg riß die 
Zwiebelkuppe der Wallfahnskuthe 
Eichelberg und durchschlug das Dach 
des Golle,hau ... s. Auch bei Landshul 
beschädigle der Orkan z.ei Kirch· 
tünne. 

Nach Abnauen des Orkans war kei· 
ne Sladl und kaum em Waldgebiel 
,e~honl geblieben. Munchens 
Sirommwrgung hing nur noch an 
einer Überlandleilung, die andere "ar 
durch umgelnickle Gillennaslen zer· 
rissen. Hmzu kamen kala;trophale 
Verkeh",erhältnisse. ob auf Straße 
oder Schiene. 

Alle verfügbaren Helfer des THW 
waren m den Schadensgebielen einge· 
selZI. Durch'iChnililich kamen in der 
Mmule z"ei privale Anrufe zum THW 
Munchen mll der Bille um Hilfe. 

THW-NolheHer Im Wald 

LandWln\lhaftsminisler Simon 
Nüssei gab am 8. März die erslen 
Schaden,zahlen rur die bayerischen 
Wälder bekannl. Danach liegen im 
Prival .. ald rund neun Millionen Fesl· 
meier Holz am Boden. im Slaal5 .. ld 
sind es el .. sechs Millionen Feslme· 
ler. Die\ iSI elwa eineinhalb mal mehr, 
al\ son\l mnerhalb eines Jahres gefallt 
wird und auf den Markl komml. Als 

othelfer lur rechlen Zeil • urde das 
THW bezeichnei. das ""hon am e"len 
Wochenende nach "Wiebke" am 3. 
und 4. März m den Wäldern Fall· und 
Aufrüurnameilen ,errichlele. Die vor· 
liegenden Anforderungen slaal licher 
und kommunaler Siellen binden das 
THW b" weil m den Mai 1990 hinein. 

Dankadressen an das THW 

Viele Landräle, Oberburgenneister 
und Kommunal· oder Landlrei'politi· 
ker bedankten sich schriftlich und 
mündlich oder durch offene Danlsa· 
gungen in Zeitungen rur die hersonra· 
gende Amell des THW bei der Behe· 
bungderOrlalllchäden. J. D. 

Ein starker Förderer 
tritt ab 

Dachau, Mil dem ehemaligen Lei· 
tenden Polizeidirektor Reinhold Bauer 
,erab\lhledete jetzt der THW·Lan· 

Lll ndes~aurtragler Vorhob (links) 
bfi der I';hrung \-on ~e jnho ld Uauer. 

(fo'OIO: Uinsmaicr ) 

des,erband Bayern und mit ihm der 
THW·Orts,erband Dachau einen en· 
gagienen Förderer de; THW. Bauer 
war seit 1987 auch Leiter der Polizei· 
direktion Für;tenfeldbruck und konnte 
daher insbesondere rur den Dachauer 
THW·Onslerband eintreten. 

Für seine Verdienste um das THW 
überreichte Ihm Landesbeauftragter 

Geschäftsr...ihrcr Zil zelsbergeT 
(n'Chls) gratuliert \ orgä ngcr Ernst 
Reinert zu seinem hohen Geburts­
~. (Foto: I-Iertet) 

Glückwünsche zum 
80. Geburtstag 

Passau. iehl die Heiligen Drei 
Könige karnen am 6. Januar mit ihrem 
Stern in die Unterkunft des THW Pas· 
sau. sondern die Ortsbeauftragten von 
"'ssau, Simbach und Vilshofen über· 
braehlen ihre Glückwünsche und Ge· 
schenke einem Jubilar, dem keiner 
seine 80 Jahre ansieht. Ernst Reinen, 
ehemaligerGcsehäftsruhrer in Passau, 
konnte im Kreise seiner THW·Kame· 
raden die",n hohen Gebunstag in kör· 
perlicher und geistiger Frische feiern. 

Sein Nachfolger. Günther Zitzels· 
berger, begrußte die Gäste und stellte 
kurz den Lebe",lauf des gebünigen 
OOerschlesiers. der ",il 1960 beim 
THW ist, dar. 

1963 nahm Reinen mil 60 Helfern 
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Dipl.·lng. Remer Vorholz da; THW· 
Ehrenzeichen in Silber. Zu dieser Fei· 
er konnten Vorholz und dcrOrt,beauf· 
tragte THW Dachau .. Georg Leiten· 
storfer, auch den Polizeipräsidenten 
'on Oberbayern, Jürgen Kadgien, be· 
grußen. Sein Vorgänger. Polizeipribi· 
dent a. D. Dr. Othmar Keller, der 
jetzige Polizeidirektor Wulf Kreien· 
baum, die eNen Polizeihauptkommis· 
sare Jo",f Murr und Georg Ki~h 
gehönen ebenso zu den Gästen • ie 
zahlreiche Polizei· und THW·Venrc· 
ter aus dcn umliegenden Bezirlen. 

In seiner Rede schildene Vorholz, 
daß Bauer den Vorschlag der Einbin· 
dung des THW in den Diensl der 
lechm""hen Hllfeleislung auf Ver· 
keh".egen aufbrachte und durchsetz· 
te. In den Folgejahren hat er viel Kraft 
und Zeit aufgewandt, um die Verbin· 
dung zwischen Polizei und THW zu 
fe~tigen. Während seinerl"eijährigen 
Tallgleil im Bayerischcn Staatsmini· 
sterium des Innern wirkte er nachhal· 
IIg auf die Polizeipräsidien ein, das 
THW starker einzusetzen. 

aus Ba)em an den Technischen Hilfe· 
lei\lungen nach der Erdbebenkataslro­
phe m Skopje ,eil, lerunglückte don 
... Ibst und .urde nach seiner Gene· 
sung nach Passau 'ersetzt. Er über· 
nahm hier die Geschäfl5ruhrung rur 
die damaligen THW·Ons'erbände 
Pa;."u, Simbach, Eggenfeiden und 
Deggendorf sowie die Stützpunkte 
Neuh3U\. Obernzell und Vilshofen. 

Scit 1976 im Ruhestand, verbringt 
er ... inen Lebensabend mit seiner Ehe· 
frau, die ,ich 'iChrifl5telierisch belä· 
tigt. 

Die "Passauer Neue Presse" schrieb 
über ihn an ... inem Gebunstag: "Ernst 
Reinen ist mit 80 neugieriger. denn 
weise: be\limmt aber nicht abgeklün 
oder gar \-on sich eingenommen und 
berau",ht I on seinem großen Wis· 
sen:' H. H. 

Nachrul 
Wir trauern um unseren 
Freund und Kameraden 

Walter Söckler 

der uns als Ortsbeauftragter 
seit 1978 in stets vorbildli ­
cher und verantwortungsbe­
wußter Weise begeisterte, für 
andere da zu sein. 
Die Erinnerung an seine lang­
jährige Arbeit wird uns nach­
haltig beeinflussen, in sei­
nem Sinne weiterzuarbeiten. 
Wir alle sind tief betroffen 
von seinem unerwartet frü­
hen Tod. 
Für das Technische Hilfswerk 
Ortsverband Undau 
Andreas Bücher 
Stellvertretender 
Ortsbeauftragter 

Siebzehn Tage kochen 
für Übersiedler 

Augsburg. 255 Stunden lang koch· 
le Reinhold Pesold unernlüdlich. An 
17 Tagen war der Verpnegung\lrupp­
ruhrer des THW im Einsatz. um bis zu 
500 Obersiedler in den Augsburger 
Aufnahmelagern mit WarnlCn Mahl· 
zeiten zu I ersorgen. In den ersten 
Tagen übernachtete Reinhold Pesold 
gleich neben der .,Gulaschkanone" auf 
einem Feldbett. 

19600 Ponionen Essen produzier. 
ten er und seine Helfer 'on BRK und 
THW. die sich abwechselten mil Feld· 
kochherden beider Organisalionen. 
Der Kreisverand de\ Bayerischen R()­
ten Kreuzes in Augsburg bedachte 
Reinhold Pesold mit der .,Ehrenme· 
dai lle 125 Jahre ROles Kreuz". Von 
Kolonnenfuhrer Christian Weigl wur· 
de Remhold Pesold zum Ehrenmit· 
glied der Sanitätskolonne 6 in Augs· 
burg-Göggingen emannt. V. G. 

übe rreichung der Rotkreuzchrenmedaillc an Reinhold I'esold (v. I. n. re.) 
ßcrthuld J-Ioeß. ßRK·Geschiifls fiihrcr: Chris tian Wcigl. ß RK-Kolonnen­
füh rer: Reinhold I)esold SQ\\jc Anton Hegele. sielh . ßRK-Kreis \ orsifun­
der. (Foto: Göbnt r) 
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Arbeitstagung der 

Warndienst-Führungskräfte 
Bonn. Infonnation und Erfahrungs· 

austausch standen auf dem Programm 
der Arbeitstagung, welche die Leiter 
der Warnämter und der Warndienst· 
Verbindungsstellen zusammen mit der 
Abteilung Warndienst vom 21. bis 
zum 23. Män 1990 durchfUhnen. Als 
Tagungsort war diesmal das Bundes· 
amt fUr Zivilschutz in Bonn·Bad Go· 
desberg gewählt worden, nachdem 
man sich sonst bei den jährlich stattfin· 
denden Arbeitsbesprechungen reihum 
abwechselnd in einem der zebn Warn· 
ämter des Warndienstes zusammenge­
funden hatte. 

Der Themenbereich war weitge· 
spannt: von Baurnaßnahmen zur Uno 
terbringung des nunmehr den Warn· 
ämtern zulaufenden Nuklidspezifi· 

schen Meßfahrzeuges über Arbeits· 
zeitfragen bis hin zu einsatz· und tech· 
nikbedingten Einzelfragen, hier insbe· 
sondere die praktische Umsetzung der 
dem Warndienst obliegenden Aufga. 
ben nach dem Strahlenschutzvorsor· 
gegeselz. 

Die W ADIS·Komponente, die 
Neuregelungen in der Anbindung des 
WADIS an die Systeme der verschie· 
denen Kernreaktorfernüberwachun· 
gen in den Bundesländern sowie die 
Problematik der Modernisierung der 
Warnmittel wurden ausfUhrlieh zwi· 
sehen den Referatsleitern der Abtei· 
lung Warndienst und den "Praktikern 
vor On" besprochen und mitunter 
auch kontrovers diskutien. Dabei 
zeigte es sich, wie wesentlich und 

notwendig es ist, mindestens einmal 
jährlich die Erfahrungen vor On mit 
denen der Zentrale in Bonn zu verglei· 
ehen. um zu sachlich erforderlichen 
Lösungen zu kommen oder zumindest 
Lösungsansätze zu erarbeiten. 

Ergänzt wurde die Arbeitstagung 
durch einen Infornlationsvonrag über 
Aufgaben und Einrichtungen des Um· 
weltbundesamtes, das seit Jahren 
schon in einzelnen Warnämtern Meß· 
stationen zum Umwehschutz unter­
hält. Hier konnten neue Erkenntnisse 
über dieses Meßsystem im Verbund 
mit den Warndienstaufgaben gesam· 
melt werden. 

Aber auch der gesellschaftliche 
Kontakt kam während der Arbeitsta· 
gung nicht zu kurz, hatte man doch 

abends genügend Gelegenheit , in ei· 
nem der Lokale in Bonn oder auch der 
Einladung des Abteilungsleiters, Dr. 
Maske, folgend sich "außerdienstlich" 
nicht nur über warndiensteigene Fra· 
gen auszusprechen. Hiervon profitier· 
ten vor allem die noch jungen, neuen 
Kollegen, die erst in den letzten Jahren 
die Leitung eines Wamamtes über­
nommen haben. 

Das abschließende Gruppenfoto zu· 
sammen mit dem Ableilungsleiter des 
Warndienstes zeigt, daß man schließ· 
lieh doch zu einem Konsens in allen 
strittigen Punkten gekommen sein 
muß. 
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DeuUches Roas Kreuz +1 
Neure.gelung des Zivilschutzes 

Zur Diskussion mit Vertretern 
\'011 Bundes· und Landesbehörden, 
Verbänden und der Kirchen stand 
in Loccum das Thema .,Vorsorge 
rur den Ernstlall?" anläßlich der 
Tagung der Evangelischen Akade· 
mie vom 20. bis 22. November 1989. 
Zur Neuregelung des Zivilschutzes 
durch das Katastrophenschu tz·Er. 
gänzullgsgesetz relerierte Wollgang 
Pleßke, Releratsleiter Rettungs· 
dienst, Zivil· und Kata trophen· 
schutz im Generalsekretariat des 
DRK, über die Rolle der Ireien 
Wohllahrtsverbände und ihrer Ein· 
richtungen am Beispiel des Deut· 
schen Roten Kreuzes: 

"Die Mitwirkung im Zivil· und Ka· 
tastrophenschUlz der Bundesrepublik 
Deutschland ist fiir das Deutsche Rote 
Kreuz eine onginäre, die Gesamtheit 
der Organilation umlassende Aufgabe 
und Verpnichtung. 

Der KatastrophenschUlz im Frieden 
und der Schutz der Zivilbevölkerung 
vor den Gelahren eines Krieges sind 
Aufgaben des Staates. 

Jede nationale Rolkreuzgesellschaft 
hat sich mll allen Hilfemöglichkeiten 
in organisatorischer, personeller und 
materieller Hinsicht auf einen Einsatz 
im Konfli~1fall , aber auch im Kata· 
strophenfall, vorzubereiten, damit sie 
umer allen Umständen der Bevölke· 
rung Hilfe lei, ten kann. Diese funda· 
memale Aufgabe umfaBt alle Tätig· 
keitsfelder des Deutschen ROIen 
Kreuzes. 

Diese umfassende Verpflichtung 
entspricht der Gesamtveramwortung 
einer Organi"tion. in der das Prinzip 
der Einheit der Hilfe und eine einheit· 
lieh verfaBte Helferschafi Vorausset· 
zung und Gewähr dafUr bieten, in 
Friedenszeiten Vorbereitung zu !fef· 
fen fUr Aufgaben, die es in Konfliktsi· 
ruationen zu erfüllen häne. 

Handlungsanlei tung fUr das Rote 
Kreuz sind die Ion der XX. Imematio­
nalen Rotlreuzkonferenz in Wien 
1965 verabschiedeten Grundsätze: 
- Menschlichkeit 
- Neu!falität 
- Unparteilichkeit 
- Unabhängigkeit 
- Freiwilligkeit 

Wolrgang l~cßke 

- Einheit und 
- Univel1ialität. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
hat das Deutsche Rote Kreuz als natio· 
nale Hilfsgesellschaft zur Erfüllung 
derjenigen Aufgaben anerkanm, die 
von den nationalen ROIkreuzgesell· 
schaften gemäß den Genfer Rotkrcuz· 
abkommen von 1949 und den von den 
Internationalen Rotkreuzkonferenzen 
festgelegten Grundsätzen wahrge· 
nommen werden. 

Mit diesem öffentlich·rechtlichen 
Hoheitsakt hat die Bundesregierung 
Ziffer 3 der Anerkennungsbedingun· 
gen des IKRK fUr die nationalen Rot· 
kreuzgesellschaften erfüll!. 

Die Anerkennungsbedingungen 
machen es den nationalen Rolkreuzge· 
seilschaften zur Pflicht , eine einsatzfj· 
hige Organisation zu umerhal!en, mit 
der sie die ihnen obliegenden Aufga· 
ben wirksam erfüllen können. 

In der Resolution Nr. 34 der XX . 
Imemationalen Rolkreuzkonferenz 
(Wien 1965) wird ausdrücklich be· 
kräftigt , daß es zu den Aufgaben des 
Roten Kreuzes gehört, seinen Beitrag 
zum ZivilschUlz zu leisten. Den Re· 
gierungen und den nationalen Gesell· 
schaften wird empfohlen, in Vereinba· 
rungen über die Mitwirkung des Roten 
Kreuzes sicherzustellen, daß das ROIe 
Kreuz jederzeit die Aufgaben durch· 
führen kann, fUr die es qualifiziert ist, 
damit es unter allen Umständen in der 
Lage ist, seiner Rolle auch in Fällen 
gerecht zu werden, in denen es allein 
handeln muß. 
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Das ROIe Kreuz vel1iteht sich als 
Träger, Promotor und Adressat des 
humanitären Völkerrechts, in dem ihm 
aus gUien Gründen eine hervorgehobe· 
ne, eigenständige Position zugewiesen 
worden ist. 

Umer diesen Voraussetzungen und 
in diesem Rahmen wirkt das Deutsche 
Rote Kreuz als Gesamtorganisation im 
staatlichen Zivilschutz auf der Grund· 
lage einer dafUr gegebenen Bereit· 
schaf!serklärung mit und leistet somit 
nicht allein durch die Gestellung 'on 
Einheiten und Einrichtungen Vorsorge 
für den Emstfall . 

Zivilschutz ist für das Rote Kreuz zu 
keinem Zeitpunkt Gegenstand tages· 
politischer Opportunitäten in politi· 
schen Wechselfallen und streitigen 
Auseinandersetzungen über seinen 
Sinn und Zweck, er ist ausschließlich 
humanitäre, kontinuierliche Ver· 
pflichtung und öffentliches Bekennt· 
nis zur Schaffung eines wirksamen 
Schutz· und Hilfeleistungssystems für 
die Zivilbevölkerung im Konfliktfal!. 
Anders ausgedrückt: Selbst dann, 
wenn staatlicherseits keine oder nicht 
genügend Vorkehrungen zur Schaf· 
fung der notwendigen Hilfsmaßnah· 
men getroffen würden, bliebe die auf 
den genannten Grundlagen bestehende 
Verpflichtung des Roten Kreuzes exi· 
stent , solche Vorkehrungen in geeig· 
neter Weise zu treffen. 

So sehr es sich für die Erhaltung des 
Friedens oder seine WiederhCl1itellung 
jederzeit einsetzt , hat es weder die 
Kompetenz noch die Minel, die Pr0-
bleme zu lösen, die in der Verantwor­
tung der Staaten fUr Sicherheit und 
Abrüstung liegen. 

Die VOl1iorge für den Emstfall zu 
!feffen, ist für das Deutsche Rote 
Kreuz Verpflichtung - die Mitwir· 
kung beim Schutz der Zivilbevölke· 
rung eine "tzungsgemäße Aufgabe. 
In diesem Zusammenhang stehen als 
weitere satzungsgemäße Aufgaben: 

- Hilfe für Opfer bewaffneter Kon· 
flikte , 

- Mitwirkung im Sanitätsdienst der 
Bundeswehr, 

- Suchdienst, Tätigkeit als Amtli· 
ches Auskunftsbüro nach den Gen· 
fer Rolkreuzabkommen, Mitwir· 

kung bei der Familienzusammen· 
führung und bei den mit diesen 
Aufgaben zusammenhängenden 
Hilfsaktionen, 

- Verbreitung der Kenmnis der Gen· 
fer Ro!kreuzabkommen, 

- Krankenpflege, 
- Renungsdienst, 
- Katastrophenschutz und Katastro-

phenhilfe, 
- El1ite Hilfe bei otständen und Uno 

glücksfallen, 
- Ausbildung der Bevölkerung in Er· 

Iter Hilfe und im Gesundheits· 
schutz. 

Die Realitäten der bewaffneten 
Konflikte in der Welt zwingen nach 
unserer Einschätzung dazu, Zivil· 
schutz solange ,onuhal!en, wie die 
Wel! sich nicht auf ein funktionieren· 
des, umfassendes Friedenssystem 
einigen kann. Die Naturkatastrophen 
der lellten Jahre haben zudem die 
Notwendigkeit eines wirksamen Kata· 
strophenschutzes überdeutlich ge· 
macht. Umer einer Katastrophe ver· 
stehen wir eine ,Ausnahmesituation, 
in der die täglichen Lebensgewohnhei· 
ten der Menschen plötzlich unterbro­
chen sind und die Betroffenen infolge· 
dessen Schutz, Nahrung, Kleidung, 
Unterkunft , medizinische und soziale 
Fürsorge oder anderes LebensnOlwen· 
dige benötigen'. 

Es wäre für eine Organisation wie 
das Rote Kreuz unverantwortlich, vor 
derartigen Siruationen die Augen zu 
verschließen. 

Die VOrbereitung auf den Katastro· 
phenfall sowie die Mitwirkung im Zi· 
vii· und Katastrophenschurz wird Ion 
den DRK·Verbänden aller Verbands· 
srufen als Pflichtaufgabe erfüllt. 

Das DRK'POIemial umfaßt ehren· 
amtlich aktive Mitglieder, hauptamtli· 
ehe Mitarbeiter, DRK·Einheiten und 
EinriChtungen sowie materielle Güter, 
die für die Rotkreuztätigkeit benötigt 
werden. 

Zu diesem DRK·Gesamtpotential 
gehören: 

- Ärztinnen und Änte, 
- Helferinnen und Helfer der Bereit· 

schaften einschließlich Bergwacht 
und Wasserwacht, 



Es gehört zu den Aufgaben des DRK einen Heitrag zum Zivilschu tz zu leisten. 

- Schwesternhelferinnen und Pflege­
diensthelfer, 

- Jugendrotkreuzangehörige , die be­
reit und in der Lage sind, Aufgaben 
des Zivil- und Kalastrophenschut­
zes zu erfullen. 

- Angehörige spezialisiener Arbeits­
kreise, 

- Mitglieder der Vorstände aller Ver­
bandsslUfen, 

- die Katastrophenschutz-Beauf-
tragten, 

- die Konvemionsbeauflragten, 
- Fachkräfte der Sozialarbeit, 
- Personal des DRK-Rellungsdien-

stes, 
- Personal der Geschäflsstellen. 
- Personen, die sich im Einsatzfall 

dem DeUischen ROien Kreuz als 
Freiwillige zur Verfugung stellen 
sowie 

- rur EinsalZZwecke geeignete DRK­
Einrichtungen mit ihrem Personal , 

- Materialrcserven der DRK-Ver­
bände einschließlich der Fahr­
zeuge, 

- DRK-Unfallhilfs- und -meldestel­
len sowie Rotkreuzdepots und als 
zemrale Einsatzreserve der DRK­
Hilfszug mit 9 Abteilungen von je 
360 Helferinnen und Helfern. 

ehe Helferinnen und Helfer des Ge­
samtpotentials, die im Sinne der kata­
strophenschutzmäßigen Fachdienst­
eimeilung vor allem im Sanitäts- und 
Betreuungsdienst, aber auch im ABC­
Schutzdienst, im Fernmeldc- und Ver­
sorgungsdienst sowie in Führungs­
diensten Mitmenschen, sobald sie hilf­
los sind, ohne Berücksichtigung der 
Ursache des Schadens, helfen' 

Im Hinblick auf den Streit der letz­
ten Wochen im Zusammenhang mit 
der Verabschiedung des Katastro­
phenschutz-Ergänzungsgesetzes muß 
ich mit aller Deutlichkeit darauf hin-

weisen, daß Zivildienstleistende im 
Deutschen Roten Kreuz aufgrund ei­
nes öffemlich-rechtlichen Dienstver­
hältnisses tätig sind und rur das Deut­
sche Rote Kreuz keine Freiwilligen 
sind. Sie können deshalb als Zivil­
dienstleistende nicht im Sanitätsdienst 
eingesetzt werden. Es ist unzutref­
fend, daß Zivildienstleistende, die im 
DeUischen Roten Kreuz mitarbeiten, 
,sich plötzlich im Sanitätsdienst der 
Bundeswehr wiederfinden'. Niemand 
wird im Deutschen Roten Kreuz ohne 
sein Einverständnis im Sanitätsdienst 
mitwirken! 

Keine der im DeUischen Roten 
Kreuz anerkanmen Beschäfligungs­
stellen rur Zivildienstleistende diem in 
irgendeiner Fonn der Mitwirkung im 
Sanitätsdienst. Es ist selbstverständ­
lich, daß alle Beschäftigungsstellen im 
Bereich des Deutschen Roten Kreuzes 
das Wesen des Zivildienstes beachten 
und keine Dienste berreffen, die im 
Zusammenhang mit den Verbänden 
der Streitkräfte und des Bundesgrenz­
schUlzes stehen. 

Abschließend ist festzuhalten: So­
lange ein allgemeiner Verzicht auf 
Waffengewalt nicht erreicht ist , kann 
sich die Frage nicht im Ernst stellen, 
ob das Rote Kreuz zukünftig darauf 
verzichten soll, seiner Solidarität mit 
den Kriegsopfern in aller Welt Aus­
druck zu verleihen, indem es Vorsorge 
rur Hilfsaktionen trifft. Es würde eine 
erdrückende Verantwortung auf sich 
laden und seinem Grundverständnis 
widersprechen. 

Was letztlich bei allen Bemühungen 
bleibt, ist die Hoffnung und gemeinsa­
me Arbeit daran, daß die ,Vorsorge rur 
den Ernstfall' nie ihre Zwecksetzung 
im engeren Sinne erfullen und nie in 
diesem Rahmen ihre Funktionstüch­
tigkeit umer Beweis stellen muß. Daß 
unser Beirrag als Deutsches Rotes 
Kreuz zur Vorsorge im Zivil- und 
Katastrophenschutz in hohem Maße 
,friedensnützlich' ist, dürfte ange­
sichts unserer bisherigen Hilfsaktio­
nen bei Katastrophenfällen außer Fra­
ge stehen; dies sollte ebenfalls mit 
bedacht werden, wenn unser Beitrag 
zum Zivilschutz diskutien wird." 

Umer den hier aufgezeigten Bedin­
gungen steht die Vorsorge des Deut­
schen Roten Kreuzes rur jeglichen 
Ernstfall, gleich welcher Ursache. Im­
merhin wirken im Zivi l- und Katastro­
phenschutz ca. 150000 Helferinnen 
und Helfer mit , die ggf. verstärkt 
durch weitere ca. 300000 ehrenamtli- Vorsorge für den Ernst fall zu treITen, ist m r das DRK Verpflichtung. (Fotos: Sers) 
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Arbeieer-Samarieer-Buncl 

"Hoffentlich werden wir nie gebraucht" 
Die Katastrophe traf Bremen einen 
Tag nach Freitag, dem 13. Der 
Sonnabend wurde der Hansesi3dt 
zum Verhängnis. Ammoniaktanks 
explodierten, Schiffe kollidierten, 
Züge entgleisten, Häuser stürzten 
ein_ Zum Glück: Das Pech war ge­
plant. Für eine Katastrophen­
schutz-Übung, an der auch der ASB 
mit seiner J. Sanitälsbereitschaft 
beteiligt war_ 

"Hoffentlich werden wir nie ge­
brauchl." Dieser Meinung iSI Holger 
Recknagel. Leiler der 3. Sanilälsbe­
reitschafl und Technischer Leiler des 
Ortsverbandes Mille. Auch als er und 
seine Männer im Bremer Hafen die 
"Kalaslrophe" probten. war sein Ge­
danke: "Wir üben rur den Ernslfall, 
von dem alle hoffen. daß er nie ein­
lrill. " 

Hoffentlich nie wieder - denn der 
Bremer Karastrophenschulz wurde 
schon benöligl. Auch wenn er damals 
kaum noch helfen konnte. Erinnern 

ASB-lnSlilulion. Der Senalor rur Inne­
res entscheidet im Kataslrophenfall. 
welche Einheil wo eingeselzl wird. 

HeUle \Crfügen die 2. und 3. SB (so 

die gängige Abkürzung) über reichlich 
Material und viele, die ehrenamtlich 
milanpacken. Je SB si nd es knapp 
ISO. 

Sie sich an den Februar 19797 Im Regelmällige KalastrOI)henschul7.übungen "3ppnen ftir den Ernstra II . 

Hafen flog damals die Rolandmühle in 
die Lufl. Zum Glück war SchichI­
wechsel; kaum Menschen in den Ge­
bäuden. Wie durch ein Wunder Slar­
ben ,_nur" drei Menschen. Trolz der 
Tragödie - der EinsalZ des Bremer 
KalaslrophenschUlzes funklioniene 
damals reibungslos. Feuerwehr, Tech­
nisches Hilfswerk, DeUisches ROles 
Kreuz und Arbeiler-Sammler-Bund 
zogen an einem Sirang. 

Der Kataslrophenschull iSI in Bre­
men in mehrere Einheilen aufgeleill. 
Der Arbeiler-Sammler-Bund sIelli die 
2. und 3. Sanilälsbereitschafl. Die Be­
reitschaften wiederum sind beim ASB 
den Ortsverbänden zugeordnet: Im 
OV Nord slehl die 2., im OV Mille die 
3. Saniiälsbereilschafl. Der Ortsver­
band OSI slelll außerdem Ergänzungs­
einheiten zur Verfügung (2 Sanilälszü­
gel; dem OV Mille iSI eine Verpfle­
gungsgruppe angeglieden, der Betreu­
ungszug. 

Weisungsbefugl gegenüber diesen 
Einheiten iSI allerdings niehl der ASB­
Landesverband oder eine sonslige Mehrere Hclrer bilden in deli Sanitätsbcreil~haftell immer ein Team. 
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Mehrere Helfer bilden in den Sani­
lätsbereitschaften immer ein Team, 
eine Einheil. Damil die Helfer fil blei­
ben, werden sie geschull. Mil Ersl-

(Fotos: LV Bremen) 
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Helfer-Ku~n und Spezialausbildun­
gen. Joachim Zimmennann: "Einmal 
jährlich muß jeder Fahrer eines Kran­
kentransponers zum Beispiel sämtli­
che Krankenhäuser in Bremen anfah­
ren:' Nur so weiß er. wo er im Notfall 
hinfahren muß. 

Wissen, das unter anderem den 
Amerikanern beim Luftschau-Un­
glück in Ramstein fehlte: Stundenlang 
imen die Fahrer mit Verletzten über 
die Autobahn und Nebenstraßen, weil 
sie nicht wußten, wo das nächste 
Krankenhaus ist ... Das kann in Bre­
men nicht passieren. Trotzdem - wie 
meinte Holger Recknagel? "Hoffent­
lieh werden wir nie gebraucht." Hof­
fentlich. A. H. 

Der ASB stellt die 2. und J. Sani tätsbcrcitschafl . 

Richtlinien zur Erteilung der Fahrerlaubnis für Dienstfahrzeuge des Arbeiter-Samariter-Bundes 

Der Bundesausschuß des ASB hat 
auf seiner Sitzung am Ende letzten 
Jahres die von der Bundestechniker­
konferenz überarbeitete Richtlinie zur 
Eneilung der Fahrerlaubnis ftir 
Dienstfahrzeuge des ASB verab­
schiedet. 

Die mit der Erarbeitung der neuen 
Richtlinie befaßte Arbeitsgruppe der 
Bundestechnikerkonferenz war be­
müht , die bisherigen Erfahrungen im 
Umgang mit Dienstfahrzeugen im 
ASB einzuarbeiten und die eurege­
lung insbesondere nach den tatsächli­
chen Erfordernissen des Dienstallta­
ges auszurichten sowie gleichzeitig 
die Unfallquote durch einfache Schu­
lungsmaßnahmen gezielt zu senken. 

Fahrerlaubnlspflichl 

Dienstfahrzeuge des Arbeiter-Sa­
mariter-Bundes dürfen nur mit einer 
Fahrerlaubnis des ASB gefahren 
werden. 

Bei der Durchftihrung von Fahnen 
mit Dienstfahrzeugen des ASB ist die 
Fahrerlaubnis milZuftihren. 

Die Fahrerlaubnis ist nur in Verbin­
dung mit dem amtlichen Führer..chein 
gültig. 

Umfang der Fahrerlaubnis 

Die Fahrerlaubnis der Stufe A be­
rechtigt zum Führen von Personen­
kraftwagen des ASB, die nicht zur 
PersonenbefOrderung im Sinne des 
PersonenbefOrderungsgesetzes 
(PBefG) eingesetzt werden und nicht 
mit Sondersignal ausgestattet si nd. 

Die Fahrerlaubnis der Stufe B be­
rechtigt zum Führen von Dienstfahr· 
zeugen ohne Sondersignal und soweit 
eine Fahrerlaubnis zur FahrgastbefOr­
derung gem. § 15e Straßenverkehrszu­
lassungsordnung (STVZü) vorliegt, 
auch zur Personenbeförderung im Sin­
ne des PBefG. 

Die Fahrerlaubnis der Stufe C be­
rechtigt zum Führen von Dienstfahr­
zeugen mit Sondersignal und soweit 
eine Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeför­
derung gern. § 15e Straßenverkehrszu­
lassungsordnung (STVZü) vorliegt, 
auch zur PersonenbefOrderung im Sin­
ne des PBefG . 

Voraussetzungen zur 
&teilung der Fahrerlaubnis 

Eine Fahrerlaubnis ftir Dienstfahr­
zeuge des ASB kann nur an Mitglieder 
oder bei Organisationsstufen des ASB 
beschäftigte Zivildienstleistende und 
hauptamtliche Mitarbeiter eneilt 
werden. 

Eine Fahrerlaubnis kann nur dann 
eneilt werden, wenn der Bewerber 
I. mindestens 12 Monate im Besitz 

des Führerscheins der KI. 11 oder 
mist, 

2. eiDen Nachweis der ausreichenden 
Fahrpraxis erbringt, 

3. eine Erste-Hilfe-Ausbildung nach 
SI der ASB-Ausbildungsordnung 
absolvien hat, 

4. eine Bescheinigung des Arztes der 
ASB-Organisationsstufe über die 
Fähigkeit zur Führung eines Kfz 
oder einen vergleichbaren Nach­
weis vorlegt. 

Die Fahrerlaubnis ftir alle Stufen 
wird nur eneilt, wenn der Bewerber 
eine praktische und theoretische Schu­
lung absolvien. Diese Schulungen ha­
ben spezifi sche Anforderungen - je 
nachdem, ob die Fahrerlaubnis ftir 
Stufe A, B oder C gilt. 

Eine Fahrerlaubnis kann nicht er­
teilt werden, wenn der BewertJer 
I. innerhalb der letzten 12 Monate 

vor AntragsteIlung schuldhaft an 
einem Unfall mit scbwerem Sach­
oder Personenschaden beteiligt ge­
wesen ist, 

2. den amtlichen Führerschein inner­
halb der letzten 24 Monate vor 
AntragsteIlung nach Entzug wie­
dererlangt hat, 

3. den amtlichen Führerschein inner­
halb der letzten 36 Monate vor 
AntragsteIlung nach Entzug wegen 
Unfallflucht oder durch Trunken­
heit verursachtem Unfall mit Per­
sonenschaden wiedererlangt hat, 

4. wiederholt die amtliche Berechti­
gung zum Führen eines Kfz verlo­
ren hat. 

Erlellung und Entzug der 
Fahrerlaubnis 

Die Fahrerlaubnis ist bei dem Tech­
nischen Leiter der entsprechenden Or­
ganisationssrufe zu beantragen. Hier· 
zu ist ein Vordruck genl. Anlage 0 zu 
verwenden. 

Der Techn. Leiter oder ein von 
diesem zur Eneilung einer Fahrerlaub­
nis Beauftragter hat bei der Entgegen­
nahme des Antrages die Angaben zur 

Person und die Angaben des Führer­
scheins durch Einsichtnahme in den 
Personalausweis und den amtlichen 
Führerschein zu prüfen. 

Über die Eneilung der Fahrerlaub­
nis entscheidet der Techn. Leiter der 
Organisationsstufe. Bei Bedenken ge­
gen die Eneilung der Fahrerlaubnis 
kann diese von einer erneuten prakti­
schen Fahrprüfung oder einer ärztli­
chen UntersUChung abhängig gemacht 
werden. 

Bei Ablehnung des Antrages ist 
dem Antragsteller der Ablehnungs­
grund mitzuteilen. 

Die Fahrerlaubnis kann vom Vor­
stand der Organisationsstufe entzogen 
werden, wenn der Inhaber der Fahrer­
laubnis 
I. sich eines Verstoßes gegen diese 

Richtlinien schuldig macht , 
2. bei der AntragsteIlung wissentlich 

falsche Angaben gemacht hat, 
3. mit einem Dienstfahrzeug einen 

Unfall mit schwerem Sach- oder 
Personenschaden verursacht , 

4. die amtliche BereChtigung zum 
Führen eines Kraftfahrzeuges ver­
lien. 

Die Eneilung der Fahrerlaubnis ist 
gern. Anlage E zu bescheinigen und in 
der Mitglieder- bzw. Mitarbeiterkanei 
zu dokumentieren. 

Bei der Eneilung einer Fahrerlaub­
nis hat der Fahrer eine Belehrungser­
klärung entsprechend der Anlage F zu 
unterzeichnen. 

Die Fahrerlaubnis ist vom Techni­
schen Leiter der Organisationsstufe in 
regelmäßigen Abständen zu über­
prüfen. 
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JohannICer-Unlall-HIIIe 

Unterwegs in Rumänien 

Tagebuch einer Reise in die Not 
Als eine der erslen Hilfsorganisalill­
nen der Bundesrepublik "ar die 
Johanniler·Unfall·Hilre dabei, als 
die Nol in Rumänien am größlen 
und die Yersorgungslage - Nah· 
rungsmillel, .arme Kleidung, Ba· 
bynahrung, Medikamenle - deso· 
lai .ar. Anfang Februar dieses Jah· 
res slarlele wieder ein Kon\'oi mil 
wichligen Hilfsgülern für eine klei· 
ne Gemeinde in der Nähe I'on Buka· 
resl. Am Sam lag, dem 3. Februar, 
brachen sieben Laslwagen mil sech· 
zehn Helfern auf in Richlung Rumä· 
nien, Brilla Krondorf war dabei 
und führle Tagebuch über eine Rei· 
se, die allen Teilnehmern noch lange 
in Erinnerung bleiben wird. 

Samstag, 3. Februar, 
9.00 Uhr morgens 

LelZle organi\alorische Dinge wer· 
den geklän. MJI Brölchen, wannem 
Kaffee und freundlichen Wonen , aber 
auch gUigemeinten Warnungen vor 
der Eiseskälle und anderen widrigen 
Umsländen werden die sechzehn Hel· 
fer in den Räumen des Kreis'erbandes 
Bonn verabschiedel. 

Ich blicke in die Gesichler der hier 
zusammengekommenen ehren· und 
hauplamllichen Helfer der lohanniler· 
Unfall·Hil fe . Keiner verziehl eine 
Miene, keiner flachsl herum, denn daß 
dies kein Sonntagsausflug sein wird, 
iSI allen klar. 

10.00 Uhr. Endlich geht' mll SiC' 

ben lollgepacklen Wagen ab auf die 
AUlobahn - gen Wien. Mein ersIer 
Besuch in einem "Oslblock·Land", 
Mein ersler Kontakl mil einem Land, 
in dem die Bevölkerung einen bluligen 
Kampf ruhne und gewann. So rechl 
kann ich mir nichlS darunter vorsIeI· 
len. "Krieg", das Won iSI einfach zu 
abstraki rur jemanden, der Gewall und 
Zerslörung nie seibsl erleben mußle, 
Wien durchfahren wir bei Nachl, und 
gegen 4.30 Uhr erreichen wir die uno 
garisch,öSlerreichische Grenze, 

Unter dem Zeichen des roten Kreuzes reisen die .IUI-I·Uelrer durch Rumiinien. 

" elfer aus der rumänischen Uc,"ölkcrung und Angt'hörigc der JUli la~ern 
die Hilfsgüler an .. icheren Orten. 

Sonntag, 4, Februar, 4,30 Uhr 

Daß der Grenzer uns um einige 
Päckchen Zigarenen fragl. scheint hier 
ganz nonnal zu sein. und so geht dann 
auch die Abfenigung schneller als er· 
wanel. Ein kurzer Hali in Sudapesl, 
anliOnslen lernen wir Ungam nur durch 
die AUlo>cheiben kennen, 

Als es bereib dämmen, kommen 
wir in Mako (Ungaml an , Hier haben 
wir eine ideale Anlauf>le lle: Das Inter· 
nalionale Komilee des Roten Kreuzes 
(IKRKI.hal uns in einem Schulgebäu· 
de eine UbemachlUng,möglichkeil ge· 
schaffen. Auch akluelle InfomlOlio· 
nen und Tips bekommen wir \ on den 
ungarischen Helfern, 

Da das lohanniler·Kreuz auf unse· 
ren Fahrzeugen vielen Rumänen unbe· 
kanm iSI. gehen wir auf Nummer Si· 
eher und .. >chmücken" unsere Lkw's 
mit dem .. rolen Kreuz". 

Montag, 5. Februar, 6.00 Uhr 

Wir passieren die Grenze nach Ru· 
mänien, Bei der Durchfahn durch die 
kleinen. fasl noch idyllisch erschei· 
nenden Dörfer laufen Kinder und Er· 
wachsene lachend zusammen, um uns 
mil dem Viclory·Zeichen zu begru· 
Ben. Wir sind sicher nichl die ersten, 
die unler dem Zeichen des rolen Kreu· 
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Dienstag nachmittag, 
15.30 Uhr 

In der ,.modernsten" Klinik Uukarests werden neuwertige medizinische Grongeräte dringend benötigl. 

Besuch in einer der - fLir rumäni· 
sehe Verhältnisse - modernsten Kin­
derkliniken Bukarests. 1977 wurde die 
Klinik von polnischen Fachkräften er­
baut. Doch auch in einem relativ neu· 
en Gebäude kann nur mit entsprechen­
dem Material wirklich geholfen wer­
den. Es fehlt an medizinischen GroB­
geräten sowie an Medikamenten. Un­
ter der Regierung Ceaucescus waren 
sämtliche Heizungen in der Klinik ab· 
gestellt, so daß das Krankenhausper­
sonal eine mit der Wärme der Sterilisa­
tionsanlagen improvisierte Heizung 
erfand. So konnten die Operationssäle 
wenigstens von vorher 10 auf später 17 
Grad Celsius geheizt werden. Überall 
nur spärliche Beleuchtung: Es wird 
Strom gespan. Auf der Rückfahn von 
der Klinik bekommen wir die Gegen­
sätze Bukarests deutlich zu spüren. 
Triste, verwahrloste Hochhauskom-

zes durch diese Dörfer reisen, und 
doch scheint die Freude der Menschen 
unbeschreiblich groß. 

Tief in der Nacht kommen wir in 
dem kleinen On Peris bei Bukarest an. 
Einige Helfer aus dem Dorf werden 
zusammengetrommelt, und so werden 
die unzähligen Kisten und Säcke in 
Windeseile ausgeladen. 

Montag nacht, 5. Februar 

Es ist schon spät, trotzdem werden 
wir vom Küster des Ones und seiner 
Frau nach diesem anstrengenden Tag 
des Auspackens und Veneilens rurst­
lieh bewinet. Eine sehr herzliche Auf­
nahme, die Wone des Dankes seitens 
unserer rumänischen Gastgeber wol­
len nicht abreißen. Dabei geht mir 

durch den Kopf, welche schreckliche 
Not diese Menschen mit geradezu be­
wundernswertem Mut und ungeheurer 
Kraft durchgestanden haben. Die zer­
furchten und mageren Gesichter und 
Körper sprechen Bände über ein aus­
geblutetes. bitterarmes Land. 

Dienstag morgen, 6. Februar, 
Bukarest 

Wir halten an dem umkämpften 
Fernsehsender, wo sich die Führer der 
neuen politischen Bewegung während 
der Revolution Ende des letzten Jahres 
"e""mmelt hatten. Von diesem zen­
tralen Punkt aus unterstützten sie die 
Bevölkerung und informienen über 
neue Entwicklungen. 

Ich habe Bilder aus der Tagesschau 
im Kopf und versuche zu begreifen, 

Rumiinicn 1990: Die JU .. · .. elfer \\erden mit gröllter Not und Armut 
konfrontierl. 

/ 

Reife lmcchsel: Gott sei Dank die einzige Panne während der Rumänien· 
fahrt. (Fotos: JU" ) 

daß hier vor wenigen Wochen der 
Krieg das Alltagsleben behemehte. 
Einschußlöcher in Häuserwänden, ab­
gebrannte Gebäude: Trotz dieser er· 
schreckenden Realität bleibt das Gan­
ze nur unwirklich, gespenstisch. weil 
unfaßbar. 

Vor der deutschen Botschaft hat 
sich eine Menschenansammlung ge­
bildet. Ausreisewillige. Sicher haben 
viele für demokratische Verhältnisse 
gekämpft, und doch scheinen nicht 
wenige in den "reichen Westen" über­
wechseln zu wollen. Und ich denke, 
während wir vor der Botschaft auf 
Informationen wegen unserer Über­
nachtung warten, ob nicht dieses Land 
gerade jetzt mutige und engagiene 
Menschen braucht? 

plexe stehen im krassen Gegensatz zu 
pompösen, graugestrichenen Prunk­
bauten des Conducators. "Paläste" 
von Riesenausmaß mitten in Bukaresl. 
Daneben erinnern zahlreiche Gedenk­
stätten an den Straßenecken an die 
Opfer des Aufstandes. 

Donnerstag, 8. Februar 

Die Rückfahn nach Deutschland 
verläuft ohne Zwischenfalle, und so 
habe ich viel Zeit, über diese unge­
wöhnliche Woche nachzudenken. 
Während der 2000 Kilometer langen 
Rückfahn versuche ich die Fülle von 
Eindrücken zu ordnen, was mireigent· 
lieh erst beim Niederschreiben ge­
lingt. 
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11 
Ein neuer Anfang 

Technischer Einsatz in Vietnam 

15 Jahre nachdem die lemen Helfer 
des MHD-Auslandsdiensles durch ei­
nen kühnen Sprung in den abhebenden 
Anneehubschrauber den längslen 
Auslandseinsalz in Vieln3m beendel 
haben, leislen die Malleser in Da Nang 
wieder lechnische Hilfe. 

Von den Folgen des Krieges hai sich 
das Land noch immer nichl erholt. Der 
Konfllkl mil Kambodscha und die da­
mil begründeie Isolation Vielnams 
von den Hilfen wesllicher Induslrie­
länder haben zum Zusammenbruch 
des Gesundheilssyslems gefUhn. Im 
Da Nanger Gcneralhospilal (1000 Bei­
len) z. B. sind die hygienischen Zu­
slände geradezu kalaslrOphal. Seil 
Jahren sind die noch vorhandenen Ab­
wasserkanäle zerslön. Im gesamlen 
Krankenhausbereich laufen die Ab­
wässer oberirdisch ab oder versickern 
im Boden . Damil wird das Gelände zu 
einem einzigen Infeklionsherd fUr die 
ganze Sladt. Das Regenwasser dringl 
durch geborslene Fallrohre in die Ge­
bäude ein. Die Krankensäle sind 
feuchl; SchmUlz, Ungeziefer und 
Schimmelpilze bilden sogar auf der 
gebunshilflichen Ableilung gefahrli­
ehe KrankheilSherde. 

Die slädlische Wasserversorgung 
liefen nichl einmal die Hälfle des läg­
lichen Frischwasserbedarfs. Die Qua­
liläl iSI besorgniserregend. Auf den 
Toilenen gibl es viel zu wenig Zapf­
slellen, die Leilungen sind weil gehend 
defekt. Die ProblemfUlie iSI kaum 
überschaubar. 

Versorgung der Patienten 
gefährdet 

Anfang lellien Jahres bal das Ho­
spilal die Malleser um Hilfe. Es fehle 
dringend an medizinisch-Iechnischen 
Gernlen hieß es, die Versorgung der 
Paliemen sei gefahrdet. Ein Expenen­
leam des Auslandsdiensles machle 
sich auf den Weg und fand ein Chaos 
vor. Nichl nur die hygienischen Be­
dingungen, sondern auch sländige 
Siromausfalle legen die Versorgung 
lahm. In den OP, gehen die Lichler 
aus, die Gernle bleiben slehen. Die 
AusrüslUng fUr Anäslhesie und Chir-

urgie sind korrodien, auch Kriegsbeu­
Je häll nichl ewig. Der Bedarf iSI 
unermeßlich. 

Sanierung des Wasser- und 
Abwassersystems 

Überlebenshilfe muß als ersles exi­
~enzbedrohende Mißslände beheben. 
So slanden die saniläre Emsorgung 
und die Erneuerung der Frischwasser­
zufuhr an ersler Sielle. Im Dezember 
1989 bewilligle das Auswänige Ami 
finanzielle Minel zur Verbesserung 
der lebensbedroh lichen hygienischen 
Verhällnisse. Noch im gleichen Monal 
begannen die VorbereilUngen. Sanie­
rungspläne wurden emwickell, Ko­
operalionsvenrnge abgeschlossen, das 
lechnische Team zusammenge>lellt. 
Im Januar flogen die Ingenieure Mar­
grel Zöpfgen und SIefan Schröcr nach 
Da Nang und übernahmen die LeilUng 

der Maßnahmen. Im Februar folgle ein 
weilerer Milarbeiler des Auslands­
dienSles. 

ach drei Monalen war die Hälfle 
des Projdles abgewickelt. Da; Drei­
fache der ursprünglich vorgesehenen 
Zeil wird nÖlig sein, der Abschluß iSI 
nicht vor Juni zu erwarten. 

Was macht die Hilfe 
so schwer? 

Auf dem Beschaffungsmarkl fUr In­
Slallalions- und Baumalerial sind -
wenn überhaupl - nur geringe Men­
gen zu erhallen. Die Lieferschwierig­
keilen si nd enorm. Die deUische Ar­
beilSweise iSI schwer umselzbar. Ein­
hallUng von Zeillimils und exaklc 
AusfUhrung können die Vielnamesen 
nur schwer nachvollziehen. Verhand­
lungen über die BauausfUhrung ziehen 
sich endlos in die Länge. Ergebnisse 

Dipl. -Ing. Margrel Zöpfgen und Stcf:m Schröer bei der Ankunft in Da 
N:mg. 

Eine einzige Baustelle: Der Krankenhausbereich steht unter Wasser. 
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und Ralschläge werden immer wieder 
himerfragt. In der Zusammenarbeil 
müssen beide Paneien lernen . Geduld, 
EinfUhlungsvermögen und Ausdauer 
werden Ion den Malleser-Technikern 
verlangt. fleiß, gUler Wille und Im­
provisalionslermögen müssen die 
Vielnamcsen einbringen. Nur so wird 
scheinbar Unmögliches doch noch ge­
meinsam bewälligt. 

Es verwunden nichl, wenn das slän­
dige MOli vieren und Appellieren an 
sachgerechle und erfolgreiche Arbeil 
an den Kräflen zehn. Dazu die fehlen­
de Freizeil - freie Wochenenden gibl 
es nicht. Umer Zeildruck haben die 
Vielnamesen läng\! eine zweile Ko­
lonne aufgeslelll, so daß Tag und 
Nachl gearbeilei werden kann. Die 
physische und psychische BelaslUng 
iSI exlrem hoch. 

MaHeser In guter Erinnerung 

Alles in allem iSi der lVilie der 
Vielnamesen, die SChwierige SilUalion 
zu meiSiern, deUilich spürbar. Die Zei­
chen Slehen posiliv: Im Vergleich zu 
den wenigen in Vielnam arbeilen­
den Hilfsorganisalionen genießI das 
Maheseneam großes Venrauen und 
un"'gleichliche Freiheil. Unsere Hil­
fe bis 1975 iSI noch in gUier Erinne­
rung. Unsere Helfer werden von der 
Bevölkerung sponlan angesprochen, 
wenn sie an ihrer DienSikleidung er­
kennllieh sind. Der vielnamesische 
Führerschein und die freie Fahn im 
milgebrachlen VW-Kübelwagen sind 
genauso wenig ein Problem wie die 
Einfuhr von Hilfsgülern und die 
schnelle Abwicklung von Zollangele­
genheilen. Unserer Arbeil wird viel 
Sympalhie enlgegengebrachl. Das ro­
le Wappen mil dem weißen Maheser­
kreuz iSI der 510lz eines jeden Moped­
fahrers. Die Kooperalion mil den Be­
hörden iSI schnell und unproblema­
lisch. 

15 Jahre nach dem Krieg iSI der 
Name "Maheset immer noch ein BI) 
griff in Vielnam. 

S. Schröer, S. J. Peruvemba, 
M. Zöpfgen 



Deutscher Feuerwehnerbancl al 
Motto: "Feuerwehr = Mensch + Technik" 

26. Deutscher Feuenvehrtag 1990 
Bundespräsident von Weil.'iäcker ist Schirmherr - 50000 Teilnehmer gemeldet 

Der 26. Deutsche Feuerwehrtag 
.. om 14. bis 19. Juni 1990 in Fried­
richshafenIBodensee - der 5. der 
Nachkriegszeit - wird in wenigen 
Wochen eröffnet. Das Veranstal­
tungsprogramm und die geographi­
sche Lage des Veranstaltungsortes 
im "Dreiländereck" von Deutsch­
land, Österreich und der Schweiz 
waren wohl Anlaß, daß sich bisher 
schon rund 50000 Teilnehmer an­
meldeten, darunter rund 3000 aus 
dem Ausland. Schirmherr dieser al­
le zehn Jahre stattfindenden Groß­
veranstaltung des Deutschen Feuer­
wehrverbandes ist Bundespräsident 
Richard von Weizsäcker. Die Stadt 
Friedrichshafen mit ihrer Bevölke­
rung ist gerüstet, die Gäste aus über 
30 Staaten zu empfangen. Der Deut­
sche Feuerwehfl'erband als Veran­
stalter hat sich um eine gute Vorbe­
reitung bemüht. Die Feuerwehrtage 
können beginnen. 

Bundesprominenz kommt 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
sieht in der Zusage des Bundespräsi­
denten, die Schirmherrschaft über den 
26. Deutschen Feuerwehnag zu über­
nehmen und zum Festakt (am Freitag, 
den 15. luni) nach Friedrichshafen zu 
kommen, eine große Anerkennung ftir 
die Arbeit der Feuerwehren zum Woh­
le der Bürger und des Staates. 

Der zahlenmäßig große Besuch von 
Politikern aus Bund und Ländern zu 
den verschiedenen Veranstaltungen ist 
bemerkenswen. So wird die zweitägi­
ge Tagung des internationalen Feuer­
wehrverbandes CTIF (Mittwoch, den 
13. 6.) von Bundesinnenminister 
Schäuble eröffnet, zur gemeinsamen 
Eröffnungsveranstaltung des Deut­
schen Feuerwehrtages und der interna· 
tionalen Fachmesse (Mittwoch, den 
13. 6.) kommen u. a. Bundeswin­
schaftsminister Haussmann und der 
Vorsitzende der Innenministerkonfe­
renz, der baden-wüntembergische 
Innnenminister Schlee, bei der GroB-

kundgebung am Samstag (16. 6.) spre­
chen u. a. Bundeskanzler Kohl und 
Baden-Wümcmbergs Ministerpräsi­
dent Späth. 

30 Nationen tagen am 
Bodensee 

Das ..Internationale Technische Ko­
mitee ftir vorbeugenden Brandschutz 
und Feuerlöschwesen" (CTIF), der in­
ternationale Zusammenschluß der 
Feuerwehren, ftihn zu Beginn des 
Deutschen Feuerwehnages seine 
zweitägige lahrestagung durch. Hier­
zu haben sich bisher rund 30 Nationen 
aus Europa, Amerika, Afrika und 
Asien angemeldet. Diese Tagung be­
stätigt den internationalen Stellenwen 
dieser Großveranstaltung und das gro­
ße internationale Ansehen des Deut­
schen Feuerwehrverbandes. 

Rund 50000 Besucher 

Mit rund 50(0) angemeldeten Be­
suchern verzeichnet der diesjährige 
Deutsche Feuerwehnag eine höhere 

Teilnehmerzahl als bei der letzten Ver­
anstaltung 1980 in Hannover. Auf­
grund der politischen Veränderungen 
in der DDR entstand in den letzten 
Wochen die nicht vorher>ehbare Em­
wicklung. daß sich auch rund 2!XXl 
Feuerwehnnänner und -frauen aus 
DDR-Feuerwehren anmeldeten und an 
der Kundgebung und am Festzug teil­
nehmen. Bereits im Mai 1989 gingen 
die ersten Anmeldungen aus dem Bun­
desgebiet ein. was letztlich dazu ftihr­
te. daß die ersten .,Saalveranstaltun­
gen" Anfang 'O\ember 1989 und die 
letzte Mine Februar 1990 ausgebucht 
waren. Bis zum Meideschluß am 31. 
12. 1989 hauen sich erst rund 23(0) 
Teilnehmer angemeldet, so daß zum 
Leidwesen des Veranstalte" aus orga­
nisatorischen Griinden eine Fristver­
längerung bis zum 15. 2. 1990 not­
wendig wurde. In diesen andenhalb 
Monaten stieg dann die gemeldete Be­
suchenahl auf rund 50(0) an. Nicht 
nur Arbeitsüberlastungen können die 
Ursache gewesen sein, daß der erste 
Meideschluß so wenig Beachtung 
fand. 

Anmeldeverfahren und 
Organisation 

Für die Anmeldung zu den Veran­
staltungen des Feuerwehnages, zur 
Reservierung der Gemeinschaftsquar­
tiere sowie zur Anforderung der Ta­
gungsabzeichen, der verbilligten Mes­
sekanen und der Teilnehmerkanen ftir 
die Rahmenprogramme hat die DFV­
Bundesgeschäftsstelle als Zentralstei­
le der Organisationsarbeiten Anfang 
1989 ftir den gesamten deutschspra­
chigen Raum über 30(0) Meldeformu­
lare verschickt. Wegen der Veranstal­
tungsgröße mit der Vielzahl von Ver­
anstaltungen und der Vielfalt notwen­
diger AuswertungenlErgebnislisten 
wurde ein EDV-gestütztes Bearbei­
tungsverfahren mit einem extra daftir 
erstellten EDV-Programm gewählt. 
Firmen stellten hienur benötigte Com­
puter und Drucker zur Venugung. 
Diese Organisationsform hat sich als 
riChtig erwiesen, da die gesamten Vor­
bereitungsarbeiten ohne das sonst bei 
vergleichbaren GroBveranstaltungen 
übliche mehrköpfige hauptberufliche 

Friedrichsharen , dte reinolle Stadt am ßodensee. erwartet zum 26. Oeutschen Feuerwehrtag Besucher aus dem In· 
und Ausland. ("'oto: Brugger l Freigegeben v. Reg.·Präs. Sluugar( Nr. 216 1026 C) 
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Organisationlteam abgewidelt wur­
den, "obei eme IJItlräflige Unte~tüt­
zung ",or On" durch die Stadt Fried­
rich,hafen mll Verwaltung und FreI­
williger Feuerwehr, durch das Land­
ratsamt des Bodenlee-Kreisel und 
einige Einzelpersonen freiwillig und 
ehrenamtlich gewähn wurde . Ein 
Dank daftir an dieser Stelle, 

RaumkapazItaten reichen 
nicht 

Die Tatsache, nicht allen Teilneh­
mern die gewünsehten Einlaßlanen 
zuteilen zu lönnen, bedauen der DFV 
sehr, lann die Silualion aber nicht 
ändern . Alle Mühen wurden aufge­
"endet. die größten önlichen Räum­
lichkeiten einzusenen. ,iele Pla­
nung,änderungen erfolgten in den 
letzten Wochen. Es reicht aber nicht 
aus. Die Kanenzuteilung erfolgte, wie 
allen Teilnehmern au\ dem Meldebo­
gen und dureh mehrfache Presse"rüf­
fentlichungen bekannt, in Reihenfolge 
de Posteinganges. Dieses m den 
DFV-Gremien 198889 festgelegte 
Verfahren wurde ge"ählt, da andere 
Verfahren ungerecht e~hienen und 
man Im Interesse aller Feuerwehren 
nicht nach "Bekanntheitsgrad des Be­
stel1m" zuteilen "ollt. und konnte. 
Der Deut he F.ue""hf\emand mit 
seinen Gremien hofft auf das Ver­
ständnis der Teilnehmer. die ..leer aus­
gingen". 

Tagungsabzeichen 

Seit Kriegsende hat das Tagungsab­
zeichen der Deutsehen Feuerwehnage 
dlC gleiche äußere Fonn und istzwi­
sehenzeitlich auch zum begehnen 
Sammlerobjekt geworden. Dieles Ab­
Zeichen IIt nur im Vorverkauf (Prei, 
7, - DM; Bestellung mit Teilnehmer­
meldung I beim DFV erhältlich und 
wird, wie seit 1953 üblich. ,on jedem 
Besucher benötigt. Dieses Abzeichen 
dient als "Berechtigungsaus"eis" zur 
Teilnahme an der Gesamlleran>tal­
tung und als Voraussetzung zum Er­
werb der \Cr;chiedenen Einlaßkanen. 
Für den Veranstalter ist das Tagungs­
abzeichen aber auch ein unlClzichtba­
res Orgamsalionsmlllel, um wläßli­
che Teilnehmerzahlen zu belommen, 
ohne die eine Groß\Cranstaliung nicht 
organisien werden kann. 

Hotels/Gasthöfe 

In den Hotels. Gasthöfen und Pri­
,atquanieren der Stadt und in einem 
Umkreis Ion rund 60 km zwilChen 
Konstanz und Bregenz bis vor Ulm 

I)a~ Veranstnll unl!.s- lind Kongreß1.CnlfUm "Gnl'-Zeppeli n-Blms" bietel 
den idealen Rahmen rur die Tagungen "!ihrcl1d dC1l; I'cuer",chrta~es. 

(Foto: Urugger I Freigegeben \ . Reg._ llrüs. Stultgurt Nr. 1/6102H C) 

sind mit rund 16000 Benen annähernd 
alle Kapazitäten au,gebucht. und die­
ses schon seit Monaten. Dem Ver­
kehmerein Friedrichshafen gebühn 
bei dieser Quaniersitualion rur sein 
unennüdliches Bemühen um eine den 
Gast zufriedensteIlende Bedienung 
besondere Anerkennung. Es darf nicht 
übersehen "erden, daß el sich beim 
BodenlCeraum um ein begehnes Fe­
rienziel handelt und die\C, Jahr mit 

RW zeitgleich mit dem Feuerwehr­
tag ein großes Land mit \Cinen chul­
ferien beginnt. 

Gemelnschaflsquartlere 

Keinen Engpaß gibt es bei den in 
Klassenzimmern der önlichen Schu­
len eingerichteten Gemeinschafts­
quanieren (vom 14. bis 17 . 6. 19901 
mit einer Kapazität bis zu 11000 Lie­
geplätzen. Bilher haben sich rund 
7500 Personen angemeldet. Daß sich 
im Zeiuaum Ion 1980 bi 1990 der 
Anspruch an Quaniere \Crandene, 
mußten die Veranstalter zWIlChenzeit­
lich zur Kenntnis nehmen. Das Ange­
bot "Gememsehaftsquaniere" wird 
nicht mehr so angenommen wie noch 
vor zehn Jahren; der Gast ist an­
spruchsvoller geworden und möchte 
ungern auf seinen son;! ge"ohnten 
Qualitätsstandard rur Quaniere ver­
zichten. 

60 % bringen Schlafsllcke mit 

Etwa 40 Prozent der Obernachter in 
Gemeinschafllquanieren haben das 
angebotene Einwegbenzeug bestellt; 
der größere Anteil mit 60 Prozent 
bringt demnach Schlafsäcke mit. Die 
Organisatoren hoffen. daß sich die 
Obernachter dessen bewußt smd, daß 
ohne Vorbestellung vor On kein Ein­
wegbenzeug zu bekommen ist: die 
Dispo,ition läßt dieses nicht zu. Die 
Liegeplätze in den Kla;senzimmern 
befinden sich auf dem Boden (keine 
BengestelleI. wo der Schlafsack 

bzw, da; Ein"egbettzeug aufgelegt 
wird. 

Zeltlager 

Die rund 300 jugendlichen Mitglie­
der der am Jugendfeuerwehrbewerb 
teilnehmenden 23 Mannschaften aus 
der Bundesrepublik, DDR. Frankreich 
und CSSR ;lnd geschlossen im Zeltla­
ger "Seemoos" (am Bodensee gele­
genl untergebracht. Soweit bei Ju­
gendfeuerwehren Interesse an einem 
Zeltplatz (eigene, Zelt mitbringen I be­
steht. IOllten lieh diese Gruppen 
IChnellstenl (falls noch nicht gNhe­
henl beim Verkehrsamt der Stadt 
Friednchshafen oder bei einem der 
zahlreichen öffentlichen Zeltplätze an­
melden. 

Ver1tehrsmlllel für 
An-/Abrelse 

Rund 32000 Besucher benunen ftir 
die Reise Kraftfahrzeuge; rund 2000 
Pkw, 500 KlembulSC. 700 Reisebu,se 
und 100 Löschfahrzeuge. Weitere 
18000 Besucher benutzen die Bundes­
bahn; davon am Samstag rund 8000 in 
elf Sondenügen, vorwiegend aus dem 
süddeut",hen Raum. Die serkehrspo­
litisch po"ti" Entwicklung .. Schiene 
;tan Straße-' Wird von den Organisato­
ren und der önlichen Polizei begrüßt. 
Der Aufruf des Deutschen Feuerwehr­
verbandes "Benutzt die Bundesbahn 
anstelle Ion Kraftfahrzeugen" hat of­
fene Ohren gefunden, was entschei­
dend zur Entlallung des im Bodensee­
bereich überlasteten Straßennetzes 
beitr'gl. 

Bundesbahn muß handeln 

Es liegt an der Deutschen Bundes­
bahn, sich auf diese zusätzliche Zahl 
Reisender, in\besondere am SamIlag 
(16. 6.1 auf der Strecke Ulm-Fried­
riehlhafen-Ulm, einzustellen und 
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Maßnahmen zu treffen, daß es jetzt 
nicht (anstelle Suaßenl bei der Anreise 
im Bahnhof Ulm und bei der Rückrei­
se im Bahnhof Friedrichshafen zu ei­
nem unlÖ>baren Reisestau kommt. 
Von den Reisenden am Samstag (16. 
6. I benutzen rund 5500 die fahrplan­
mäßigen Züge rur Ihre An-,Abreise. 
Diese Erkenntnisse hat die DFV-Ge­
schäft teile aus den EDV-Aus"er­
tungen der Anmeldungen gewonnen. 

Mine März unterrichtete der Deut­
sche Feue",ehrveroond hierüber die 
zuständige Bundesbahndirektion 
Stungan und dureh Rundschreiben al­
le Kreisfeuerwehf\erbände/feuer­
wehnechmschen Auf,icht,beamten 
der Bundmepublik . Die Feue",ehren 
werden gebeten (falls BahnreisendeI 
,ICh wegen der hohen Reisezahlen 
schnellstens ihre Fahrkane und eine 
Platzreservierung zu beschaffen. ur 
über Plallkanen erhält die DB Zahlen 
darüber. auf welcher Strecke um wei­
che Uhrzeit welche Zahl Reisender zu 
uansponieren ist. Angepaßt sind \ on 
der DB Verstärkungszüge einzuset­
zen. Der DFV selZl auf die Anpas­
lungsflihigkeit der Bundesbahn. die 
sich in den \ergangenen Monaten bei 
Reiseplanungen von Feuerwehnags­
Besuchern zum Ärgernis der Betroffe­
nen nicht immer als .. kundenfreundli­
ches und \erhandlung>bereites Unter­
nehmen" darstellte. 

Ver1tehrslenkung der Polizei 

Besucher. die in der Teilnehmer­
meldung als Reiseminel Kraftfahrzeu­
ge angegeben haben. erbalten der be­
nannten Reiseroute entsprechend ihre 
Parkplatz-Kanen . Die'" dienen der 
Polizei im gesamten Boden>eegebiet 
zur Verkehrslenkung und im Raum 
Friedrichshafen der Parkplatzzuwei­
sung. 

Schon seit Monaten besehäftigt ,ich 
die önliche Polizeidirektion in Zusam­
menarbeit mit benachoonen Polizei­
diensl>tellen. der Stadt Friedrichsha­
fen und dem DFV um ein dem zu 
erwanenden Verkehrsaufkommen an­
gepaßtes Verkehrskonzept. Wesentli­
che Grundlage ist die vom DFV über 
EDV erstellte und laufend aktualisier­
te Auswenung "Verkehrsplanung", 
bei der Daten der Tellnehmenneldung 
(Reiseminei, Reise"eg, Reisetagel 
serarbeitet werden. Die Polizei sah 
sich in diesem Zusammenhang sehon 
jetzt zu emem anerkennenden Uneil 
seranlaßt. Bisher hänen bei Groß",­
anstallungen noch von keinem Veran­
;talter so detaillienes Zahlenmaterial 
- 10 Verbmdung 0111 dem \001 DFV 



entwickelten Parkkanensystem - vor­
gelegen. 

Aufruf des DFV: Reisende mit 
Kraftfahrzeugen, benutzt die auf der 
Parkplatz-Kane angegebene Reise­
strecke (entspricht Angabe eigener 
Anmeldung) und keine andere! - An 
allen Veranstaltungstagen gibt die Po­
lizei laufend über den Rundfunksender 
"RADIO 7" (Kanal siehe Parkplatz­
Kane) verkehrslenkende Hinweise. 

Fachtagungen 

Die vier am Donnmtag, dem 14.6. 
(zeitgleich 14.30 Uhr), stattfindenden 
Fachtagungen behandeln die Themen: 
I. "Feuerwehnechnik" 
2 .. ,Gesundheirs- und Rettungs-

wesen" 
3. "Einsatzwesen und Umwelt-

schutz" 
4. "Gesellschaftsstrukturen und Feu­

erwehrnachwuchs" 
Nur ein Teil der angemeldeten Be­

sucher kam in den Genuß von Einlaß­
kanen, da das Fassungsvennögen der 
Tagungsräume nicht ausreichi; be­
nutzte Tagungsräume: Fachtagung I 
mir 1000 Plätzen (2000 Anmeldun­
gen), Fachtagung 2 mit 430 (800 An­
meldungen), Fachtagung 3 mit 900 
(1300 Anmeldungen) und Fachtagung 
4 mir 700 Plätzen (800 Anmeldun­
gen). Diese Tagungen waren im Zeit­
raum von Dezember 1989 bis Februar 
1990, zeillich unte~hiedlich, ausge­
bucht. 

Grundsatzfachtagung 

Thema der am Freitag, dem 15. 6. 
(14.30 Uhr), stanfindenden Grund­
satzfachtagung ist das Mono des Feu­
erwehnages "Feuerwehr = Mensch + 
Technik", welches sich in die vier 
Einzelreferate glieden 
- Technische Entwicklung in Europa 
- Dem technischen Slandard ange-

paßte Feuerwehnechnik 
- Vmländnis der Gesellschaft zum 

Helfen 
- Angepaßte Maßnahmen des Ge­

setzgebe~ und Feue~hutzträge~. 
Da aus zeitlichen Gründen nur im 

Grundsätzlichen Antwonen gegeben 
werden können, sind die Erkenntnisse 
in den Folgernonaren in den Verbands­
gremien aufzuarbeiten, um zu ver­
wendbaren Schlußfolgerungen zu 
kommen. 

Für diese Tagung stehen bei rund 
2600 Anforderungen 1000 Plätze zur 
Verfugung, so daß nur ein Teil der 
Imeressemen Einlaßkanen erhielt. 

Feuerwehrbewerbe 

Am Freitag, dem 15. 6. 
(8.00-16.00 Uhr), finden im Vffi­
Stadion der "Feuerwehrwettkampf' 
nach den CTIF-Richtlinien Hir Frei­
willige Feuerwehren und der ,Jugend­
feuerwehrbewerb" nach den CTIF­
Richtlinien Hir Jugendfeuerwehren 
statt. 

Am ,.Feuerwehrwettkampf' neh­
men rund 650 Aktive in 54 bundes­
deutschen Gruppen und jeweils drei 
Gruppen aus Östenreich, Schweiz und 
Frankreich leil. Beim ,Jugendfeuer­
wehrbewerb" , der als Bundesaus­
scheidung der Deutschen Jugendfeu­
erwehr Hir den 1991 in Finnland Slatt­
findenden CTIF-Bewerb gilt, sind es 
rund 300 Jugendliche in 20 bundes­
deutschen Gruppen und jeweils eine 
Gruppe aus der DDR, CSSR und 
Frankreich. 

Bundeswertungsspieien 

Am ,,6. Bundeswenungsspielen" 
am Freitag, dem 15. 6. (8.00-14.30 
Uhr), nehmen die 43 sich in vorausge­
gangenen Landesausscheidungen qua­
Iifizienen besten Musik-, Spielmanns­
und Fanfarenzüge der Bundesländer 
mil rund 1500 Musikem teil. Die von 
Jahr zu Jahr gestiegenen musikali­
schen Leistungen lassen ein gutes 
Konzen erwanen. Der Eintrin in der 
Bodensee-Sponhalle und der Turn­
und Festhalle ist Hir alle Besucher 
kostenfrei . 

Gemeinsame SIegerehrung 

Im Vffi-Stadion findet am Freitag 
um 17.00 Uhr Hir alle Wenbewerbe 
(Feuerwehrwenkampf, Jugendfeuer­
wehrbewerb, Bundeswenungsspie-

len) die feierliche Schlußveranstaltung 
mit Siegerehrung statt . Alle 1500 Mu­
siker spielen dabei einen Massenchor. 

Feuerwehnnarsch 

Für den Feuerwehnnarsch arn 
Sonntag. dem 17. 6. (Stan 8.00-9.30 
Uhr), über eine Strecke von ca. 10 km, 
entlang dem Bodensee, haben sich 
rund 1100 Aktive der Feuerwehren 
angemeldet. Bis 12.30 Uhr müssen 
alle Teilnehmer den Zielstrich erreicht 
haben, will man in der Wenung blei­
ben und die "Feuerwehnna~ch-Me­
daille" erhalten. 

Historischer Sprltzenbewerb 

Ein Zuschauennagnet wird der 
,.Wettbewerb mit historischen Sprit­
zen" am Sonntag, dem 17. 6. 
(10.30-14.30 Uhr), auf dem Adenau­
erplalz (im Sladtzenlrum). Zur Teil· 
nahme zugelassen sind Handdruck­
spritzen unte~hiedlicher Baujahre, 
wobei die Bedienungsmannschaft in 
zeitgemäßer Unifonnierung anzutre­
ren hat. Die elfTeilnehmennannschaf­
ten aus der Bundesrepublik und eine 
Mannschaft aus der DDR wurden von 
den LandesfeuerwehrverbändenlLan­
desgruppen entsendet. Emrnals Hihn 
der DFV diesen Bewerb durch. Ob er 
eine bundesweire Zukunft hat? 

LeIstungsbewerbe der Länder 

Feuerwehren aus den Bundeslän­
dern Baden-Wüntemberg, Bayern, 
Hessen und Rheinland-Pfalz zeigen 
am Sonntag, dem 17. 6. 
(10.30-12.00 Uhr), auf dem Park­
platzgelände (neben Messe-Halle 9) 
die Leistungsbewerbe Hir Feuerweh­
ren ihrer Bundesländer, um dem Fach-
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26. Deutscher Feuerwehrtag 
Friedr ichshafen 1990 

Aus AniaU des feuernehrtages setzt die Deutsche Bundespost einen Sonder­
stempel ein. 

publikum einen Überblick über die 
jeweiligen Anforderungen zu geben. 

Vorführung auf dem Boden­
see und im Stadtgebiet 

Eine große Ölwehr-Übung am 
Samstag. dem 16. 6_ (9.00-11.00 
Uhr), auf dem Bodensee (Nähe Graf­
Zeppelin-Haus) soll dem Fachpubli­
kum und der Bevölkerung die Lei­
stungsfahigkeit der Feuerwehren bei 
Ölunfallen auf dem Wasser vorfuhren. 
Um 11 .00 Uhr folgl als Kontrastpro­
gramm auf dem Adenauer-Plalz 
(Sladlzentrum) eine Feuerwehrübung 
mit Mannschaft und Technik "von 
früher'. 

Am Sonntag vonninag zeigt die 
önliche Feuerwehr an der ,Alten Feu­
erwache" den Bürgern ve~hiedene 
Gefahrenlagen durch Feuer im häusli­
chen Bereich und wie man sich in 
solchen Fällen richlig verhäll. 

Kundgebung und Festzug 

Der Samstag (16. 6.) steht ab 14.00 
Uhr im Zeichen der rund einstündigen 
Großkundgebung mit anschließendem 
Festzug durch die Straßen der Stadt. 
Zur Kundgebung mit Bundeskanzler 
Kohl und Baden-Wünrembergs Mini­
sIerpräsidenten Spälh haben sich rund 
35000 Tei lnehmer angemeldet. Dar­
unter rund 1000 Besucher aus der 
DDR und rund 500 aus anderen ach­
b~laaten. 

Der anschließende Festzug wird 
aufgelocken durch zahlreiche Grup­
pen mit feuerwehrbezogenen und 
landsmannschaftlichen Da~tellungen 
sowie durch ca. 900 Feuerwehrfah­
nen. 20 Musikzüge, 46 Spielmannszü­
ge und 14 Fanfarenzüge sorgen Hir das 
richlige Marschrempo. Die Strecke 
des Festzuges ist 2400 Meier lang und 
Hihn von der Messe durch die Innen­
sladl zum Bodenseeufer. 

Seefest am Bodensee 

Bei keinem anderen Veranslal­
lungspunkt hoff! man so sehr auf trok­
kenes und wannes Sommerwetter wie 
am Samstag beim abendlichen Seefest 
am Bodensee. zu dem mehr als 50000 
Menschen erwane! werden. Der ge­
samte Bereich der Uferanlagen bildet 
einen riesigen Festplatz unter freiem 
Himmel. In den weiträumigen Parkan­
lagen stehen rund 25000 Silzplälze 
(Ti sche und Bänke) bereit. Im gesam­
ten Uferbereich sind Bier-/lVeinSlände 
und Imbißstände der unte~hiedlich­
Slen An aufgebaul. Um 18.00 Uhr 
beginm am Seeufer und auf dem See 
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ein großes Rahmenprogramm, wei­
ches gegen 22.00 Uhr mil emer "r0-

mantischen achl auf See" und emem 
Feue", er~ als Höhcpun~1 ende!. bei 
dem die gesamle Bodenseenolle mil 
Schiffen aus der Schweiz, Ö"erreich 
und DeUischland als LampionkoM 
auffahn. 

Gesellige VeranstaHungen 

Die geselligen Veranslahungen, 
wie der ,,Feue,,,ehrabend" (Donners­
lag, 14. 6.) und der "Gesellschafis­
abend" (Freilag, 15. 6.) mil je"eils 
rund 1-lOO Pläilen sind bereils seil 
Ende November 1989 ausgebuchl. 
Mangeh größerer Räumlichkeilen gab 
es keme Möglichkeil, die 2800 bzw. 
3000 Kanenwünsche zu erfüllen. 

Schiffsfahrten auf dem 
Bodensee 

Den Be,uchem wurden im Anmel­
deformular drei Schiffsreisen mh der 
Bodenseenolle angehOIen . 

Freilag 115 . 6 .. 10.00-16.30 Uhr): 

Schiffsfahn mil Besuch der Insel 
Mainau und der Sladl Meersburg. 

Sarnslag (16. 6 .. 20.00-24.00 
Uhr): Mil einem Tanz-Schiff umer­
wegs. 

Sonmag (17. 6., 11.00-16.00 
Uhr(: Fahn in die Bregenzer Buchl mil 
Besuch der SIOOI Lindau. 

Diese Touren sind fasl ausgebuchl. 
Aus diesem Grunde bleien die Boden­
see-Schiffsbelriebe an allen Tagen ein 
zusälzliche, umfangreiches und imer­
e;sames Sonderprogramm an. Anfra­
gen sind zu richlen an die .. Bodensee­
Schiffsbelriebe, Seeslraße 22, 7990 
Friedrichshafen; Telefon 075411 
201389". Aber auch vor On sind siän­
dig Buchungen möglich. 

Fachausstellung auf dem 
Messegelände 

Während der Veranslallungslage 
des 26. DeUischen Feue",ehnages 
finde! auf dem Messegelände eine Ion 
der .. Me;segesellschafl Friedrichsha­
fen" ausgerichle!C Imemalionale 
Fachausslellung für BrandschUlz. Rel-

IUngs"esen und Kalastrophenhilfe 
<lall. Vom 14.-19.Juni 1990 sind die 
Messelore ganzlaglg (von 
9.00- 1 8.00 Uhr) geöffnel. In achl 
Messehallen mil ca. 38000 qm Fläche 
und emem Freigelände mil ca. 18000 
qm erwane! man bis zu 100000 Besu­
cher. Fahrzeuge und Ausslallungen, 
Löschgeräle, Löschanlagen, Lösch­
millel , Lelblellen- und Melde!cchnik, 
Saniläl>llusrüslUngen. Mediengeräle. 
persönliche SchulzausriislUngen. Ge­
räle für die lechnische HilfeleislUng, 
Ausslallung von Feuerwachen und 
Werblällen, Informalions- und Orga­
nisalionslechnik. Mel\- und Nach­
weisgeräle sind die wesentlichSien 
AussIellergruppen. 

MI! der Fachausslellung iSI eine 
"Ideelle Schau" verbunden. Viele die­
ser idee llen Auss[e ller werden mil in­
fom",iven Siänden das Aufgabenge­
biet der Feue",ehren und anderer Or­
gani\;ltlonen erläUlemd d~lellen. 

Aber auch manches Hobbygebie! wird 
dem Besucher vorges[eill. Messekar· 
!Cn smd an der Tageskasse der Messe 
erhählich. 

Die Gastgeberstadt 

Die Slad[ Friedrichshafen am Bo­
densee, einst Sommerresidenz würt­
lembergischer Könige, erlangle durch 
Graf Zeppelin lVehruhm. Sie hal lrolz 
ihres zwischenzehlichen Aufsliegs zur 
Messe· und Induslriemeuopole nichis 
an Charme verloren: Ferienfreude und 
Gasllichkeil werden in der 53000 Ein· 
wohner zählenden Bodenseesladl 
groBgeschrieben und das kuhurelle 
AngebOi ist hervorragend. Der imer· 
na[ionale Bodensee, an dem Fried· 
richshafen elf KilomeIer Uferlänge 
einnimmt, die wehweilen Verbindun­
gen der Induslrie und die En[wicklung 
als Messeplalz seil den 50er Jahren 
geben der Sladl ihr un"",cchelbares 
Fluidum. hl es auf der einen Sei[e der 
Bodensee mil den im Himergrund lie· 
genden Alpen, so sind es auf der 
anderen Seile die großen weilen lVein· 
berge und Obslgänen, die der Sladl 
den landschaftlichen Rahmen geben. 
Dieses alles ziehl den Besucher nach 
don, und die Friednchshafener Ga· 
stronomie weiB, was Sie anspruchsvol· 
len GäSlen schuldig iSi R. Voßmeier 
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Grußworte zum 26. Deutschen Feuerwehrtag 
Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Den Vernnsta[tern des 26. Deutschen Feuerwehnages und den Gästen des In- und 
Auslandes übemlittle ich meine herzlichen Grüße. 

Industrialisierung und Technisierung haben uns Errungenschaften gebracht, auf 
die heute niemand mehr verzichten möchte. Der Fonschritt ist jedoch nicht ohne 
Risiko. Die aus der technischen Entwicklung erwachsenden Gefahren rechtzeitig zu 
erkennen und durch geeignete Mittel Vorsorge für eine wirkungsvolle Abwellr zu 
treffen, fordert von unseren Feuerwehren große Rexibilität und hohes Können. Das 
Motto des Feuerwehrtages .,Feuerwehr = Mensch + Technik" ist daher mit Bedacht 
gewählt. 

Ein erfolgreicher Brand-, Katastrophen- und ZivilschUll ist ohne moderne Technik 
nicht denkbar. Noch wichtiger aber ist der Mensch. Wenn sich niemand bereit fände, 
unter Einsatz der Gesundheit und oft sogar des Lebens für den Nächsten da zu sein, 
wäre jede noch so perfekte materielle Vorsorge umsonst. 

In allen Staaten sind immer wieder Menschen bereit, diese anspruchsvolle 
Aufgabe zu übernehmen. In unserem Land haben sich eine Million Männer. Frauen 
und Jugendliche bereit gefunden, sich unter Verzicht auf ihre Freizeit in den Dienst 
des Gemeinwohls zu stellen. Sie sind selbstlos zur Stelle, wenn durch Brand oder 
Katastrophen Menschenleben in Gefahr sind oder Sachschaden droht. Erst kürzlich. 
während und nach den verheerenden Orkanen, haben sich unsere Feuerwehren 
einmal mehr in hervorragender Weise bewähn. Tag und Nacht waren sie im Einsatz, 
um Gefahren von unseren Bürgern abzuwenden. 

Die selbstlose Pflichterfullung der Feuerwehren verdient Dank und Anerkennung. 
In ihrem Gemeinsinn, ihrer Hilfs- und Opferbereitschaft, sind sie Vorbild für uns 
alle. Mögen sich auch in Zukunft Bürger bereit finden, diese für die Allgemeinheit 
unverzichtbare und verantwonungsvolle Aufgabe zu übernehmen. 

Dem 26. Feuerwehnag wünsche ich ein gutes Gelingen. 

• 
Bundesratspräsident Walter Momper: 

Allen Teilnehmern des 26. Deutschen Feuerwehrtages und den vielen Besuchern 
der Ausstellungen, Fachtagungen sowie sponlichen und gesellschaftlichen Veran­
staltungen entbiete ich einen herzlichen Gruß und wünsche Ihnen erlebnisreiche und 
interessante Tage am Bodensee. 

Mit dem Leitthema .. Feuerwehr = Mensch + Technik" hebt der Deutsche 
Feuerwehrverband die entscheidende EntwiCklung der letzten Jahre und mit Sicher­
heit der Zukunft hervor. Noch immer erforden die Tatigkeit in der Feuerwehr groBen 
persönlichen Einsatz, Mut und Kraft. Aber die Technisierung aller Lebensbereiche 
hat sich auch stark auf den Brand· und Katastrophenschutz ausgewirkt und verlangt 
jetzt eine intensive Aus- und Weiterbildung aller hier hauptberuflich oder freiwillig 
Engagienen. Der mrhandene hohe Ausbildungsstand wird am ehesten erreicht und 
gesichen durch einen gesunden Wettbewerb. Als Präsident des Bundesrates freut es 
mich, daß auch Leistungswettbewerbe der Länder auf dem Programm stehen. Sie 
spiegeln gewissennaßen das dauernde Wetteifern um die beste Lösung wider, das 
kennzeichnend für unseren föderativen Staat ist. 

Meinen Dank an alle. die täglich im oft anstrengenden und gefahrlichen Dienst für 
das Wohl der Allgemeinheit stehen, \'erbinde ich mit dem Wunsch, daß der 26. 
Deutsche Feuerwehrtag ein gelungenes Fest, eine Stätte froher Begegnung und ein 
Quell des Fortschritts für noch mehr Sicherheit für uns alle sein möge. 

8undesinnenminister Dr, Wolfgang &häuble: 
Zum 26. Deutschen Feuerwehnag möchte ich den Frauen. Männem und Jugendli­

chen in den Feuerwehren aller Sparten meine besten Grüße und Wünsche übennit­
teIn. 

Ich grüße auch die Delegationen der ausländischen Feuerw'ehren, die mit ihrer 
Anwesenheit dem Gedanken der Völkerverständigung, - die gegenseitige Hilfe in 
Not und Gefahr ist hierfur ein hervorzuhebendes Beispiel - Ausdruck geben. 

Die Feuerwehren leisten auf dem Gebiet der humanitären Hilfe einen nicht 
hinwegzudenkenden Beitrag für unser Gemeinwesen. Sie werden dabei in bezug auf 
Tradition und Einsatzbereitschaft von keiner anderen Organisation übertroffen. Dabei 
ist der gesellschaflSpolitische Nutzen des freiwilligen und ehrenamtlichen Engage­
ments der Helferinnen und Helfer der Feuerw'ehren von ganz besonderer Bedeutung. 
Hier haben sich Menschen zusammengefunden. die dem Staat nicht als Fordernde 
gegenüberstehen. Sie bieten im Gegenteil dem Staat ihre Mitwirkung bei der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben an. Sie sind Bürger. die aus ihrem demokratischen 
Grundverständnis hernus dem Gemeinwohl dienen wollen. Schon lange bevor der 

Begriff in den Sprachgebrauch eingefUhn war, waren die Feuerwehren die größte 
Bürgerinitiative unseres Landes, 

Veranstaltungen wie der Deutsche Feuerwehrtag sind Ausdruck der Verbunden­
heit zwischen den Bürgern und der aus ihrer Mille gebildeten freiwilligen Feuerweh­
ren, deren Mitglieder sich in vorbildlicher Weise in den Dienst der Sicherheit ihrer 
Mitbürger gestellt haben. Ein solches Gemeinschaftsbewußtsein, das oftmals die 
Einsatzkräfte bis an die Grenze der persönlichen L.eistungsfahigkeit forden, haben 
sich die Feuerwehren seit jeher zueigen gemacht. Auch hierfür möchte ich Ihnen den 
Dank und die Anerkennung der Bundesregierung aussprechen und mit dem Wunsch 
verbinden, daß Ihnen die Bewältigung der Aufgaben des nächsten Jahrzehnts ebenso 
wie in der Vergangenheit gelingen möge. 

Dem DeUischen Feuerwehrtag 19CXl wünsche ich einen gUien und hannonischen 
Verlauf. 

• 
Bundesnrkehrsminister Dr, Friedrich Zimmermann: 

Den Teilnehmern und Gästen des 26. Deutschen Feuern'ehrtages sende ich meine 
herzlichen Grüße nach Friedrichshafen . 

Brandschutz und Katastrophenhilfe, aber auch das Renungswesen zählen zu den 
wichtigsten Aufgaben der Feuerwehr. 

Rund VI der Rettungsdiensteinsätze leisten die Feuerwehren Jahr für Jahr. Damit 
trägt die Feuerwehr erheblich zur Verbesserung unseres Rellungssystems bei. Heute 
trifft schon nach ca. acht MinUien ein zu einem Unfall gerufenes Rellungsfahrzeug 
ein. 1970 mußten Unfallopfer noch 20 Minuten auf Hilfe warten. Die Oberlebens­
chancen schwerverletzter Unfallopfer sind daher seit 1970 deutlich gestiegen. Durch 
schnelle Hilfe ist es außerdem möglich geworden, die Zahl der bleibenden schweren 
Unfallfolgen bei Verletzten zu verringern. 

Helfen, retten, auch unter Einsatz des Lebens. gehön zu dem beruflichen AllEag 
\'ieler Feuerwehrangehöriger. Hierfür spreche ich Ihnen und den rund 950(0) 
freiwilligen Helfern der Feuerwehr meinen Dank aus. Die Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehr opfern ihre Feizeit, um im .. Ernstfall" helfen zu können. Der Staat kann 
auf ihre Unterstützung nicht \'erzichten. 

Sich f1ir den anderen einzusetzen. Hilfe zu leisten, dies sind Aufgaben, denen sich 
Staat und Gesellschaft auch in Zukunft mit ganzer Kraft widmen müssen. 

Ich hoffe, die lange Tradilion der Freiwilligen Feuerw'ehr wird nicht nur fonge­
selZl, sondern ihr Prinzip macht auch auf anderen Gebieten "Schule". 

Ich wünsche allen Teilnehmern schöne und anregende Tage in Friedrichshafen und 
den Feuerv.'ehrangehörigen weiterhin viel Erfolg bei ihrer verantwonungs\'ollen 
Arbeit. 

Bundesumwellminister Prof. Dr, KJaus Töprer: 
Feuerwehr und Umweltschutz sind enge Verbündete. Die Entwicklung hat 

deutlich gemacht, daß neben den Schwerpunkten Rettungswesen und technischer 
Hilfeleistung der Schutz der Umwelt zu einer neuen wichtigen Aufgabe der 
Feuerw'ehren geworden ist. 

Der Deutsche Feuerwehnag dokumentien dies unter anderem mit der Fachtagung 
..Einsatzwesen und UmwellschutL'. Es geht nun darum, den Kräften der Gefahrenab­
wehr neben den besten verfugbaren technischen Mineln auch das erforderliche 
Wissen und die geeigneten administrativen und organisatorischen Mittel zur Verfü­
gung zu stellen. Ihre Anliegen wurden von mir voll unterstützt. Die Gefahrstoff­
schnellauskunft wurde unter Ihrer Mitwirkung neu gestaltet, das Instrumentarium zur 
Gefahrenabwehr verbessen und ausgebaut. Die Störfall-Verordnung wurde nicht nur 
erheblich ausgeweitet. sondern gerade im Hinblick auf die Gefahrenabwehr wesent­
lich verschärf!. Erwähnen will ich in diesem Zusammenhang nur die neuen strengen 
Vorschriften fllr die Lagerung gefahrlicher Chemikalien und f1ir Pflanzenschutzmit­
tel als Reaktion auf die dUfC'h den Sandoz-Brand ausgelöste Umweltkatastrophe. 

Ich gehe davon aus, daß die Länder die verschärften Vorschriften konsequent 
umsetzen, so daß die Feuerwehren möglichst selten als Reller in der Not in 
Erscheinung treten müssen. Das Rüstzeug rur den Ernstfall will die mit dem 
Feuerwehnag \'crbundene internationale Fachausstellung f1ir BrandschulZ, Reuungs­
wesen und Kalastrophenhilfe liefern. Nutzen Sie die Begegnungen anläßlich dieser 
Veranstaltung auch zu regem Erfahrungsaustausch. Eine Veranstaltung wie der 
Deutsche Feuerwehnag bietet eine gute Gelegenheit, die Ausrüstung und den 
Kenntnisstand der Feuerwehren auf ein hohes Niveau zu heben oder don zu halten. 

Ich wünsche dem Deutschen Feuerwehrtag einen nachhaltigen Erfolg. 
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Diclmar Schiet. Innenminister des Landes Haden-Würtlemberg: 
Zum 26. DeUl::.chen Feuernehnag 10 der Zell '010 14. bIS 19. 6. 1990 in 

Fnedrich.~hafen am Bodensee begrüße ich alle Feuel"ftehrangehörigen und Glßte aus 
dem In· und Ausland sehr herzlich. Mein besonderer Gruß gilt un~ren Freunden aus 
der DDR. dIe In großer Zahl an den Veranstallungen in Friedrichshafen teilnehmen 
v.erden. Ich freue mich ganz besondeTh. daß der 26. DeUl::.che Feuer'ol:ehnag - der 
fiinfte der Nachkriegszeit - in einer der schönsten Regionen des Landes Baden­
WUntemberg ~tattfindel, Ich bIO sicher. daß der besondere Reiz der Landschaft am 
Boden~ mll zum Gelingen des 26. Deut:;chen Feuel"ftehnages bellTagen Wird. 

Dieser 26. Deutsche Feuerwehnag steht unter dem Motto . .FeueN·ehr = Mensch 
+ Techml". MII diesem Motto .... erden die heullgen Gegebenheiten. aber auch 
möglichr .. Problemfelde(· bei den Feuerv.ehren ange<;prochen.ln den \erschl~d~n.tr· 
tig~ten Fach\eranstahungen. insbe;,Ondere auch denen des Internationalen Techni­
schen Komit~ rur vorbeugenden Brandschutz und Feuerlösch .... esen (CfIF). 
v.erden die altuellen Probleme. Spannung~felder und Fragestellungen bei den 
Feuerv.ehren aufgezeigt. sicherlich aber auch richtungwei~nde Lösungsansälze 
für die lommenden Jahre angeboten .... erden. Die internatIonale Fachausslellung ruf 
Brand5l"hutz. Reuungs .... esen und Kata5trophenhilfe ""ird die technischen Entwick­
lungen präsentieren. 

Der 26. DeUI.""he Feuernehnag unler dem Motto "Feuerwehr = Mensch + 
Technik" soille aber auch Anlaß sein. trotz aller posiü\en technischen Neuerungen 
rur die Aufgabenbewältigung bei der Feuerv.ehr. den Menschen nicht zu \erge!>sen. 
Trotz modem'ter Technik ist e, nach .... ir \or der Feuerwthrangehörige. der oftmals 
unter Ein~alZ \on Leib und Ltben den Erfolg eUles jeden EinsatZh garantien. Gerade 
die neuen und viel\eltigen Aufgaben beI der Technischen HIlfeleistung und damit 
"erbunden bei Umv.eltschutzemsatzen erfordern \on den Feuerv.ehrangehörigen ein 
hohes Maß an Verantwonungsbewu6bein. fachliches Können und den zweck- und 
zielgerichteten Einsatz modernster Feuel\\.'ehnechnik. Ohne vielseItige. lei~tungs­

und lernberette ehrenamlliche Feuerv-ehrangehörige könnten die den Fruerv.·ehren 
Ubenragenen Aufgaben nicht bewältigt werden. L'nsere Feuerwehrangehörigen 
haben in den zurückliegenden Jahren gezeigt. daß sie bereit sind. auch unter 
schv. iengeren Einsatzbedingungen ihren ehrenamtlichen Dienst ftlr die Allgemein­
heit zu lei!>ten. \\enn die "Rahmenbedingungen" ~timmen. Es muß de<;halb immer 
unser aller Anliegen sein. die Feuerwehrangehörigen fachgerecht rur die jeweils zu 
übernehmenden Aufgaben au~zubilden und parallel dazu mit der nOl .... endigen 
Einsatz- und Schutzausrüstung. insbesondere auch unter dem Ge~ichlSpunkt der 
FÜMrgepfiicht. auszustatten. Nur der gut ausgebildete und moti"iene Feuerwehran­
gehörige v.!TC1 auch ktinftig in der Lage sem, die ihm übenragenen Aufgaben. unter 
Einsatz modernster Ftuer\\ehnechnil. optimal zu erflillen. Die umfangreichen 
Eins~tze beI den Unwellerkatastrophen der lelllen Monate haben bewiesen, daß 
unsere Feuerv-ehren auch sch\\ierig~te Lagen be\\ältigen lönnen. 

Ich darf mich bei allen Feuern'ehrangehörigen rur die in den zurück.llegenden 
Jahren geleistete hervorragende Arbeit zum Wohle der Allgemeinheit herzlich 
bedanken 

Allen Feuel"ftehrangehörigen und Gästen aus dem In- und Ausland .... ünsche ich 
einen angenehmen Aufenthalt m Fnednchshafen am Bodensee. Gemeßen Sie im 
Rahmen des 26. DeubChe Feucrnehnages auch die angenehme At~phäre in 
Friedrichshafen und rund um den See. Allen Veranstaltungen im Rahmen des 
Deutschen Feuerv-ehnages 1990 wünsche ich einen harmomsehen und erfolgreichen 
Verlauf. 

Oberbürgermeister Dr. Wiedmann: 
Ein herzhche~ Willkommen gIlt allen Feuerv.-ehrleuten. Ihren Angehörigen und 

den Be~uchern aus nah und fern, die vom 14. bis zum 19. Juni anläßlich des ,,26. 
Deutsche Feuerwehrtages" und der ..Internationalen Fachausstcllung ftIr Brand­
schutz. Rettung~we)Cn und Katastrophenhilfe" 10 unserer Stadt zu Gast smd. 

Zu den Aufgaben der Feuerv.ehren gehören nicht allein die Brandbekämpfung. 
sondern auch die Hilfeleistungen bei allen Unglücksfallen. Sie erfordern \on den 
Mitgliedern emen hohen Einsatz. oft sogar unter Gefahr rur Ltib und Leben. 

In der jahrhundenealten Geschichte der organl!ltenen Feucf"-ehren hai sich lfO(Z 

des Wandels im technischen und wirtschaftlichen Leben der Geist der Kameradschaft 
erhalten. EnbCheidende Anderungen sind in der Ausrüstung und der AufgabensteI­
lung \ollzogen. Ein\iltze bei Verkehrsunfallen, Ölunfallen und Katastrophen haben 
zahlenmäßig ein größeres Gewicht erlangt als der BrandschulZ. 

Die techni$(;h hochentwickelte Ausrüstung der Feuerwehren - dokumentlen 
durch unsert neue Feuerwache an der Metstmhofener Straße - stcllt immer höhert 
Anforderungen an die Mitglieder. Ohne zahlreiche Obungen und eine gute Ausbil­
dung lann ein Feuerv.ehrmann bei emem Einsatz keine wirksame Hilfe lel~ten. 

Viele Stunden Ihrer frtizeit opfern beispielsv.eise die Männer der Freiwilligen 
Feuerwehrtn im Dienste der Mllmenschen. Wir sind ihnen zu besonderem Dank 
\erpflichtet. 

Unsere schöne Me!>se- und Zeppelinstadt am Boden~ mit dem herrlichen 
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Alpenpanorama wird sicherlich bei \'ielen Teilnehmern des Feuernehnages und der 
großen Fachausstellung unrergeßliche EindrUcke hinterlassen. Mögen diese Tage zu 
einem Erlebms der Kameradschaft v.erden. zu einem kennenlernen der gastfreundli­
chen Friedrich!.hafener Be\ölkerung und der Stärkung des Gemeinschafbsinns 
dienen. 

CTIF·Präsidenl G. Haurum: 
Vom 12. bIS 17.1uni 1990 ist in Friedrichshafen am Bodensee für Feuerv.-ehrleute 

aus der ganzen Welt der Treffpunkt. In diesen Tagen beMehl die Möglichkeil. neue 
Bekannt!>Chaften zu knüpfen und alte zu pflegen. Die vielfältigen Veranstaltungen 
v.erden dazu beitragen. die mternationale Verständigung und ZusammenarbeIt zu 
fOrdern. 

Für mich ist es deshalb eme große Freude. daß der DcubChe Feuerwehrverband 
uns emgeladen hat. die Sitzungen des e1:ekumen und de!> pennanenten Rates des 
CTIF während des Deutschen Feuern'ehnages durchzuflihren. 

Die landschaftliche- SchönheIt der Umgebung \"on fnednch!>hafen und die 
Anwe~nhell Tausender\on Feuef"-ehrangehörigen gestalten den besten Rahmen flir 
die Sitzungen des CTIF. 

Indem ich dem Deutschen Feuef"-'ehnernand meinen be!>len Dank ft.Ir die 
Einladung zum Ausdruck bringe. heiße ich alle Mitglieder des e'(ekuti\en Rale!. und 
des pennanenten Rales herzlich willkommen in Friedrichshafen. 

DFV-Präsident Hinrich Stru\'e: 
Im Namen des DeubChen Feuerwehnerbandes begrüße ich Sie. meme Feuernehr­

kameraden und -k.ameradinnen.lhre Angehörigen und alle Teilnehmer. die anläßlich 
des 26. Deutsche Feuerv.ehnages nach Friedrichshafen gekommen sind. herzlich. 
Dle~ alle zehn Jahre staufindende Veranslaltung soll Gelegenheit zu einem 

großen Treffen. nicht nur rur die Feuel"ftehren der Bunde!.republik. bieten. Deshalb 
gilt ein besonderer Gruß den ausländIschen Feuerwehrmitgliedern. 

Mn besonderer Freude grüße Ich unsere Feuerw'ehrkameraden und -kameradinnen 
aus der DeubChen Demokratischen Republik. Nach einer langen Zwang~palbC ist e!. 
Ihnen möglich geworden. an einer solchen \'erbindenden Veranstaltung teilzu­
nehmen. 

Ein reichhaltiges Programm mit Fach\onrngen. LeislUngsbev.erhen. Vorführun­
gen aus den Aufgabenbereichen der Feuerwehr bis hin zum historischen Sprilzen­
y,.enbewerb ef"-anet Sie. Doch auch die ge:;clIschaftlichen Veranstaltungen. dIe 
Kundgebung. das Seefest. um rinige zu nennen. gehören dazu, denn neben dem 
Fachlichen soll das Kameradschaflliche nicht zu kurz kommen. 

Dreißig MlIgliedslaaten des CfIF (Internationales lechmsches Komitee fiir vor­
beugenden BrandschulZ und Feuerlöschwe:;cn) kommen nach Friedrichshafen. um 
im Rahmen des Deutschen Feuern'ehnages die Sitzungen des Exekuti\en und des 
Pennanenten Rates durchzuflihren. 

Ebenso Bestandteil des Deutschen Feuernehnag~ ist die internatIonale Fachaus­
qellung fUr Brandschutz. Rettungs .... esen und Katastrophenhilfe. Die Industrie nUllt 
die techni~hen MögliChkeiten. um die Arbeit der Feuernehren mit modernstem 
Gerät zu erleichtern. Die wachsenden Anforderungen an dIe Feuernehren bedingen 
neue Techmken. Sie haben die Möglichkeit. hier auch Im Hinblick auf die 
Verwll"klichung des EuropäiSChen Binnenmarktes ~ich einen ÜberblicL über die 
Leistungsfahigkeit der Industrie zu verschaffen. 

Das Motto des Deutschen Feuef"-'ehrtages: "Feuerwehr = Mensch + Technik" soll 
\·erdeutlichcn. daß 10 der Ftuef"-ehr der Mensch an er!>ter Stelle zu stehen hat. Bei 
allem Fortschnn zeigt sich im Ernstfall sehr schnell. wo die Grenze liegt. bei der der 
Mensch durch Technik nicht ersetzt y,.erden kann. Die Idee. die zur Gründung der 
Feuerwehren flihne. y,.ar u. a. auch. den in Notgeratenen die helfende Hand 
entgegenzustrecl..en. Auch in der Zukunft brauchen wir eine helfende Hand. 
Hilfesuchende erwanen keine Roboter. sondern Menschen. die ihnen Mut zu.spre­
chen. die Ihnen Anteilnahme entgegenbnngen. 

Möge der Deutsche Feuern'ehnag auch \erdeUllichen, daß e!. 10 der heuugen Zeit 
noch genug Frauen und AHnner in unserem Volke gibt. die bereit sind. sich in den 
Reihen der Feuerwehren zu engagieren und damit Pflichten auf sich zu nehmen. 

Ich wünsche Ihnen. daß diese Tage Zlfeinem un\'ergeßlichen Erlebnis y,.erden und 
daß Sie. meme Kameradinnen und Kameraden. in Ihrer Bereitschaft zum Helfen 
bestärkt die Heimreise antreten. 

Den vielen Helfern, die uns bei der Vorbereitung und Durchflihrung des Deutschen 
Feuerv.-ehnages ihre Hilfe gegeben haben. gilt mem besonderer Dank. 

Großes Entgegenkommen und viel Verständnis und Unterstützung erhIelten wir 
durch die Stadt Friedrichshafen. das Land Baclen-Wüntemberg. die Bundesregierung 
sowie durch die Industrie und Winschaft. 

Der Deutsche FtucNehl"\erband danlt Im Namen aller Teilnehmer. nur mit 
diesem Beistand konnte die Veranstaltung in diesem Rahmen geplant werden. 

Alle Teilnehmer gruße ich noch emmal. Bitte. tragen Sie dazu bei. daß der 26. 
Deutsche Feuerw'ehnag Im in Friedrichshafen \iele Jahre in un~ nachklingen wird. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Partnerschaft DLRG Lübeck - Wasserrettung Wismar 

Alte Taucheranzüge werden wie Kronjuwelen 
verschlossen 

Die alte Hansestadt Lübeck ist seit 
Öffnung der Grenzen am 9. NOl"em· 
ber 1989 fest in der Hand ,'on DDR· 
Bürgern. Kein Wunder, denn ~O km 
Stadtgrenze sind auch (noch) 
Staatsgrenze zur DDR. Auch die 
DLRG Lübeck bekam schon wenige 
Tage nach dem historischen Datum 
ersten Besuch aus IVismar. Damit 
war der Grundstein für eine Part· 
nerschaft in Sachen Wasserrettung 
zwischen beiden Städten gelegt. 
Über das Zustandekommen, über 
Möglichkeiten, Chancen und Pro· 
bleme sprach Martin Janssen mit 
dem Geschäftsführer des DLRG· 
Bezirks Lübeck, Jens Andermann. 

Jan sen: Geschwindigkeit ist keine 
Hexerei. Die deutsch·deutschen Polit· 
beziehungen entwickeln sich gerade 
im Formel·I·Tempo. Gilt gleiches fUr 
die Beziehungen zwischen DLRG und 
DDR·lVasserrettung? 

Andermann: Seit dem Erstkontakt 
sind erst wenige Monate vergangen. 
Die Beziehungen zwischen dem Be· 
zirk Lübeck und Wismar haben eine 
gleiche Dynamik wie in der Politik. 
Ich möchte die wichtigsten Ereignisse 
kurz skizzieren. Mitte November be· 
kamen wir in der Geschäftsstelle Be· 
such I"on Bürgern aus lVisrnar. Sie 
machten deutlich, daß sie in ihrer Stadt 
unter dem Namen DLRG die Wasser· 
rettung wieder aufbauen wolhen. 

Schon wenige Tage später erschien 
eine größere Delegation mit einem 
Leiter, Techniker und anderen Fach· 
leuten zu einem gegenseitigen !nfor· 
mationsaustausch über Struktur, Or· 
ganisation und Aufbau der Systeme. 

Kurz vor Weihnachten erhielten wir 
eine Einladung aus Wismar zu einem 
rettungssponlichen Städtevergleichs· 
kampf. Dieser wurde vom 9. bis 11. 
Februar ausgetragen. eben Lübeck 
und Wismar nahmen Mannschaften 
aus Rostock, Stralsund, Ludwigsfelde 
und Pirma teil. 

Die DLRG war mit einer Damen· 

und Herrenmannschaft venreten. 
Während die Sponler nach der Veran· 
staltung ein Aktivenfest feienen, be· 
riet eine Vorstandsdelegation mit dem 
Gastgeber Kooperationsmöglichkei· 
ten. Konkret wurden Aufbau und 
Gründung der DLRG Wismar erönen, 
aber auch Fragen der Ausbildung von 
Rettungsschwimmern, Tauchern und 
des Wachdienstes. Bei diesem Ge· 
spräch war auch ein Venreter des 
DRKIDDR zugegen. 

Janssen: Die lVasserrettung war als 
Fachdienst bisher beim DRKIDDR an· 
geglieden. Gab es da Probleme? 

Andermann: Die Initiativen in 
Richtung auf eine Anbindung an die 
DLRG wurden sicher nicht freudig 
aufgenommen. aber es wurde auch 
Verständnis signalisien. 

Janssen: Es ist also mit einer baldi· 
gen Gründung zu rechnen. Wie soll 
die Kooperation danach aussehen? 

Andermann: Gespräche mit dem 
Rat der Stadt haben stattgefunden. 
Stralsund hat die Gründung vorexer· 
ziert. 

Zum zweiten Teil der Frage. Wir 
haben uns dahingehend verständigt, 
daß in lVismar Schwimmer und Ret· 
tungsschwimmer ausgebildet werden. 
Lübeck ist als Verwaltungson vorge· 
sehen. Über die Gründung eines Be· 
zirks Wismar wird noch beraten. Aber 
es gibt noch offene Fragen, z. B. die 
Bezirksgrenzen, vor allem im Westen. 
Schließlich liegen 60 km zwischen 
Lübeck und Wismar. Denkbar wäre 
ein Bezirk von Priwall bis lVismar. 

Janssen: lVas passien in der Zwi· 
schenzeit? 

Andermann: Es gibt wöchentlich 
regelmäßige Kontakte, zumeist auf 
Fachebene. Jeden Mittwoch fahn aus 
dem Bezirk Lübeck eine Gruppe von 
drei bis vier Personen nach Wismar 
und fUhn eine Ausbildung in der Herz· 
Lungen· Wiederbelebung mit der com· 
putergesteuenen Puppe durch. Gegen· 
wänig werden 20 Personen unterrich· 
tet. In der VOrbereitung sind Lehrgän· 

Jens Andcrmann ist 36 Jahre alt 
und \'crhciratct. Der DLRG gehört 
er seit 1967 un. Jens Andcrmann ist 
,'on Heruf Dipl.-Vernaltungs\\irt 
und bekleidet in der DLRG seit 
sechs Jahren die Funktion des Be-
7.irksgeschäfl5führers in Lübeck. 

ge in der Rettungsschwimmausbil· 
dung in Lübeck. 

Janssen: In den geltenden Gesetzen 
der DDR gibt es ein Vereinsrecht bun· 
desdeuISCher Prägung nicht. Sind Pro­
lerne zu erwarten? 

Andermann: Große Probleme in 
Fragen der Anerkennung erwanen wir 
nicht. Das hat das Beispiel Stralsund 
gezeigt. Interne Schwierigkeiten, die 
DLRG·Satzung betreffend. dürften 
auch nicht auftreten. Unsere Panner in 
Wismar wollen die DLRG·Satzung 
übernehmen, mit einigen Modifikatio­
nen, die auf das geltende DDR·Recht 
abgestimmt sind, 

Janssen: Und im technischen Be· 
reich? 

Andermann: Im technischen Be· 
reich besteht Nachholbedarf. Schwie· 
rigkeiten tauchen auf bei der Anerken· 
nung Ion Lehrscheineo, ",eil be· 
stimmte Schulungsinhalte, die wir for· 
dem, in den AUSbildungsgängen nicht 
gelehn und abgeprüft werden. Dies 
gilt vor allem fUr den technischen 
Sektor. Das ist nur eine Frage der z"it, 
kein unlösbares Problem. BootsfUh· 
rerscheine und Sprechfunkausbil· 

dung, wie sie ftir uns völlig normal 
sind, hat es in der DDR nicht gegeben. 

Janssen: IVie schätzen Sie die Lage 
des Wasserrettungswesens in der DDR 
ein? 

Andermann: Ein Wasserrettungs· 
dienst, wie wir ihn kennen und betrei· 
ben, existien don nicht. Der Spezial· 
dienst Wasserrettung beim DDRIDRK 
hatte eigentlich nur Ausbildungsauf· 
gaben. Der eigentliche Wasserret· 
tunglrlienst wurde Ion den Kommu· 
nen organisien und gut bezahlt; oft 
wurde dieser Dienst Ion Betrieben -
Kombinaten - organisien. Interes· 
senten stellten ihren Urlaub fUr die 
Aufgabe zur Verfugung und bekamen 
dafUr Gehalt. An der O,t.seeküste ha· 
ben in der Vergangenheit Nationale 
Volksanmee ( VA) und Wasser· 
schutzpolizei neben ihren Grenzüber· 
wachungsaufgaben fUr Sicherheit ge· 
sorgt. 

Janssen: Wie steht es mit der was· 
serrenungstechnischen Ausstanung? 

Andermann: Sehr schlecht. Es gibt 
weder Wachtürme noch Funkgeräte 
oder Beatmungsgeräte. Es mangelt an 
allem. Erbebliche Investitionen sind 
dringend erforderlich. Der Bezirk Lu· 
beck will hier auch unterstützend tätig 
werden. 

Ein Beispiel, das die Lage kenn· 
zeichnet: Selbst völlig veraltete 
Tauchanzüge aus Neopren werden 
nach Gebrauch sicher verschlossen 
au!bewahn, mit einem Aufwand wie 
bei den englischen Kronjuwelen. 

Janssen: lVas ,rwanen Ihre Panner 
in Wismar? 

Andermann: In erster Linie sicher· 
lieh finanzielle und materielle Unter· 
stützung. Besonderer Bedarf besteht 
an Wachbekleiduog und Ausbildungs· 
material. Wir werden im Rahmen uno 
serer Möglichkeiten helfen, aber wir 
müssen manchmal auch auf die Brem· 
se treten. Es gibt bestimmte Möglich· 
keiten: So werden wir öffentliche 
Nachmittage mit Kaffee und Kuchen 
durchfUhren. Der Erlös fließt der 
DLRG Wismar zu. Lübeck stiftet den 

I BEVOLKERUNGSSCHUTZ ·MAGAZIN 5/90 I 61 



Kaffee, und den Kuchen SIelIen wir 
auch. Vielleichi gelingl es uns auch, 
den Freunden ein Reuungsbool zur 
Verfugung zu sIelIen. 

Janssen: Der nächsle Sommer. die 
Wachsaison ;tehl kurz bevor. Ein An­
Slurm auf die DDR-KüSle wird erwar­
leI. Der Priwall bei Travemünde -
bisher Grenze und Endstalion - iSI 
offen. ISI diese Aufgabe lösbar? Rech­
nen Sie auf eme Zusammenarbeil mll 
dem Wasserrenungsdiensl der DDR' 

Andermann: Auch auf diesem Ge­
biel iSI nichis mehr wie früher. Der 
gesamle Priwall, also auch der Strand­
ab>ehnlll, der bi<her hermelisch abge­
riegell war, iSI offen. In der Saison 
wird die ganze Buchl mit Boolen be­
,ölken sein. Viele Segler werden Ion 

den neuen Möglichkeilen Gebrauch 
machen. Wir hoffen. daß wir mil zwei 
zusälzlichen Renungsboolen die nOI­
wendige Sicherheil Im Priwallgebiel 
herslellen können. Klar iSI aber auch. 
daß wir nichl in der Lage sein werden, 
die gesamle Küsle bis Wismar abzusi­
chern. Über den Wasserrenungsdiensl 
und seine mögliche Unlerslülzung aus 
der DDR, speziell von der Gruppe 
lVismar, "erden wir noch reden 
müssen. 

Janssen: Können die schlechlen 
Bedingungen in der DDR,. wenige 
Liegeplälze, mangelnde Sanitärein­
richlungen, die Wassersponler ab­
halten' 

Andern .. nn: Bei der gegenwäni­
gen Stimmung glaube ich das nichl. Es 

glbl zu viele, die nach 40 Jahren die 
lerra incogmla - DDR-Küsle - fiir 
sich entdecken wollen. Da werden 
diese Mängel schon in Kauf genom­
men, selbsl wenn die Zufahnen zu den 
DDR-Slränden ofl nur aus Feldwegen 
beslehen. 

Jan sen: lVie sehen die Pläne fUr 
die Zukunft aus' 

Andermann: Wir baben "ei Ein­
ladungen . Vom 6. bis 8. April findel 
ein Vergleicbskampf im Renungs· 
schwimmen in Ludwigsfelde stan mil 
Sponlern aus Dresden, Pirma, lVis· 
mar, Siralsund, Berlslädl, und auch 
die DLRG Berlin iSI eingeladen. Im 
Juli ;tehl m Stralsund das tradilionelle 
Sundschwimmen auf dem Terminka· 
lender. 

Janssen: Der Spon hai auch in der 
Wasserrenung der DDR einen hohen 
Siellenwen. 

Andermann: Ja, zweifellos. Der 
Leislungsgedanke slehl im Vorder· 
grund. Das kann man auch nichl ver­
denken, denn sponliche Leislung war 
in der Vergangenheil gleichzuselzen 
mil besserer finanzieller Unterslül­
zung, 

Die Weubewerbe haben gezeigl, 
daß auch die reuung\SChwimmeri· 
schen Leislungen der ponler aus der 
DDR sehr gUI sind. 

Janssen: Vielen Dank rur das Inter· 
view, Herr Andermann. 

DekompressionsunfaU von Berliner DLRG erfolgreich behandelt 
Ein im Verlauf eine, simulienen 

ÜbungSlauchgang, verunglückler 
Spontaucher aus dem o,ueil Berlins 
wurde vom Montag, 12. März, bis 
Samstag, 17. März 1990, in der 
Druckkammer der Bundes·Lehr· und 
Forschungssläue (BLFSI der DLRG 
wegen einer Dekompressionskrank. 
heil Typ 11 veMrgl. 

Der 46Jähnge Bernd P. haue an 
einer Veranstaltung des DUC Berlin, 
zu dem Spomaucher aus der DDR 
eingeladen waren, leilgenommen und 
zunächsl problemlos einen Tauchgang 
auf eine simuhene Tiefe von 50 m, der 
als sicherer Slandardlauchgang fUr er· 
fahrene Taucher ge>ehälzl wird, be· 
endel. 

Erfahrener Taucher 

Seine Kompelenz war nachgewie· 
sen. Er lauchi seil 1969, haue bei der 
Gesellschafl fUr Spon und Technik der 
DDR (GSTI - Tauchspon - die Qua· 
lifikalionen Ausbilder, Seklionsleiler 
und Techniker im Tauchsport erwor­
ben und ZUIClZI im Januar 1990 an 
einem ColloqUium TauchmedizIß des 

LandC>tauchsponlerbandes Berlin 
(Prof. Dr. John) lCilgenommen. Seil 
Januar 1990 haue er bereits ""hs Frei· 
wassenauchgänge, zulelzl am 4. März 
1990 auf 17 01 Tiefe laul Taucherlog· 
buch durchgefUhn. Die Tauchtaug­
lichkeil war ärzllich und zeillich gültig 
bescheinigl, der Taucher nach eigenen 
Angaben vor dem Tauchgang tauehr;· 
hig und mOlivlen. 

Rückenschmerzen 

ach einem exakl gefahrenen 
Tauchprofil mil Dekompressionspau. 
sen auf 6 und 3 m nach Dröger·Tabelle 
sowie einer zusätzlichen. bei uns re­
gelmäßig berücksichliglCn Sicher· 
heits-Dek<>-SlUfe auf9 m war der Tau· 
eher mil seinen vier Begleitern ohne 
Beschwerden ausgesliegen. Von fUnf 
Tauchem blieben vier bei dem vorge· 
schriebenen Sicherheilslesl nach dem 
Verlassen des Tauchlurms (Gleichge· 
wichtssinn, BeweglichkeIl der EXlre­
milälen. insbesondere der Beine, 
Sprachel unauffallig. Bei Bemd P. tral 
schon zwei Minuten nach Beendigung 
dC> Tauchgangs eine molorische 

Schwäche beider Beine auf. Zehn Mi· 
nUlen ,päter "agte der Taucher über 
Rückenschmerzen (LIVS), etwas ,pä­
ler über Beschwerden in den Kmege· 
lenken 

Querschnittslähmung 

Sein Befinden verschlechtene sich 
in kurzer Zeil so, daß er in die Behand­
lungskammer lerlegt wurde und nach 
lauchärztlicher EntSCheidung die Re· 
kompre>sion eingeleilet wurde. Die 
el'>le ärzlliche Betreuung und medizi· 
nische Versorgung wurde dadurch 
,erbe,sen, daß dem DLRG-Taucher· 
arzl ein Kollege aus OSl·Beriin zur 
Seite stand, der auch in der Kammer 
fon laufende Unlersuchungen des ver· 
unglückten Bemd P. vornahm. Zu ei· 
nem späleren Zeilpunkl slellten beide 
Änle fesl, daß sich bei dem Taucher 
eine Querschniuslähmung manife· 
slien haue. 

Helfer 

Unter der Leilung des LV· und Tau· 
cherarztes Dr. LUlz Hoch begannen 

Wöchenlliche DI. .. RG·Ausbi ldungsorbeii in Wismur. 
Dekompression.!>unr:!)) 

Die Tuuch· und Ilruckknmmcranlagc des LV Uerlin 
",ührcnd der Dekompres.~ ionsbeha ndlung . 
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Rcltungs-Vergleichs,", cltkampr in 
Wismar. 

noch in den Nachl>lunden die Vorbe· 
reilungen fUr eine mehnägige Dekom· 
pressionsbehandlung, die eine Re· 
kompression auf 9 bar Überdruck, ex­
lem lange Dekompressionsphasen 
(Druckabfall von 0, I bar pro Slunde). 
SauersloffiHeliumiSlicksloff-Alm<>­
sphäre. Almung von SauerslofflHe­
li um in unlerschiedlicher Zusammen· 
selzung über Atemmaske sowie medio 
kamentöse Behandlung in der Kam· 
mer vorsah. Die medizinische Belreu· 
ung in der Kammer übernahm der Arzl 
Jürgen Plöse, der während der gesam· 
len Behandlung "das Profil minauchen 
durfle". 

Die Insgesami 14köpfige Mann­
schaft konnte die medizinischen, lech­
nischen und organlsalorischen Proble­
me in hervorragender Zusammenar· 
bei l und bewähnerGelassenheillösen, 
SO daß Bernd am 17. März nach 10 
Slunden die Dekompressionskammer 
0111 einer deUilichen Besserung lerlas· 
sen konnle. 



Hervorragende Handlichkeit 

Die Forderungen aus der Praxis nach 
einem leichten und trotzdem leistungsfähi­
gem Gerät wurden mit dem neuen nur 18,6 
kg schweren Rettungs-Spreizer konsequent 
genutzt. Schnell ist das Gerät einsatzbereit, 
sperrige Wrackteile sind in Sekundenschnel­
le beiseite geräumt oder verklemmte Türen 
geöffnet. Besonders in schwierigen Arbeits­
situationen ist das günstige Gewicht von 
besonderem Vorteil. Die Spreizkraft beträgt 
max. 64 kN . Damit lassen sich selbst ganze 
Fahrzeuge anheben. 

Ohne die Vorsatzspitzen abnehmen zu 
müssen, kann der Rettungs-Spreizer zu einer 
vielseitigen Zugvorrichtung umgebaut wer­
den, um beispielsweise Lenksäulen, Achsen 
und dergleichen mittels Zugkette beiseite 
oder auseinanderzuziehen. (Foto: Lancier) 

Umweltschutz mit Verstand 

Die perfekte Entsorgung durch vollständi­
ge Zerkleinerung und Rückführung des rei-

nen Schneidgutes in die Rohstoffrückgewin­
nung ist ein wichtiger Beitrag zum aktiven 
Umweltschutz. 

Der neue Zerkleinerer wurde mit einem 
leistungsstarken, langsam laufenden Dreh­
strommotor zur Zerkleinerung von dünnwan­
digen Kunststoff- (bis 51) und Blechbehältem 
entwickelt. Zerkleinert werden Kunststoffbe­
hälter, Getränkedosen, Metallbehälter, 
Spraydosen, Einwegflaschen aus Kunststoff. 

Das zu zerkleinemde Material wird durch 
einen Niederha~er automatisch eingezogen. 
Als Auffangbehälter können Größenord­
nungen von 30 I bis 240 I eingesetzt werden. 
Da das Gerät über eine Hebevorrichtung 
verfügt, können verschiedene Auffangbehäl­
ter verwendet werden. Das spezielle 
Schneidsystem einschließlich Getriebemotor 
und kompletter Technik ist mit einer zweck­
mäßigen Abdeckung und einem Stahl­
schrank verkleidet. (Foto: Gloria) 

SChutzanzüge für 
SChutzanzüge 

Da es bekanntlich keinen SChutzanzug 
gibt, der gegen alle möglichen Gefahren 
schützt, wird mit zwei Zusatz-Schutzanzü­
gen der SChutzumfang erweitert. 

Chemikalienschutzanzüge sind kältebe­
ständig bis -42 Grad C. Flüssige Gase haben 
jedoch oftmals tiefere Temperaturen. Treffen 
diese dann bei einer Leckage auf den Chemi­
kalienschutzanzug, kann es zu Versprödun­
gen des SChutzanzug materials kommen und 
es besteht Gefahr für den Anzugträger. Bei der Verwendung des entsprechenden Über­

anzuges ist der Anzugträger bis zu einer 
Temperatur von ca. - 80 Grad C geschützt. 
Der Überanzug ist zweiteilig (Hose und Über­
jacke) mit Isolationshandschuhen und behin­
dert den Anzugträger unmerklich. 

Das zwerte Modell ist ebenso ein zweiteili­
ger Überanzug mit Hitzeschutzhandschuhen 
und besteht aus einem metalibeschiChteten 
Gewebe. Als Sichtscheibe ist eine goldbe­
dampfte Sicherhert5glasscheibe eingebaut. 
Er wird dort verwendet, wo die Gefahr einer 
kurzzeitigen Flammenberührung besteht 
oder Funken den Chemikalienschutzanzug 
beschädigen könnten. Sicher keine alltägli­
che Schutzausrüstung, aber für den speziel­
len Einsatzbereich ein sinnvolles Zubehör. 

(Foto: Interspiro) 

Nachtrag zu Ausgabe 1- 2190: Die Fotos zur 
Produktvorstellung .Erprobte Orientierungshil­
le" wurden uns von der Fa. Wedemann GmbH, 
Hamburg, zur Verfügung gestellt. 
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Flugkatastrophen, 
die die Welt belvegten 

Von Stanley Stewart 
Bemard u. Graefe-Verlag, 5400 Koblenz 

Für die intemationale Luftfahrt war 1989 
kein gutes Jahr. Zu viele Flugzeuge verun­
glückten, zu viele Tote waren zu beklagen. 
Aus dieser Sicht und durch diese Ereignisse 
erlangt das vorliegende Werk eine so - nicht 
gewollte - besondere Aktualität. 

Luftfahrtkatastrophen sind von aufsehen­
erregender und erschreckender Faszination. 
Die Betroffenen sind einem solchen Unglück 
hilflos ausgeliefert, dessen Auswirkungen 
meist von letzter KonseQuenz sind. Unfallex­
perten, Gutachter und Gerichte müssen wie 
in einem Kriminalfall oder Indizienprozeß 
Mosaikstein an Mosaikstein fügen, um den 
Vorfall zu rekonstruieren, die Ursachen auf­
zuklären und so zur Vermeidung ähnlich 
gelagerter Unfälle beizutragen. Im wesentli­
chen sind sie dabei auf "stumme Zeugen" 
wie Flugschreiber oder Wrackteile angewie­
sen. Nicht nur technische, auch medizinische 
und psychologische Faktoren werden unter­
sucht und Tests durchgeführt. Tausende von 
Informationen müssen ausgewertet und ver­
arbeitet, Wrackteile zusammengefügt wer­
den, um so die letzten Einzelheiten zu ermit­
teln und die Zusammenhänge zu analysieren. 
Nachforschungen, die oft Jahre in Anspruch 
nehmen 

In diesem Werk werden dramatisch, pak­
kend und biS zum letzten Funkspruch detail­
getreu eine Reihe von Luftfahrtkatastrophen 
der letzen 50 Jahre mit den abschließenden 
Unfallberichten dargestellt, die die Welt in 
zweifacher Bedeutung bewegt haben: zum 
einen wegen der zu beklagenden Opfer, zum 
anderen aber auch, weil es sich um Un­
glücksfälle gehandelt hat, aus deren Analy­
sen sichtbare KonseQuenzen für die Luftfahrt 
gezogen wurden. 

Orientierung mit 
Karte und Luftbild 

Begr. von Alfred Jescher, 
bearb. von Karl-Heinz Bleiel 

3. überarb. Auflage 
Walhalla u. Praetoria Verlag, 

8400 Regensburg 

Jeder Kartenbenutzer - ob Soldat oder nur 
allgemein an der Kartographie und dem 
Luftbildwesen interessiert - hat mit diesem 
in 3. Auflage vorliegenden Buch eine Arbeits-
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grundlage, die sich sowohl für dienstliche als 
auch für private Zwecke eignet. 

Erkennen und Deuten von wiedergegebe­
nen Objekten, Anleitungen zum Gebrauch 
von Karte und Luftbild sind ebenso behandelt 
und ausführlich erläutert, wie das Auswerten 
von Fliegerkarten, Seekarten, astronomi­
schen Karten, Spezialkarten und Fotokarten. 

Zusätzlich beschreibt dieser Band die ge­
schichtliche Entwicklung der Kartographie, 
die in unserem Land eine lange Tradition hat. 

Außer einem umfangreichen Stichwort­
verzeichnis, das ein gezieltes Nachschlagen 
ermöglicht, enthält das Werk noch zahlreiche 
Zeichnungen und Fotos. 

Zivile Verteidigung 
Band 5: Ernährungssicherstellung für die 

Bundeswehr und verbündeten Streit­
kräfte in der Bundesrepublik Deutsch­

land, Vorsorge und Durchführung 
Von Gerhard Wunsch und 

Dr. Rudolf Wandel, 
Walhalla und Praetoria Verlag 

8400 Regensburg 

Der vorliegende Band 5 aus der Schriften­
reihe "Zivile Verteidigung" erläutert in ver­
ständlicher Form die Versorgung der Bun­
deswehr und der verbündeten Streitkräfte in 
der Bundesrepublik Deutschland mit Verpfle­
gungsmitteln. Die Darstellung umfaßt die 
Versorgung der Streitkräfte in normalen Frie­
denszeiten, in Krisen und im Bewirtschaf­
tungsfall. Dabei wurde offen gelassen, ob die 
Bewirtschaftung infolge von allgemeinen 
Versorgungsschwierigkeiten oder im Zusam­
menhang mit einem Spannungs- oder Vertei­
digungsfall eingeführt werden müßte. 

Schwerpunkt dieses Lehrbuches ist die 
Anwendung der Bewirtschaftungsvorschrif­
ten. Sowohl die Vorbereitung als auch die 
Durchführung von Bewirtschaftungsmaß­
nahmen erfordem ein enges Zusammenwir­
ken zwischen den Versorgungsdienststellen 
der Bundeswehr und den zivilen Behörden 
der allgemeinen Verwaltung auf Kreisebene. 

Das Buch gibt Gelegenheit, sich mühelos 
die Kenntnisse anzueignen, die zur Durch­
führung der öffentlichen Bewirtschaftung er­
forderlich sind. 

Das Recht der Ernährungssicherstellung, 
insbesondere nach Maßgabe der Bundes­
wehr-Verpflegungsbestimmungen ist umfas­
send und lückenlos dargestellt. Die Einbin­
dung der Ernährungsbewirtschaftung in den 
Rahmen des Grundgesetzes fehlt ebensowe-

nig wie die Betrachtungen der Rechtsmate­
rie. Diese ergibt sich aus den übrigen Sicher­
steIlungsgesetzen und dem Bundeslei­
stung:;gesetz. Die einschlägigen Gesetze 
sind als Anhang abgedruckt und erleichtem 
das selbständige Studium. 

Sterben macht Erben 
Leitfaden durch das Erbrecht 

Verlag Wollgang Kastner, 2300 Altenholz 

"Sterben macht Erben" sagt ein altes 
Sprichwort. Offensichtlich ist dies dem bun­
desdeutschen Normalbürger jedoch völlig 
egal; mit kaum einem Gesetz beSChäftigt er 
sich so ungem wie mit dem 5 Buch des BGB, 
dem Erbrecht. Die Grllnde dafür sind vielfäl­
tig. Der eine möchte sich zu Lebzeiten nicht 
mit dem Thema beschäftigen; der andere 
glaubt, daß sich später schon alles regeln 
wird. 

Die Broschüre soll dazu beitragen, das 
Bewußtsein für das Thema Erbrecht zu stär­
ken. Vielleicht kann sie helfen, so manche 
Streitigkeit von vornherein auszuschließen. 
Der ca. 80 Seiten umfassende Leitfaden 
erläutert die gesetzliche und testamentari­
sche Erbfolge, enthält zahlreiche Testa­
mentsmuster und gibt Auskunft darllber, 
welche Schritte nach dem Tode eines Men­
schen einzuleiten sind. 

Die Roten Hefte 
Lehrschriften für den Feuerwehrmann 

Verlag W. Kohlhammer, 
7000 Stuttgart BO 

Die Hefte der Schriftenreihe, die über 50 
Titel umfaßt, werden ständig überarbeitet, 
um den vielfältigen Aufgaben der Feuerwehr 
gerecht zu werden. Auch in den vorliegenden 
Neuerscheinungen wurden alle neuen Er­
kenntnisse berllcksichtigt, um den Themen­
bereich auf den aktuellen Stand zu bringen. 

Kurt KlIngsohr 
Brennbare Flüssigkeiten und Gase 
Nr. 41, 4. überarb. Auflage 

* Kurt Klingsohr 
Fachrechnen für den Feuerwehrmann 
Nr. 31, 4. überarb. Auflage 

* Allel Häger 
Kfz-Marsch geschlossener Verbände 
Nr.61 



Wollgang Jendsch 

MINI MAGAZIN 

Rüstwagen (RW 1) 

Bereits in der ersten Folge der Modellreihe 
des "Minimagazins" 8/89) hatten wir in kur­
zer Form das LF 16-TS in der Katastrophen­
schutz-Einheit "Löschzug Löschen und Ret­
ten" vorgestellt. Diesem Verband ist auch ein 
Rüstwagen 1 als Fahrzeug des Rettungs­
trupps zugeordnet. Der RW 1 wurde den 
Feuerwehren als KatS-Bundesausstattung in 
drei unterschiedlichen Versionen zur Verfü­
gung gestellt: einmal auf Mercedes-Benz­
Unimog 1300 L, zum andern auf Magirus 130 
M sowie auf MANIVW 8.136. Das Fahrzeug 
ist ausgerüstet nach DIN 14.555 und führt 
unter anderem Löschgerät, Rettungs- und 
Sanitätsgerät sowie diverses Arbeitsmateriat 
mit. Eingesetzt wird das Fahrzeug des Ret­
tungstrupps vor allem zur technischen Hilfe­
leistung im Schadensfall . 

Das Modell 

Um - in Ergänzung zu unserem oben 
erwähnten Beitrag - den Löschzug "Löschen 
und Retten" komplett im Modell 1 :87 bauen 
zu können, soll in dieser Folge des "Minima­
gazins" der RW 1 des LZ -R zum Thema 
werden. Dabei soll der hier abgebitdete Mer­
cedes-Benz-Unimog zum Vorbild für diesen 
Nachbau dienen. 

Erforderlich sind die Grundmodelle: ein 
TLF 8 (Unimog) der Firma Roco (Bestellnum­
mer 1304) und ein MTW (THW) der Firma 
Preiser (Bestellnummer 1168). So wird vom 
Roco-Modell das Chassis samt Fahrerhaus 
verwendet, vom Preiser-Modeiliediglich der 
Geräteaufbau. Beide Teile müssen nun kom­
biniert werden, indem der Geräteaufbau pas­
send auf das Unimog-Chassis gesetzt wird. 
Dabei ist darauf zu achten, daß sich die 
Unterseite Aufbau mit der Unterseite Fahrer­
haus in einer Ebene befinden. Dieses erreicht 
man am besten, indem man den Geräteauf­
bau-Boden aus dem Preiser-Bausatz weg-

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 

Vom Vorbild zum Modell 

Ein RW 1 des Katastrophenschutzes auf Mercedes-Benz-Unimog mit Wackenhuth-Aufbau. Es handelt sich 
hier um den bekanntesten Typ des KatS-Rüstwagens. 

----~~-----------

läßt und einen eigenen Boden aus Plastik­
platten paß- und höhengerecht auf das Fahr­
zeug-Chassis setzt, so daß dann der aufmon­
tierte Geräteaufbau die geforderte HÖhe er­
hält. 

Mit dieser Roco/Preiser-Konstruktion muß 
ein gewisser Kompromiß in Kauf genommen 
werden, da der Vorbild-Aufbau geringfügig 
anders konstruiert ist. Da die Unterschiede 
aber optisch wenig ins Gewicht fallen, kann 
einem solchen Kompromiß durchaus zuge­
stimmt werden. 

Auf weitere Details ist zudem zu achten: 
Der beim Roco-Modell an der Fahrerhaussei­
te hochgezogene Auspuff muß entfernt wer­
den (in diesem Zusammenhang wird das 
Steckloch verschlossen), die Aufstiegsleiter 
an der Heckseite wird von links nach rechts 
versetzt (Löcher ebenfalls verschließeni) und 
zudem wird im Bereich dieser zwei Einsteck­
löcher die Klappe für den Stromerzeuger 
eingraviert (ca. 7 X 9 mm). Auf dem Fahr­
zeugdach (Aufbau links) werden zwei Steck­
leiterteile (alu) plaziert. Nicht zu vergessen ist 
abschließend die Seilwinde an der Fahrzeug­
front (Herstellung in Eigenarbeit, zum Bei­
spiel aus Radiergummi, oder als Teil des 

Preiser-Bausatzes Nr. 1172 TLF 48- 50) mit 
Zugseil in die Aussparung in der Frontstoß­
stange. 

Die Detaillierung erfolgt bei dem rot (RAL 
3000) lackierten Fahrzeug wie üblich und aus 
den vorherigen Beiträgen bekannt. 

Durchaus möglich ist es, die MANIVW­
Version des RW 1 ebenfalls zu bauen. Anstel­
le des Unimog-Fahrerhauses ist hier das 
Herpa-Fahrerhaus Nr. 817.000 (TLF 8) zu 
nutzen. Geändert werden müßte hier das 
Scheinwerferpaar (Einbau in die Stoßstange) 
sowie die Bereifung (durch größere Reifen 
und durch HÖhersetzen des Chassis muß 
eine "All rad-Version" des Fahrzeuges deut­
lich werden). Unser zweites Vorbildfoto zeigt 
die geÖffnete Fahrzeugansicht: diese ist 
durch den Preiser-Aufbau in dieser Form 
darstellbar; zudem läßt das Vorbildfoto die 
Details des MANIVW-Rüstwagens relativ gut 
erkennen. 

Wie bereits im Beitrag 8/89 erwähnt, 
besteht der KatS-Löschzug "Löschen und 
Retten" (LZ -R) aus dem Zugtruppfahrzeug 
(Geländewagen, zu beordern), zwei Lösch­
gruppenfahrzeugen LF 16-TS und dem be­
schriebenen Rüstwagen. 

Weniger bekannt ist die Version auf MANNW 8.136 (hier ein Fahrzeug der FF Der Rüslwagen (RW 1) im Maßstab 1 :87 - im Hintergrund die weiteren Fahrzeuge 
Winnenden). Auch im Modell kann der RW 1 offen dargestellt werden; das Foto des LZ-R im Katastrophenschutz. 
zeigt zudem die für den Umbau wichtigen DetailS 3m MANNW-Fahrerhaus. 
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Brandkatastrophe auf Fiihrsfhill 

Ein Großfeuer auf der dänischen Fähre 
"Scandinavian Star" forderte Anfang April 
welt über 150 Tote und viele Verletzte. Das 
unter Bahamas-Flagge registrierte Schiff der 
dänischen Reederei "VR Da-No-Une" war 
auf dem Weg von Oslo nach Frederikshavn 
(Dänemark) in Brand geraten. 

Die zuständigen Behorden in Norwegen 
gehen davon aus, daß das schwerste Un­
gluck In der skandinavischen Seefahrtsge­
schichte seit Kriegsende auf Brandstiftung 
luruckzuführen ist. Zahlreiche der rund 350 
geretteten Passagiere, die von anderen 
Schiffen und Rettungshubschraubern gebor­
gen wurden, übten scharte Kritik an den 
Sicherhe itsvorkeh ru ng en . 

Das nächtliche Feuer überraschte zahlrei-
che Reisende in ihren Kabinen. Andere wurden von dem Feuer auf dem Autodeck 
eingesperrt, wo sie entgegen allen Sicherheitsbestimmungen übernachtet hatten. Nach 
Augenzeugenberichten funktionierten weder die Alarmanlagen noch wußte die Besatzung, 
was im Falle eines Brandes zu unternehmen ist. Noch Tage später bargen die 
Rettungsmannschaften Tote aus dem Rumpf des Fährschiffes. (Fotos: dpa) 


